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* Zur Veröffentlichung im WPK Magazin redaktionell bear-
beitet. Es gilt das gesprochene Wort.

WPK-Gremien votieren für die Einführung der 
Briefwahl
Tätigkeitsbericht des Präsidenten

Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, 

ich freue mich, dass ich Ihnen 
heute den zweiten Bericht meiner 
Amtszeit vortragen kann. Er um-
fasst die Zeit seit der letzten Bei-
ratssitzung vom 26.11.2008. Ich 
beschränke mich auf Schwerpunk-
te und jüngste Entwicklungen seit 
der Fertigstellung des Ihnen vor-
liegenden schriftlichen Berichts. 

Reformbedarf bei der Beirats-
wahl und der Wirtschafts-
prüferversammlung

Sie erinnern sich, dass wir bereits 
in der Beiratssitzung im Novem-
ber letzten Jahres über dieses The-
ma gesprochen haben. Im Herbst 

hatten wir im Rahmen der Jour 
fixe-Veranstaltungen der WPK das 
Stimmungsbild unter den anwe-
senden Mitgliedern ermittelt. Je-
weils eine deutliche Mehrheit 
sprach sich für die Einführung 
der Briefwahl aus. In zahlreichen 
Wortbeiträgen wurde aber auch 
deutlich gemacht, dass man an 
einer berufsständischen Zusam-
menkunft im Sinne der bisherigen 
Wirtschaftsprüferversammlung 
festhalten möchte.

Der Vorstand hat daraufhin dem 
Beirat vorgeschlagen, mit dem An-
sinnen an das Bundeswirtschafts-
ministerium heranzutreten, die 
Wirtschaftsprüferordnung zur Ein-
führung der Briefwahl zu öffnen, 
bei gleichzeitiger Übertragung der 
Satzungskompetenz beziehungs-
weise der Kompetenzen der Wirt-
schaftsprüferversammlung auf den 
Beirat. Angesichts der grundsätz-

lichen Bedeutung der Angelegen-
heit kam man nach weiterer Dis-
kussion aber überein, zunächst 
einen Projektausschuss von Beirat 
und Vorstand damit zu betrauen, 
sich vertiefend mit dem Thema zu 
befassen. Nach drei Sitzungen des 
Projektausschusses und Gesprä-
chen mit dem Bundeswirtschafts-
ministerium kann der Vorsitzer 
des Beirates, Kollege Dieter Ulrich, 
heute hierzu berichten und Ihnen 
einen Beschlussvorschlag präsen-
tieren (Anm. d. Schriftleitung: sie-
he dazu die Seiten 5 und 12 in die-
sem Heft).

Neuordnung des Aufsichts-
systems

Über die Entwicklungen in die-
sem Bereich ist der Beirat zuletzt 

u Bitte lesen Sie weiter auf Seite 6

Anlässlich der Beiratssitzung am 
18.6.2009 in Berlin führte Präsident  
Prof. Dr. Norbert Pfitzer wie folgt aus*:
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Zur Sache

werden dann auch die Gelegenheit zur Dis-
kussion der Überlegungen und zum weite-
ren Gedankenaustausch haben. Ergänzend 
ist eine ausführliche Darstellung zu Inhalt 
und Motiven der Neuordnung für das WPK 
Magazin 4/2009 geplant, die vorab auf der 
WPK-Internetseite zur Verfügung stehen 
soll (siehe Seite 13 in diesem Heft).

Ein Thema des Jour fixe „Berufspolitik 
aktuell“ des vergangenen Jahres war mögli-
cher Reformbedarf für die Wahl des Beirates 
der Wirtschaftsprüferkammer. Die Ausspra-
che mit Ihnen, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, ergab ein positives Stimmungs-
bild zur Einführung der Briefwahl. Ein ei-
gens eingerichteter Projektausschuss hat 
sich mit dieser Frage und den Konsequen-
zen für die Wirtschaftsprüferversammlung 
bisheriger Prägung befasst. Vorstand und 
Beirat der Wirtschaftsprüferkammer haben 
sich ausführlich mit dem Thema auseinan-
dergesetzt. Im Ergebnis ihrer Beratungen 
haben sich die Gremien einstimmig dem 
Votum des Projektausschusses angeschlos-
sen und die Einführung der Briefwahl be-
fürwortet. Die Gremien haben sich auch da-
für ausgesprochen, dass schon die nächsten 
Wahlen im Jahr 2011 per Briefwahl durch-
geführt werden sollen.

Das Bundeswirtschaftsministerium wur-
de bereits unterrichtet. Eine WPO-Änderung 
muss spätestens im nächsten Jahr erfolgen, 
damit die notwendigen Voraussetzungen 
zur Durchführung der Wahlen im Jahr 2011 
geschaffen werden können. Nach den derzei-
tigen Planungen kann dies ebenfalls in der 
Achten WPO-Novelle umgesetzt werden. Es 
gibt also einiges zu tun.

Ihr

Norbert Pfitzer
Präsident der Wirtschaftsprüferkammer

in diesen Tagen richtet sich die Aufmerk-
samkeit auf das politische Berlin. Der 
Wahlkampf geht in die entscheidende 
Phase vor der Bundestagswahl. Angesichts 
der vielfältigen Herausforderungen, denen 
sich Deutschland als Folge der Finanz- und 
Wirtschaftskrise ausgesetzt sieht, haben wir 
allen Grund, den am 27.9.2009 zu wählen-
den Parlamentariern eine glückliche Hand 
bei ihren finanz- und wirtschaftspoliti-
schen Entscheidungen in den kommenden 
vier Jahren zu wünschen.

Die neue Legislaturperiode verspricht 
auch aus berufspolitischer Sicht interessant 
zu werden. Eine Achte Novellierung der 
Wirtschaftsprüferordnung soll bald nach 
der Bundestagswahl, möglichst im Frühjahr 
2010, angestoßen werden. Wie bereits im 
letzten WPK Magazin erwähnt, steht aber-
mals das Aufsichtssystem im Mittelpunkt 
der Reformbestrebungen. Im Kern geht es 
dabei um die weitere Stärkung der Unabhän-
gigkeit der Berufsaufsicht vom Berufsstand, 
um internationalen Anforderungen an die 
Unabhängigkeit von Aufsichtssystemen zu 
entsprechen. Dafür soll die Zuständigkeit für 
die Berufsaufsicht einschließlich der Sonder-
untersuchungen sowie der Qualitätskontrolle 
von der Wirtschaftsprüferkammer auf die Ab-
schlussprüferaufsichtskommission übertra-
gen werden. Nicht nur mit Blick auf mögliche 
Folgewirkungen auch für die Gesamtstruktur 
des Aufsichtssystems kann man mit Fug und 
Recht von einer „Neuordnung“ sprechen. 

Die Überlegungen haben in den letz-
ten Monaten soweit Gestalt angenommen, 
dass der Vorstand sie dem Beirat zu des-
sen Sitzung am 18.6.2009 vorlegen konnte. 
Einzelheiten entnehmen Sie bitte dem Be-
richt über die Beiratssitzung auf Seite 12 in 
diesem Heft. Die Wirtschaftsprüferkammer 
wird Sie auf dem diesjährigen Jour fixe „Be-
rufspolitik aktuell“, zu dem ich Sie im Juli 
eingeladen habe, weiter unterrichten. Wir 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen,
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u Fortsetzung von Seite 4

ebenfalls in der Sitzung im No-
vember unterrichtet worden. Wir 
haben für dieses Thema einen ge-
sonderten Tagesordnungspunkt, 
auf den ich verweisen darf (Anm. 
d. Schriftleitung: siehe dazu Sei-
ten 5, 12 und 13 in diesem Heft).

Berufsaufsicht und Sonder-
untersuchungen

Zur Berufsaufsicht im Allgemeinen 
und zu den Sonderuntersuchun-
gen im Besonderen gibt es in der 
Beiratssitzung keinen gesonder-
ten Tagesordnungspunkt. Deshalb 
möchte ich an dieser Stelle einiges 
zu diesem für die Arbeit der WPK 
und den Berufsstand insgesamt 
sehr wichtigen Bereich sagen.

Bevor ich „zur Sache“ kom-
me, darf ich den Vorstandskolle-
gen sehr herzlich danken, die sich 
in den Vorstandsabteilungen „Be-
rufsaufsicht“ und „Widerrufsver-
fahren“ engagieren. Der Arbeits-
einsatz zu Hause zur Vorbereitung 
und bei der Wahrnehmung der 
zahlreichen Sitzungstage ist be-
achtlich. Herzlichen Dank auch 
an die Abschlussprüferaufsichts-
kommission, deren Mitglieder re-
gelmäßig an den Sitzungen der 
Vorstandsabteilungen teilnehmen. 
Durch die frühzeitige Einbindung 
der APAK wird der mögliche Dis-
sens am Ende des Verfahrens ver-
mieden. Weiterer Dank gilt den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der WPK-Geschäftsstelle, 
die die Sachverhalte nach meiner 
Einschätzung mit sehr hoher fach-
licher Kompetenz ausermitteln – 
für uns im Ehrenamt eine hervor-
ragende Unterstützung. 

Mitte Mai hat die Wirtschafts-
prüferkammer den Bericht über 
die Berufsaufsicht 2008 vorgelegt, 
der sich auf alle Bereiche der Be-
rufsaufsicht erstreckt, also Diszi-
plinaraufsicht, Widerrufsverfah-
ren, Sonderuntersuchungen und 

die Abschlussdurchsicht (Anm. d. 
Schriftleitung: siehe dazu bereits 
WPK Magazin 2/2009, Seite 12).

Diesmal ist der Bericht aus-
führlicher als in den vergangenen 
Jahren. Wir haben mehr über die 
inhaltlichen Schwerpunkte der 
Aufsichtsverfahren berichtet. Au-
ßerdem hat die Zahl der Verfah-
ren weiter zugenommen, was auf 
die zunehmende Komplexität des 
Umfelds zurückzuführen ist, in 
dem wir als Prüfer tätig sind. In 
erster Linie denke ich dabei an die 
sehr komplexen IFRS-Prüfungen. 

Anlassunabhängige Sonder-
untersuchungen

Die WPK hat sich bis Ende des 
letzten Jahres insgesamt mit 34 an-
lassunabhängigen Sonderuntersu-
chungen befasst beziehungswei-
se solche angeordnet. Inklusive 
der Sonderuntersuchungen dieses 
Jahres befasste sich die Vorstands-
abteilung mit Feststellungen aus 
insgesamt 43 Sonderuntersuchun-
gen. Einhergehend mit dem weite-

ren personellen und organisatori-
schen Aufbau der Abteilung sind 
für das laufende Jahr rund 40 Son-
deruntersuchungen geplant. Dar-
unter sind erstmals auch alle Pra-
xen mit mehr als 25 Mandaten im 
Sinne des § 319 a HGB. Diese ins-
gesamt fünf Praxen werden jähr-
lich untersucht. 

Kritiker meinen, wir hätten 
gleich zu Beginn alle dieser Pra-
xen mit mehr als 25 Mandaten 
untersuchen sollen. Wer solcher-
maßen Kritik übt, hat möglicher-
weise noch nie einen vergleichba-
ren Bereich aufgebaut. Es war uns 
klar, dass wir in der Aufbaupha-
se nicht gleich alles werden leis-
ten können. Ich denke, wir kön-
nen schon ein wenig stolz darauf 
sein, dass wir in kurzer Zeit eine 
auf anerkannt hohem fachlichem 
Niveau arbeitende Abteilung in 
der Wirtschaftsprüferkammer ein-
gerichtet haben.

Zur Abrundung hierzu noch 
einige Eckdaten: In der vom Kol-
legen Ulrich Schröder gelei-
teten Abteilung haben wir am 
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1.4.2009 mit dem Kollegen Mar-
tin Kocks einen stellvertretenden 
Abteilungsleiter bestellt. Weite-
re zwölf Wirtschaftsprüfer und 
zwei Rechtsanwälte arbeiten der-
zeit in diesem Bereich. Nach Plan 
ist die Einstellung von drei wei-
teren Wirtschaftsprüfern bis zum 
Jahresende vorgesehen. 

Wirtschaftsprüfungsexamen – 
Umsetzung der §§ 8 a und  
13 b WPO

Insgesamt verfügen derzeit drei 
Hochschulen (FH Fresenius Köln, 
FH Münster/Osnabrück, Hoch-
schule Pforzheim) über eine An-
erkennung nach § 8 a WPO, zwei 
Hochschulen (Universität Ulm 
und Frankfurt School of Finance 
and Management) über eine Aner-
kennung nach § 13 b WPO. In bei-
den Bereichen haben jeweils wei-
tere 20 Hochschulen ihr Interesse 
an einer Anerkennung signalisiert. 

Demnächst wird eine Ände-
rung der Wirtschaftsprüfungsex-
amens-Anrechnungsverordnung 
(WPAnrV) in Kraft treten, die 
auf eine Anregung der WPK zu-
rückgeht. Hintergrund ist, dass ex 
post-Einzelfallentscheidungen im 
Anerkennungsverfahren unserer 
Meinung nach zu ineffizient sind 
und die Qualität des Examens ne-
gativ beeinflussen könnten. Des-
halb haben wir beantragt, eine An-
rechnung von Prüfungsleistungen 
nach 13 b WPO nur noch dann zu 
geben, wenn der Hochschule, an 
der die anrechenbaren Prüfungen 
abgelegt worden sind, zuvor von 
der Prüfungsstelle die Gleichwer-
tigkeit ihrer Prüfungen mit denen 
des Wirtschaftsprüfungsexamens 
bestätigt worden ist. Aus Ver-
trauensschutzgründen wird diese 
Änderung allerdings nur für Stu-
dierende gelten, die ab dem Win-
tersemester 2009/2010 ihr Studi-
um aufnehmen werden (Anm. d. 
Schriftleitung: Die Änderung der 

WPAnrV ist am 18.6.2009 in Kraft 
getreten, siehe zu diesem Thema 
Seite 15 in diesem Heft).

Erfreulich ist, dass nach einem 
Rückgang im Jahr 2008 in diesem 
Jahr wieder ein positiver Trend 
bei der Anzahl der Examenskan-
didaten festzustellen ist.

DBV-Initiative zur Zusammen-
führung der Prüferberufe

Ich möchte noch die Initiative des 
Deutschen Buchprüferverband 
e. V. (DBV) zur Zusammenführung 
der Prüferberufe ansprechen. Sie 
wissen, dass die alte Übergangs-
regel mit der Siebten WPO-Novel-
le geschlossen wurde. Der DBV 
schlägt nun vor, dass vereidigten 
Buchprüfern, die über eine Teil-

nahmebescheinigung für das Qua-
litätskontrollverfahren verfügen, 
der Weg eröffnet werden soll, über 
eine vereinfachte Zugangsprüfung 
als Wirtschaftsprüfer bestellt zu 
werden. Grundlage ist der Gedan-
ke, dass vereidigte Buchprüfer oh-
nehin Abschlussprüfer im Sinne 
der Anforderungen der EU-Ab-
schlussprüferrichtlinie sind. Das 
IDW unterstützt diese Option, 
vorbehaltlich eines positiven Vo-
tums des Verwaltungsrats und der 
Einbeziehung einer Regelung zur 
Berücksichtigung von Fehlversu-
chen aus dem bisherigen Verfah-
ren. Die WPK steht der Initiative 
offen gegenüber. Der DBV wird 
auch noch Sondierungsgespräche 
mit dem Bundeswirtschaftsminis-
terium führen.
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EU-Konsultation zur Verbreite-
rung der Anbieterstruktur

Beim Blick auf die internationa-
le Entwicklung darf ich mit der 
EU-Konsultation zur Verbreite-
rung der Anbieterstruktur begin-
nen. Vor dem Hintergrund ei-
nes Ausfall-Szenarios einer der 
„Big Four“-Prüfungsgesellschaf-
ten denkt die EU-Kommission 
darüber nach, wie eine Verbrei-
terung der Anbieterstruktur des 
Marktes, insbesondere für das 
Marktsegment der großen inter-
nationalen Abschlussprüfungen, 
erreicht werden kann. Erwogen 
wird unter anderem, die nach 
der EU-Abschlussprüferrichtlinie 
vorgeschriebenen Mehrheitsbe-
teiligungen von Abschlussprüfern 
auf der Eigentums- und Leitungs-
ebene von Prüfungsgesellschaften 
abzuschaffen und gewerbliche Fi-
nanzinvestoren zuzulassen.

Die WPK hat deutlich gemacht, 
dass sie die Frage der Eigenka-
pitalbeschaffung nicht als den 
Wachstumstreiber ansieht, son-
dern andere Kriterien, wie bei-
spielsweise Akquisitionsstärke im 
Mandats- und Personalbereich. 
In Deutschland ist das Anbieter-
spektrum im Übrigen vergleichs-
weise breit gestreut. Im kapital-
marktorientieren Bereich haben 
wir rund 130 Praxen, wobei ein 
Großteil davon allerdings nur ein 
§ 319 a HGB-Mandat betreut. Hin-
sichtlich einer möglichen Öff-
nung für gewerbliche Investoren 
hat die WPK Bedenken angemel-
det. Wie lässt sich die Unabhän-
gigkeit gewährleisten? Wie lässt 
sich die Qualität der Abschluss-
prüfungen angesichts von Ren-
diteerwartungen der Investoren 
in einer Wirtschaftsprüfungspra-
xis sicherstellen? Die weitere Ent-
wicklung müssen wir abwarten 
(Anm. d. Schriftleitung: siehe zu 
diesem Thema bereits WPK Maga-
zin 2/2009, Seite 24, sowie Seite 
24 in diesem Heft).

EU-Konsultation zur Änderung 
der 4. und 7. gesellschafts-
rechtlichen Richtlinie

Ziel dieser Konsultation ist es, 
Bereiche zur Vereinfachung und 
Modernisierung der 4. und 7. ge-
sellschaftsrechtlichen Richtlinie 
zu ermitteln. Unter anderem wird 
erwogen, die derzeitigen Größen-
kriterien für die Einteilung von 
Unternehmen zu verändern. Die 
Kategorie der mittelgroßen Unter-
nehmen würde aufgegeben, um 
sie entweder mit der der großen 
oder der kleinen Unternehmen zu 
verschmelzen. Im letztgenannten 
Fall würde die Anzahl prüfungs-
pflichtiger Unternehmen von der-
zeit rund 40.000 auf rund 15.000 
sinken. Ich glaube aber nicht, dass 
dies automatisch zum Wegfall 
der Prüfung führen würde, denn 

in vielen Fällen wird man dann 
freiwillige Prüfungen durchfüh-
ren lassen. Die WPK hat sich ge-
gen grundsätzliche Änderungen 
in diesem Bereich ausgesprochen 
(Anm. d. Schriftleitung: siehe zu 
diesem Thema bereits WPK Maga-
zin 2/2009, Seite 24). 

Vorschlag der EU-Kommission  
zur Änderung der 4. gesell-
schaftsrechtlichen Richtlinie

Zeitgleich mit dieser Konsulta-
tion hat sich die EU-Kommissi-
on die 4. Richtlinie angeschaut 
und einen Vorschlag speziell 
für Kleinstunternehmen vorge-
legt (micro-entities). Diese ein-
zuführende Kategorie soll den 
Mitgliedstaaten ermöglichen, ent-
sprechende Unternehmen ganz 
von Buchführungs- und Bilanzie-
rungspflichten zu befreien. Als 
Kleinstunternehmen gelten dabei 
solche Gesellschaften, die an zwei 
aufeinanderfolgenden Bilanz-
stichtagen zwei der drei nachfol-
gend genannten Schwellenwerte 
nicht überschreiten: Bilanzsum-
me 500.000 ¤, Nettoumsatzerlö-
se 1 Mio. ¤ und durchschnittliche 
Zahl der Beschäftigten während 
des Geschäftsjahres in Höhe von 
zehn. Die Kriterien sind andere als 
wir sie aus dem BilMoG kennen. 
§ 241 a HGB enthält bereits einen 
Ansatz, der dem Anliegen der EU-
Kommission entspricht. Werden 
Umsatzerlöse von 500.000 ¤ und 
Jahresüberschuss von 50.000 ¤ 
nicht überschritten, ist man von 
der Buchführungspflicht befreit. 
Wir haben hier von einer Stel-
lungnahme abgesehen, da die vor-
geschlagenen Änderungen in der 
4. Richtlinie sich nur auf den Be-
reich der Rechnungslegung und 
Prüfung von nichtprüfungspflich-
tigen Unternehmen beziehen 
(Anm. d. Schriftleitung: siehe zu 
diesem Thema bereits WPK Maga-
zin 2/2009, Seite 24). 
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Registrierung von Abschluss-
prüfern aus Drittländern

Abschlussprüfer, die Unterneh-
men aus Drittländern (außerhalb 
der EU) prüfen, die einen gere-
gelten Markt innerhalb der EU in 
Anspruch nehmen, sind nach der 
EU-Abschlussprüferrichtlinie zur 
Registrierung in dem betroffenen 
EU-Mitgliedstaat verpflichtet. Für 
Deutschland ist diese Vorgabe mit 
§ 134 WPO umgesetzt worden. Im 
Juli 2008 traf die EU-Kommissi-
on eine Übergangsentscheidung, 
die bestimmte Drittlandprüfer 
für eine Übergangszeit von dieser 
Registrierungspflicht ausnimmt. 
Hintergrund dieser Regelung ist, 
dass nach der EU-Abschlussprü-
ferrichtlinie die EU-Kommission 
über die Gleichwertigkeit der Auf-
sichtssysteme für Abschlussprü-
fer in Drittländern entscheidet. Ist 
diese Gleichwertigkeit festgestellt, 
können die Mitgliedstaaten von 
einer Registrierung und einer Un-
terwerfung der betroffenen Prüfer 
unter die nationale Berufsaufsicht 
absehen. 

Die Übergangsentscheidung 
sieht vor, dass lediglich Stammda-
ten wie Name und Anschrift des 
Abschlussprüfers oder der Prü-
fungsgesellschaft erfasst werden 
müssen. Daneben muss Auskunft 

über die verwendeten Prüfungs-
standards sowie die Qualitäts-
kontrollen erteilt werden, denen 
man sich bisher unterzogen hat. 
Die APAK hat im Februar die für 
die Erfassung im Rahmen dieser 
Übergangsentscheidung erforder-
lichen Formulare und Erläuterun-
gen in deutscher und englischer 
Sprache auf ihre Internetseite ein-
gestellt. Anträge werden von der 
APAK als der zuständigen Stelle 
angenommen und an die WPK zur 
Erfassung in einem gesonderten 
Register weitergeleitet. Dieses Re-
gister ist auf der Internetseite der 
Kammer vorbereitet. Anträge hier-
zu liegen jedoch noch nicht vor 
(Anm. d. Schriftleitung: Inzwi-
schen liegen erste Registrierungen 
bei der WPK vor, siehe zu diesem 
Thema auch Seite 21 in diesem 
Heft).

Weitergabe von Arbeitspapie-
ren an Drittländer und Anerken-
nung von Aufssichtssystemen

Dieses Thema spielt seit dem In-
krafttreten des Sarbanes-Oxley Act 
in den Vereinigten Staaten eine 
Rolle. Alle beim PCAOB regis trier-
ten Praxen – aus Deutschland rund 
30 – hatten sich im Rahmen der 
Erst registrierung abgestimmt, ei-
ner Weitergabe von Arbeitspapie-

ren nicht vorab und generell zu-
stimmen zu können. Nach Art. 47 
der EU-Abschlussprüferrichtlinie 
können die Mitgliedstaaten die 
Weitergabe von Arbeitspapieren 
und anderen Dokumenten an die 
zuständigen Aufsichtsstellen in 
Drittländern erlauben. Vorausset-
zung hierfür ist allerdings, dass das 
Drittland Anforderungen erfüllt, 
die von der EU-Kommission als 
angemessen angesehen werden. 

Im Januar 2009 hat die EU-
Kommission den Entwurf einer 
Entscheidung zur Angemessen-
heit von fünf Aufsichtsstellen in 
drei Drittländern veröffentlicht. 
Dies sind Kanada, Japan und die 
USA. Mitte Februar hat jedoch 
EU-Binnenmarktkommissar Char-
lie McCreevy erklärt, den Entwurf 
wieder zurückzunehmen und eine 
Entscheidung nach Art. 47 der EU-
Abschlussprüferrichtlinie solange 
auszusetzen, bis die neue US-Ad-
ministration sich zu dem Thema 
positioniert habe. Hintergrund da-
für ist, dass die EU-Kommission 
zur Anerkennung der Angemes-
senheit insbesondere des PCAOB 
bereit ist, in umgekehrter Richtung 
jedoch entsprechende Signale bis-
lang nicht ersichtlich sind und so-
mit der Annäherungsprozess von 
der EU-Kommission als einseitig 
empfunden wird. Auch hier bleibt 
die weitere Entwicklung abzuwar-
ten (Anm. d. Schriftleitung: siehe 
zu diesem Thema bereits WPK Ma-
gazin 2/2009, Seite 26). 

Öffentliche Aufsicht durch die 
APAK

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
die APAK hat uns bestätigt, dass 
wir auch im letzten Jahr gute Ar-
beit geleistet haben. In ihrem Tä-
tigkeitsbericht für das Jahr 2008 at-
testiert die APAK der Kammer eine 
insgesamt geeignete, angemessene 
und verhältnismäßige Aufgabener-
füllung in den aufsichtsrelevanten 
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Bereichen. Das freut uns natürlich. 
Reformbedarf für unser Aufsichts-
system gibt es aber trotzdem. Dazu 
haben wir noch einen gesonder-
ten Tagesordnungspunkt (Anm. 
d. Schriftleitung: siehe zu diesem 
Thema Seite 12 und Seite 13 in 
diesem Heft). 

Mitgliederdaten im öffent-
lichen Berufsregister

Ich darf abschließend noch einen 
Punkt ansprechen, der auf der letz-
ten Beiratssitzung an uns herange-
tragen wurde, also auf Ihre Initia-
tive zurückgeht. Nach den durch 
die Siebte WPO-Novelle geänder-
ten §§ 37, 38 WPO sind personen-
bezogene Daten der Berufsangehö-
rigen, insbesondere Geburtsdatum 
und -ort sowie die Beteiligungs-

verhältnisse an Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaften, nicht nur im 
Berufsregister zu erfassen, son-
dern auch der Öffentlichkeit im 
Internet zugänglich zu machen. 
Daran haben sich einige Kollegin-
nen und Kollegen gestört. 

Während die EU-Abschluss-
prüferrichtlinie zu Geburtsdatum 
und Ort keinerlei Regelung trifft, 
verlangt sie aber die Nennung der 
Eigentümer und der Anteilsinha-
ber einer Prüfungsgesellschaft. 
Auf Ihren Wunsch hin haben wir 
mit dem Bundeswirtschaftsminis-
terium eine mögliche Änderung 
der Wirtschaftsprüferordnung er-
örtert. Das Ministerium erkennt 
an, dass eine Änderung bezüg-
lich personenbezogener Anga-
ben dem Datenschutzbedürfnis 
der Berufsangehörigen Rechnung 

trägt, möchte andererseits aber 
die Identifizierung der Berufsan-
gehörigen durch die weiterhin er-
forderliche Erfassung der Daten 
in dem bei der Wirtschaftsprüfer-
kammer geführten Berufsregister 
sichergestellt wissen. Damit wird 
dem Hauptanliegen, nämlich die 
Veröffentlichung im Internet zu-
rückzunehmen, Rechnung getra-
gen und ich denke, damit können 
wir zufrieden sein. Die Umset-
zung einer solchen Änderung der 
Wirtschaftsprüferordnung wird 
im Rahmen einer Achten WPO-
Novelle mit vorbereitet. 

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, damit bin ich am Ende mei-
ner Ausführungen angelangt und 
darf mich bei Ihnen sehr herzlich 
für Ihre Aufmerksamkeit bedan-
ken.
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Bericht über die Beiratssitzung
am 18. Juni 2009 in Berlin

In seiner Sommersitzung geneh-
migte der Beirat den Jahresab-
schluss der Wirtschaftsprüfer-
kammer für das Wirtschaftsjahr 
2008 und diskutierte verschie-
dene Modelle für eine Neuord-
nung der Berufsaufsicht und 
der Qualitätskontrolle.

Wie zu Beginn einer jeden 
Sitzung berichtete der Präsident 
der Wirtschaftsprüferkammer, 
Prof. Dr. Norbert Pfitzer, über 
die Tätigkeit des Vorstandes 
seit der letzten Beiratssitzung 
am 26.11.2008. Der Vorstand 
habe sich unter anderem noch-
mals intensiv mit dem Thema 
„Einführung von Briefwahlen“ 
beschäftigt, wobei er sich für 
die Briefwahlen ausgesprochen 
habe. Des Weiteren berichtete 
Prof. Pfitzer, dass der Aufbau be-
ziehungsweise der weitere Aus-
bau der Abteilung Anlassunab-
hängige Sonderuntersuchungen 
voranschreite. Für 2009 seien 
ca. 40 Sonderuntersuchungen 
geplant. Insgesamt könne fest-
gehalten werden, dass in kurzer 
Zeit eine professionell und kom-
petent arbeitende Abteilung auf-
gebaut worden sei, die gut mit 
der Vorstandsabteilung „Berufs-
aufsicht“ und der Abschlussprü-
feraufsichtskommission (APAK) 
zusammenarbeite. Zum Tätig-
keitsbericht des Präsidenten sie-
he Seite 4 ff. in diesem Heft.

Nach ausführlicher Vorbera-
tung durch den vom Beirat ge-
bildeten Haushaltsausschuss ge-
nehmigte der Beirat einstimmig 
den Jahresabschluss der Wirt-
schaftsprüferkammer für das 
Wirtschaftsjahr 2008 (Beilage zu 
diesem Heft). Auf Antrag wurde 

der Vorstand der Wirtschafts-
prüferkammer einstimmig ent-
lastet.

Sodann berichtete Dr. h. c. 
Volker Röhricht, Vorsitzender 
der APAK, über die Tätigkeit 
der Abschlussprüferaufsichts-
kommission. Die APAK sei der 
Ansicht, dass die Wirtschafts-
prüferkammer in den aufsichts-
relevanten Bereichen ihre Auf-
gaben insgesamt geeignet, 
angemessen und verhältnismä-
ßig erfülle. Verbesserungsbedarf 
gebe es jedoch bei den gesetzli-
chen Rahmenbedingungen. In-
soweit würden sich die Hinwei-
se an den Gesetzgeber richten. 
Defizite würden beispielsweise 
im System der Qualitätskontrol-
le gesehen. Das Verfahren solle 
an die anlassunabhängigen Son-
deruntersuchungen angeglichen 
werden. Darüber hinaus emp-
fiehlt die APAK die Umgestal-
tung der Berufsaufsicht und der 
Qualitätskontrolle, vor allem bei 
kapitalmarkorientierten Unter-
nehmen.

Im weiteren Verlauf der Sit-
zung erstattete Joachim Riese, 
Vorsitzender der Kommission 
für Qualitätskontrolle, den Tä-
tigkeitsbericht der Kommission. 
Im Jahr 2008 seien 697 (Vorjahr 
641) Qualitätskontrollen abge-
schlossen worden. Die Auswer-
tungsergebnisse entsprächen de-
nen des Vorjahres. Beschlossene 
Maßnahmen seien schwerpunkt-
mäßig in den Bereichen des ri-
sikoorientierten Prüfungsansat-
zes, der nicht ausreichenden 
Dokumentation des IT-Systems 
und des internen Kontrollsys-
tems zu finden. Im Anschluss 

wurden die Mitglieder der Kom-
mission für Qualitätskontrolle 
einstimmig entlastet.

Der Beirat beschloss einstim-
mig, Ministerialrätin Dr. Susan-
ne Kohlbecher für die Zeit vom 
1.1.2010 bis zum 31.12.2010 als 
Vorsitzende der Aufgaben- und 
der Widerspruchskommission 
zu bestellen und 

Prof. Dr. Hans-Joachim Böcking, 
Dipl.-Volksw. Hartmut Eberlein, 
Prof. Dr. Ralf Ewert, 
Prof. Dr. Klaus Hübner, 
WP/StB Dipl.-Kfm. 
Lutz Lüdolph, 
Ministerialdirigent 
Dr. Steffen Neumann, 
WP/StB 
Prof. Dr. Thomas Olbrich und 
RA Henning Tüffers 

für die Zeit vom 1.1.2010 bis 
zum 31.12.2012 als Mitglieder 
der Aufgaben- und der Wider-
spruchskommission zu berufen.

Im Weiteren diskutierte der 
Beirat im Anschluss an seine 
Sitzung am 26.11.2008 die Ein-
führung der Briefwahl für die 
Wahl des Beirates. In den ver-
gangenen Monaten hatte der 
eingerichtete Projektausschuss 
diese Frage beraten und sich im 
Ergebnis für die Einführung der 
Briefwahl ausgesprochen. Der 
Beirat schloss sich einstimmig 
diesem Votum an und befürwor-
tete die Einführung. Schon die 
nächsten Wahlen im Jahr 2011 
sollen per Briefwahl durchge-
führt werden.

Einen weiteren Schwerpunkt 
der Sitzung bildeten die Beratun-
gen zur Neuordnung der Berufs-
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aufsicht und der Qualitätskon-
trolle. Hiernach soll der APAK 
die unmittelbare Zuständigkeit 
für die Berufsaufsicht, die Son-
deruntersuchungen und eine in 
der Methodologie an diese ange-
passte Qualitätskontrolle bei den 
gesetzlichen Abschlussprüfern 
zugewiesen werden. Darüber hi-
naus soll die APAK möglicher-
weise auch für die Berufsaufsicht 

über die übrigen WPK-Mitglieder 
(Bereich der nicht gesetzlichen 
Abschlussprüfer) zuständig sein. 
Unabhängig hiervon ist aller-
dings angedacht, dass die APAK 
die Organisation und Durchfüh-
rung der Verfahren mit jederzei-
tigen Weisungsrechten der Wirt-
schaftsprüferkammer überträgt. 
Des Weiteren soll die APAK ver-
waltungsrechtlich originär hand-

lungsfähig werden. Eine Mitwir-
kung von Berufsangehörigen ist 
weiterhin nicht vorgesehen; eine 
Abschaffung der Cooling-off-Pe-
riode von fünf Jahren wird aber 
als sinnvoll erachtet (siehe zu 
diesem Thema auch den nach-
folgenden Beitrag).

Die nächste Sitzung des Bei-
rates findet am 6.11.2009 in Ber-
lin statt. ku

Neuordnung der Berufsaufsicht und der 
Qualitätskontrolle – schon wieder und für wen?
Seit der EU-Empfehlung vom 
6.5.2008 wird wieder darüber dis-
kutiert, der Berufsaufsicht neue 
Strukturen zu geben. Dabei gab es 
seit 2001 bereits vier WPO-Novel-
len, die sich mit zum Teil erhebli-
chen und auch strukturellen Aus-
wirkungen auf die Berufsaufsicht 
erstrecken. Dies wirft natürlich 
die Frage auf, warum und für wen 
eine Neuordnung der Berufsauf-
sicht vorgenommen werden muss. 
Andererseits bietet eine angesichts 
der jüngsten Novellierungen eher 
unerwartete neue Gesetzesinitiati-
ve auch Chancen, Änderungen bei 
nicht oder nicht mehr stimmigen 
Regelungen vorzunehmen.

Die Gremien der Wirtschaftsprü-
ferkammer begleiten die Diskussion 
von Anfang an. Bereits im Rahmen 
des Jour fixe „Berufspolitik aktuell“ 
2008 wurden die Mitglieder der 
Wirtschaftsprüferkammer über die 
Veröffentlichungen im WPK Maga-
zin hinaus unterrichtet und in die 
Diskussion einbezogen. Auf das 
Editorial im WPK Magazin 3/2008 
sowie auf das Editorial und die Be-
richterstattung auf den Seiten 4 ff. 
des Heftes 4/2008 wird verwiesen. 

Die ursprüngliche Intention ging 
dahin, noch im Rahmen des da-
mals anhängigen Bilanzrechtsmo-
dernisierungsgesetzes Änderungen 
für die § 319 a HGB-Prüfer vorzu-
nehmen. Die WPK hatte zu diesem 
Zeitpunkt bereits auch Folgeände-
rungen beraten, die insbesondere 
eine grundlegende Novellierung 
des Qualitätskontrollverfahrens im 
Sinne einer Anpassung an die In-
spektionen zur Folge gehabt hät-
te, die aber aus Zeitgründen nicht 
auch noch in die damals erwoge-
nen Gesetzesänderungen einbezo-
gen werden konnten. Genau diese 
Folgeänderungen wurden aber im 
Berufsstand gefordert. Dies veran-
lasste den Gesetzgeber, zunächst 
einmal von jeglicher Regelung ab-
zusehen; im Nachhinein gesehen 
eine gute Entscheidung, die jedoch 
weder den Gesetzgeber noch die 
übrigen Betroffenen davon entbin-
det, einen neuen Anlauf zu versu-
chen und die seinerzeit teilweise 
unbeantwortet gebliebenen Fragen 
zu klären. 

Der Jour fixe „Berufspolitik aktu-
ell“ 2009 steht bevor und bietet sich 
für eine breite Information und Dis-

kussion des Berufsstandes an. Die 
Veranstaltungen beginnen mit dem 
Termin in Hamburg am 21.9.2009 
(zu den weiteren Terminen siehe 
Seite 69 in diesem Heft). Aufgrund 
der Komplexität des Themas soll 
die mündliche Berichterstattung 
durch eine schriftliche Darstellung 
unterstützt werden. Aus diesem 
Grund und zur Unterrichtung auch 
der übrigen an dem Themenkom-
plex interessierten Kreise haben 
Prof. Dr. Norbert Pfitzer und Peter 
Maxl, Präsident und Geschäftsfüh-
rer der Wirtschaftsprüferkammer, 
das Thema in einem Aufsatz auf-
gearbeitet. Eine Veröffentlichung in 
diesem Heft war leider nicht mehr 
möglich. Der Aufsatz wird jedoch 
ab Mitte September 2009 auf der 
Internetseite der Wirtschaftsprüfer-
kammer verfügbar sein. Aufgrund 
der herausragenden Bedeutung des 
Themas für den Berufsstand sei 
hierauf hingewiesen und die Lektü-
re dieses Aufsatzes empfohlen. Für 
Anmerkungen sind die Autoren 
und die Gremien der Wirtschafts-
prüferkammer, an deren Beratungs-
stand die Darstellung angelehnt 
sein wird, jederzeit dankbar.  mx
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Statistische Auswertung der Wirtschaftsprüfer-
prüfung I/2009

Die Wirtschaftsprüferprüfung 
I/2009 ist im Juni 2009 abge-
schlossen worden. Die Klausu-
ren wurden im Februar 2009 
geschrieben, die mündlichen 
Prüfungen fanden im Mai und 
Juni 2009 statt. 

Das Ergebnis der Prüfung ist 
in der nachfolgenden Tabelle dar-

gestellt. Wiederum haben nahezu 
70 % aller Kandidaten die Prüfung 
bestanden (52,2 %) oder die Ergän-
zungsprüfung erreicht (17,7 %). 

Einschließlich der ca. 873 zur 
Wirtschaftsprüferprüfung II/2009 
zugelassenen Kandidaten sind im 
Jahr 2009 83 Bewerber mehr zum 
WP-Examen zugelassen worden 

als im Jahr 2008. Dies entspricht 
einer Steigerung von 7,7 %. tü

Klausurthemen der Wirtschaftsprüferprüfung 
I/2009 abrufbar unter
k www.wpk.de/examen/klausuren-2009.asp

Ergebnisse der Wirtschaftsprüferprüfung I/2009
Kandi-
daten 
insge-
samt

Triftiger 
Grund  

(Erkran-
kung)

Rück-
tritte

An der Prüfung  
teilgenommen

Zur mündlichen  
Prüfung nicht  

zugelassen

Prüfung nicht  
bestanden

Auferlegung einer Ergänzungsprüfung Prüfung  
bestanden

insgesamt davon in mehr  
als einem Fach

absolut relativ absolut relativ absolut relativ absolut relativ (absolut) (relativ) absolut relativ

Vollprüfung 30 1 2 27 100,0 % 6 22,2 % 8 29,7 % 7 25,9 % (0) (0,0 %) 6 22,2 %

Ergänzungsprüfungen 7 1 0 6 100,0 % – – 3 50,0 % – – – – 3 50,0 %

Teilnehmer an der  
Vollprüfung insge-
samt

– – – 33 – – – – – – – – – – –

Anteil an der  
Gesamtteilnehmerzahl – – – 14,6 % – – – – – – – – – – –

Verkürzte Prüfung 
nach § 13 WPO 127 4 6 117 100,0 % 8 6,8 % 19 16,2 % 32 27,4 % (2) (1,7 %) 58 49,6 %

Ergänzungsprüfungen 40 1 1 38 100,0 % – – 3 7,9 % – – – – 35 92,1 %

Teilnehmer an der  
Prüfung nach § 13 
WPO insgesamt

– – – 155 – – – – – – – – – – –

Anteil an der  
Gesamtteilnehmerzahl – – – 68,6 % – – – – – – – – – – –

Verkürzte Prüfung 
nach § 13 a WPO 83 15 32 36 100,0 % 6 16,7 % 14 38,9 % – – – – 16 44,4 %

Anteil an der  
Gesamtteilnehmerzahl – – – 15,9 % – – – – – – – – – – –

Verkürzte Prüfung 
nach § 8 a WPO 2 0 0 2 100,0 % 1 50,0 % 0 0,0 % 1 50,0 % (0) (0,0 %) 0 0,0 %

Ergänzungsprüfungen 0 0 0 0 100,0 % – – 0 0,0 % – – – – 0 0,0 %

Teilnehmer an der  
Prüfung nach § 8 a 
WPO insgesamt

– – – 2 – – – – – – – – – – –

Anteil an der  
Gesamtteilnehmerzahl – – – 0,9 % – – – – – – – – – – –

Gesamt 289 22 41 226 100,0 % 21 9,3 % 47 20,8 % 40 17,7 % (2) (0,9 %) 118 52,2 %
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Transparenzberichte (§ 55 c WPO) zum  
31. März 2009 im Internet

Jahresbericht der WPK 2008

Wirtschaftsprüfer und Wirtschafts-
prüfungsgesellschaften, die gesetz-
lich vorgeschriebene Abschluss-
prüfungen bei Unternehmen von 
öffentlichem Interesse im Sin-
ne des § 319 a HGB durchführen, 
haben gemäß § 55 c WPO jähr-
lich einen Transparenzbericht 
zu veröffentlichen (siehe zu die-
sem Thema zuletzt WPK Magazin 
1/2009, Seite 4 ff.). 

Die aktuellen Transparenzbe-
richte mussten bis zum Ablauf 
des ersten Quartals 2009 im Inter-
net veröffentlicht beziehungswei-
se bei der Wirtschaftsprüferkam-
mer hinterlegt werden. Seit Mitte 
Juli 2009 steht der interessierten 
Öffentlichkeit der zentrale Zugriff 
auf die Transparenzberichte über 
die Internetseite der Wirtschafts-
prüferkammer zur Verfügung. th

Die Wirtschaftsprüferkammer hat 
ihren Bericht für das Jahr 2008 
vorgelegt. Er präsentiert die wich-
tigsten Daten und Fakten zu den 
Aktivitäten im zurückliegenden 
Geschäftsjahr sowie zu den Funk-
tionen und Strukturen der Wirt-
schaftsprüferkammer. Alle Mit-
glieder haben den Bericht in 

gedruckter Form erhalten. Er steht 
außerdem im Internet zur Verfü-
gung. th

Transparenzberichte zum 31. März 2009  
abrufbar unter  
k www.wpk.de/transparenzberichte/

Jahresbericht der WPK 2008 abrufbar unter  
k www.wpk.de/publikationen/

Änderung der Wirtschaftsprüfungsexamens-
Anrechnungsverordnung
Am 18.6.2009 ist die Erste Ver-
ordnung zur Änderung der Wirt-
schaftsprüfungsexamens-Anrech-
nungsverordnung in Kraft getreten. 
Sie ist am 17.6.2009 im Bundes-
gesetzblatt (BGBl. I S. 1263) veröf-
fentlicht worden.

Die Wirtschaftsprüfungsexa-
mens-Anrechnungsverordnung 
(WPAnrV) regelt die Anerkennung 
von Studiengängen (§ 8 a WPO) 

und die Anrechnung von Prü-
fungsleistungen aus Studiengän-
gen (§ 13 b WPO). Die Änderung 
betrifft die Anrechnung gleichwer-
tiger Prüfungsleistungen aus ei-
ner Hochschulausbildung auf das 
Wirtschaftsprüfungsexamen. Sie 
hat zur Folge, dass das bisher mög-
liche „ex post-Verfahren“ für die 
Anrechnung von Prüfungsleistun-
gen nach § 13 b WPO abgeschafft 

und die Anrechnung auf das so-
genannte „ex ante-Verfahren“ be-
schränkt wird. Bei diesem Verfah-
ren werden Prüfungsleistungen 
nur dann beim Wirtschaftsprü-
fungsexamen berücksichtigt, wenn 
zuvor einer Hochschule bestätigt 
worden ist, dass ihre schriftlichen 
und mündlichen Prüfungen denen 
des Wirtschaftsprüfungsexamens 
gleichwertig sind. 
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Die Änderung gilt aus Vertrau-
ensschutzgründen nicht für Stu-
dierende, die ihr Studium bereits 
vor Inkrafttreten der Änderungs-
verordnung begonnen haben. Von 
ihnen im Studium erbrachte Prü-
fungsleistungen können weiter-
hin im „ex post-Verfahren“ ange-
rechnet werden. Die Entscheidung 
über die Anrechnung einzelner 

Hochschulprüfungen trifft die 
Prüfungsstelle für das Wirtschafts-
prüfungsexamen in diesen Fällen 
bei der Examenszulassung. 

Um das „ex ante-Verfahren“ zu 
stärken, ist die Gebührenordnung 
der Wirtschaftsprüferkammer an-
gepasst worden. Die Gebühr für 
die Bearbeitung eines Antrages 
auf Erteilung einer Bestätigung, 

dass schriftliche und mündliche 
Prüfungen einer Hochschule de-
nen des Wirtschaftsprüfungsexa-
mens gleichwertig sind, ist deut-
lich gesenkt worden (siehe Seite 
19 in diesem Heft). Sie beträgt für 
Erstanträge 900 ¤ je Semester und 
beläuft sich bei Folgeanträgen ei-
ner Hochschule auf 500 ¤ für je-
des Semester. tü

Vergabe freiberuflicher Dienstleistungen im  
Unterschwellenbereich
Der Deutsche Verdingungsaus-
schuss für die Vergabe von Leis-
tungen (DVAL) hat in seiner Sit-
zung vom 20.7.2009 entschieden, 
in der aktuellen VOL-Novelle kei-
ne Regelungen zur Vergabe von 
freiberuflichen Leistungen un-
terhalb der EU-Schwellenwerte 
zu treffen (vgl. zu diesem Thema 
WPK Magazin 2/2009, Seite 32 f.). 
Dies entspricht einer Forderung, 
die der Bundesverband der Freien 
Berufe (BFB), die WPK und ande-
re BFB-Mitgliedsorganisationen 
in einer gemeinsamen Stellung-
nahme vom 28.5.2009 geäußert 
haben. 

Der Entwurf des DVAL hat-
te vorgesehen, dass für die Verga-
be freiberuflicher Dienstleistungen 
auch unterhalb der Schwellenwer-
te von derzeit 206.000 ¤ netto min-
destens drei Vergleichsangebote 
einzuholen sind und dass nur in 
begründeten Ausnahmefällen hier-
von abgewichen werden kann. 

In der Stellungnahme wur-
de zum einen kritisiert, dass eine 
Regelung der Vergabe freiberuf-
licher Leistungen in der VOL ei-
nen Bruch mit der Vergaberecht-

systematik darstelle. Aus gutem 
Grund bestehe für die Vergabe 
freiberuflicher Leistungen eine ei-
gene Verdingungsordnung, näm-
lich die VOF, die dem besonderen 
Charakter freiberuflicher Leistun-
gen besser Rechnung trage. Eine 
rein formale Differenzierung nach 
Schwellenwerten als Rechtferti-
gung für eine Regelung von freibe-
ruflichen Leistungen auch in der 
VOL gehe in der Sache fehl, zumal 
im DVAL die Freien Berufe – an-
ders als im VOF-Ausschuss – nicht 
vertreten seien. Eine Regulierung 
im Unterschwellenbereich sei zu-
dem eher kontraproduktiv, da sie 
den bürokratischen Aufwand für 
Auftraggeber und Auftragnehmer 
erhöhen würde und auch europa-
rechtlich nicht geboten sei. 

Das Bundeswirtschaftsminis-
terium hat in seiner Antwort vom 
19.6.2009 darauf verwiesen, dass 
nach seiner Auffassung eine ver-
gaberechtliche Regelung freiberuf-

licher Dienstleistungen auch un-
terhalb der Schwellenwerte aus 
Gründen des Wettbewerbs und 
der Transparenz durchaus sinn-
voll sei. Die Entscheidungen hie-
rüber müssten jedoch der DVAL 
und der VOF-Ausschuss gemein-
sam treffen. Sofern kein Konsens 
erreicht werden könne, werde es 
bis auf Weiteres bei der bisheri-
gen Regelung bleiben. Allerdings 
hat der DVAL die Angelegenheit 
lediglich auf die Zeit nach der ak-
tuell anstehenden VOL-Novelle 
vertagt, das heißt er fühlt sich of-
fensichtlich weiterhin für die Re-
gelungen zur Vergabe freiberufli-
cher Dienstleistungen unterhalb 
der Schwellenwerte zuständig. 
Über den BFB wird dieses The-
ma weiter verfolgt werden, um zu 
verhindern, dass die Freien Be-
rufe tangierende Vergaberechts-
vorschriften ohne die Einbindung 
von deren Spitzenorganisationen 
beschlossen werden. pr

Gemeinsame Stellungnahme von BFB, WPK und weiteren Mitgliedsorganisationen vom 28.5.2009  
abrufbar unter k www.wpk.de/stellungnahmen/stellungnahme_05-06-2009.asp
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✔ bequeme Alternative zum Loseblatt   
✔ tagesaktuell in der NWB Datenbank 
✔ unterjährige Aktualisierung bei  
     wichtigen Reformen

Diese NWB Textausgabe deckt alle Bereiche des Wirtschafts-

rechts einschließlich der wichtigsten europarechtlichen Vor-

schriften ab. Sie ist unverzichtbar für Wirtschaftsprüfer. Die 

sorgfältige redaktionelle Aufbereitung mit ausführlicher Än-

derungsdokumentation garantiert Anwendungssicherheit. 

Folgende Rechtsbereiche werden umfassend abgebildet: 

˘ Grundlagen (BGB, CISG, GewO, VVG)

˘  Handels- und Gesellschaftsrecht

˘  Rechnungslegung (inkl. EG-Publizitätsrichtlinie und 

 allen Rechnungslegungsverordnungen)

˘  Gewerblicher Rechtsschutz

˘  Bank- und Kapitalmarktrecht

˘  Arbeitsverfahrensrecht

˘  Arbeitsrecht

˘  Gebühren- und Berufsrecht

BilMoG bereits eingearbeitet!

Deutsche Wirtschaftsgesetze

2009. Gebunden. 2.746 Seiten. € 39,90 
ISBN 978-3-482-59541-7  
(BilMoG bereits eingearbeitet)

Rechtsstand 1. Juni 2009

Die neue große NWB Textausgabe:

Das gesamte Wirtschaftsrecht  
in einem Band. 	 	 	 	  

Bestellen Sie jetzt unter www.nwb.de/go/rechtstexte
Unsere Preise verstehen sich inkl. MwSt. Bei Bestellungen von Endverbrauchern über den Verlag:  
Im Internet ab € 20,- versandkostenfrei, sonst zzgl. € 4,50 Versandkostenpauschale je Sendung.

59541 3_4 Seite.indd   1 10.08.2009   15:02:31 Uhr

Englischsprachiger Text der WPO nach BilMoG 
aktualisiert

Die Übersetzung der Wirtschafts-
prüferordnung in die englische 
Sprache ist zum Stand der Ände-
rungen durch das am 29.5.2009 in 
Kraft getretene Bilanzrechtsmo-

dernisierungsgesetz (BilMoG) ak-
tualisiert worden. Der Text steht 
im Internet zur Verfügung (Public 
Accountant Act). th

Public Accountant Act abrufbar unter  
k www.wpk.de/rechtsvorschriften/
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Anzahl zulässiger Prüfungen ohne Rotation nach 
§ 319 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 HGB

Der Beitrag „Bilanzrechtsmoder-
nisierungsgesetz – Auswirkungen 
auf die beruflichen Rahmenbedin-

gungen des Abschlussprüfers“, 
WPK Magazin 2/2009, Seite 4 ff., 
enthält auf Seite 7 auch Ausfüh-
rungen zum neu gefassten § 319 a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 HGB. Geändert 
hat sich danach die Umschrei-
bung desjenigen, bei dem zur Ver-
meidung eines Ausschlussgrun-
des ein Austausch vorgenommen 
werden muss („Wer für die Ab-
schlussprüfung verantwortlich 
war“ statt „Wer den Bestätigungs-
vermerk unterzeichnet hat“).

Durch das BilMoG nicht geän-
dert worden ist die Beschreibung 
des Zeitpunktes, an dem die Ro-
tationspflicht erstmals besteht. 

Nach dem Gesetzeswortlaut ist 
der Ausschlussgrund dann gege-
ben, wenn dieselbe Person bereits 
in sieben oder mehr Fällen für die 
Abschlussprüfung verantwortlich 
war. In dem genannten Beitrag im 
WPK Magazin wird insoweit aus-
geführt, dass der Ausschlussgrund 
bereits bei der siebten Prüfung 
vorliegt beziehungsweise spätes-
tens bei der siebten Prüfung eine 
Rotation erfolgen muss.

Hierbei handelt es sich um ein 
redaktionelles Versehen. Maßgeb-
lich für den erstmaligen Eintritt 
der Rotationspflicht ist die achte 
Abschlussprüfung. sn

Verfahrensordnung Sonderuntersuchungen  
aktualisiert
Die Verfahrensordnung für die 
Durchführung der Untersuchun-
gen nach §§ 61 a Satz 2 Nr. 2, 62 b 
Abs. 1 WPO (Anlassunabhängi-
ge Sonderuntersuchungen) be-
schreibt die Verfahrensabläufe 
und damit die Rechte und Pflich-
ten aller Beteiligten an dem Ver-
fahren. Sie bindet die Betreiber 
des Verfahrens (Selbstbindung der 
Verwaltung) und hilft den Praxen, 
sich auf die Verfahren einzustel-
len. Das Verfahren und damit we-
sentliche Teile der Verfahrensord-
nung sind im Internet gesondert 
beschrieben.

Die Verfahrensordnung wurde 
zum Stand 1.7.2009 aktualisiert. 
Die anlassunabhängigen Sonder-
untersuchungen waren erst mit 

Wirkung vom 6.9.2007 durch das 
Berufsaufsichtsreformgesetz (Sieb-
te WPO-Novelle) eingeführt wor-
den. Die Aktualisierung der Ver-
fahrensordnung trägt den ersten 
Erfahrungswerten aus der Durch-
führung von Sonderuntersuchun-
gen Rechnung. 

Die wesentlichen Änderun-
gen finden sich zum einen in § 3 
(Ziele der Untersuchungen) und 
§ 17 (Untersuchungshandlungen) 
durch die Verdeutlichung der 
Bedeutung des tone at the top-
Ansatzes im Rahmen der 
Untersuchung des Quali-
tätssicherungssystems der 
Praxis. 

Zum anderen findet sich 
ein Schwerpunkt in der Be-

schreibung der Verfahrensabläufe 
und dabei insbesondere der Rol-
le der Abschlussprüferaufsichts-
kommission (APAK) und des Un-
tersuchungsleiters (§ 11 Abs. 3, 
§ 19). Der geänderte § 20 Abs. 4 
soll das teilweise Nebeneinander 
der anlassunabhängigen Sonder-
untersuchung und des Qualitäts-
kontrollverfahrens koordinieren 
helfen. 
  mx

Verfahrensordnung Sonderuntersuchungen abrufbar unter  
k www.wpk.de/rechtsvorschriften/

Beschreibung des Verfahrens abrufbar unter  
k www.wpk.de/berufsaufsicht/sonderuntersuchungen.asp
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Bekanntmachungen der WPK

Im Zusammenhang mit der am 18.6.2009 in Kraft 
getretenen Änderung der Wirtschaftsprüfungsexa-
mens-Anrechnungsverordnung (siehe dazu Seite 15 
in diesem Heft) hat der Beirat der Wirtschaftsprüfer-
kammer anlässlich seiner Sitzung am 18.6.2009 (sie-
he dazu Seite 12 in diesem Heft) folgende Änderun-
gen der Gebührenverordnung beschlossen:
n § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 wird wie folgt gefasst:

„10. für die Bearbeitung eines Erstantrages auf 
Erteilung einer Bestätigung nach § 8 Abs. 1 Satz 1 
Wirtschaftsprüfungsexamens-Anrechnungsverord-
nung, je Semester/Trimester für einen Studiengang 
in Höhe von 900 ¤.“

n Nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 wird eingefügt:
„11. für die Bearbeitung eines Folgeantrages auf 

Erteilung einer Bestätigung nach § 8 Abs. 1 Satz 1 
Wirtschaftsprüfungsexamens-Anrechnungsverord-
nung, je Semester/Trimester für einen Studiengang 
in Höhe von 500 ¤.“

Das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie hat die Änderung mit Schreiben vom 
19.6.2009 genehmigt.

Änderung der Gebührenordnung

Vollständiger Wortlaut der Gebührenordnung abrufbar unter
k www.wpk.de/rechtsvorschriften/
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Internationales

Aktuelle 
IFAC-Veröffentlichungen

Aktuelle 
IASB-Veröffentlichungen

Als Mitglied der International Federation of Accountants (IFAC) 
beobachet und begleitet die WPK das berufspolitische Geschehen 
auf internationaler Ebene. Diese Rubrik im WPK Magazin 
informiert über aktuelle Entwicklungen.

Übersicht der IFAC-Veröffentlichungen seit der letz-
ten Ausgabe, einschließlich Standards und Entwür-
fen von Standards. Alle IFAC-Publikationen können 
unter k www.ifac.org eingesehen und herunterge-
laden werden. ro

Übersicht der IASB-Veröffentlichungen seit der letz-
ten Ausgabe, einschließlich Standards und Entwür-
fen von Standards. Alle IASB-Publikationen können 
unter k www.iasb.org heruntergeladen oder be-
stellt werden. ro

23.04.2009 International Public Sector Accounting Standards 
Board (IPSASB), Exposure Draft, ED 37 Financial  
Instruments: Presentation

23.04.2009 IPSASB, Exposure Draft, ED 38 Financial Instruments: 
Recognition and Measurement

23.04.2009 IPSASB, Exposure Draft, ED 39 Financial Instruments: 
Disclosures 

30.04.2009 International Federation of Accountants (IFAC),  
(Released) Handbook of International Standards of  
Auditing and Quality Control 

07.05.2009 IPSASB, Exposure Draft, ED 40 Intangible Assets 

07.05.2009 IPSASB, Exposure Draft, ED 41 Entity Combinations 
from Exchange Transactions

26.05.2009 IFAC 2008 Annual Report Highlights Initiatives  
During Credit Crisis and Need for Convergence  
to Global Standards

26.05.2009 International Accounting Education Standards Board 
(IAESB), Explanatory Memorandum on IAESB Drafting 
Conventions

30.06.2009 IPSASB, Exposure Draft, ED 42 Improvements to IPSASs

07.07.2009 IAESB 2010-2012 Proposed Strategy and Work Plan

10.07.2009 International Ethics Standards Board for Accountants 
(IESBA), (Revised) Code of Ethics for Professional  
Accountants

23.07.2009 Professional Accountants in Business (PAIB),  
(Released) International Good Practice Guidance  
publication: Evaluating and Improving Costing in  
Organizations

16.04. 2009 International Accounting Standards Board (IASB),  
Conclusion of 2007-2009 collection of amendments to 
12 International Financial Reporting Standards 

19.05.2009 IASB and US Financial Accounting Standards Board 
(FASB), Discussion Paper: Leases: Preliminary Views

28.05.2009 IASB, Exposure Draft, IFRIC 14 IAS 19 – The Limit on a 
Defined Benefit Asset, Minimum Funding Requirements 
and their Interaction

29.05.2009 IASB, update on IAS 39 Financial Instruments

18.06.2009 IASB, Discussion Paper, Credit Risk in Liability  
Measurement

18.06.2009 IASB, Amendments, IFRS 2 Share-based Payment

19.06.2009 International Accounting Standards Committee (IASC) 
Foundation, new support material for IFRS Taxonomy 
2009

23.06.2009 IASB, Exposure Draft, Management Commentary 

09.07.2009 IASB, International Financial Reporting Standard for 
SME (small and medium-sized entities) 

23.07.2009 IASB, Amendments, IFRS 1 First-time Adoption of  
International Financial Reporting Standards

06.08.2009 IASB, Amendments, IAS 32 Classification of Rights Issues

06.08.2009 International Financial Reporting Interpretations Com-
mittee (IFRIC), Draft Interpretation, IFRIC D25 Extin-
guishing Financial Liabilities with Equity Instruments
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IESBA-Sitzung in New York 

Am 27./28.4.2009 fand eine Sitzung des Internatio-
nal Ethics Standards Board for Accountants (IESBA) 
in New York statt. Im Mittelpunkt der Beratungen 
stand erneut das Projekt „Drafting Conventions“ des 
IESBA, dessen Gegenstand – in Anlehnung an die 
„Clarity Conventions“ des International Auditing 
and Assurance Standards Board (IAASB) – die Über-
prüfung der Klarheit des Code of Ethics ist. 

Nach erneuten intensiven Erörterungen hat das 
IESBA das Projekt „Drafting Conventions“ abgeschlos-
sen und den überarbeiten Code of Ethics verabschie-
det. Dieser beinhaltet auch die beiden bereits verab-
schiedeten Projekte zur Unabhängigkeit (vgl. WPK 
Magazin 2/2008, Seite 20, und 1/2009, Seite 17).

Der überarbeitete Code of Ethics tritt am 1.1.2011 
in Kraft. Eine freiwillige frühere Anwendung ist er-
laubt. Neben diesem Grundsatz sind diverse längere 
Übergangsregelungen vorgesehen. So gilt die Auswei-
tung der Unabhängigkeitsgrundsätze für börsennotier-
te Unternehmen auf alle Unternehmen im öffentlichen 
Interesse ab 1.1.2012. Das gleiche gilt für die Anpas-
sung der firmeninternen Regelungen der Tantiemen, 
da diese nicht mehr den Verkauf von Nichtprüfungs-
leistungen an Prüfungsmandanten honorieren dürfen. 
Personen, die unter die erweiterten Rotationsanfor-
derungen fallen und sieben oder mehr Jahre als „Key 
Audit Partner“ auf einem Mandat eingesetzt waren, 
sollen für das Geschäftsjahr „hinausrotieren“, das am 
oder nach dem 15.12.2011 beginnt. Für den zusätzli-
chen Review, der erforderlich wird, wenn die Hono-
rare aus einem Mandat im öffentlichen Interesse das 
Gesamthonorar der Praxis über zwei Jahre um 15 % 
übersteigen, wird ab dem Geschäftsjahr gezählt, das 
am oder nach dem 15.12.2010 beginnt.

Der überarbeitete Code of Ethics wurde dem Pub-
lic Interest Oversight Board (PIOB) im Juni vorgelegt 
und im Juli 2009 veröffentlicht. Die WPK prüft der-
zeit, inwieweit Anpassungsbedarf für die deutschen 
Berufsgrundsätze besteht.  gu

Übarbeiteter Code of Ethics abrufbar unter k www.wpk.de/link/mag030901

Erfassung von Abschlussprüfern aus Drittländern in Deutschland

Abschlussprüfer, die solche Unternehmen aus Dritt-
ländern außerhalb der Europäischen Union oder des 
Europäischen Wirtschaftsraums prüfen, die einen ge-
regelten Markt innerhalb der Europäischen Union in 
Anspruch nehmen, sind nach der EU-Abschlussprü-
ferrichtlinie (2006/43/EG) zur Registrierung in dem 
betroffenen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
verpflichtet. Für Deutschland ist diese Vorgabe mit 
§ 134 WPO umgesetzt. 

Am 29.7.2008 traf die EU-Kommission eine Über-
gangsentscheidung (2008/627/EG), die bestimmte 

Drittlandsabschlussprüfer für eine Übergangszeit von 
dieser Registrierungspflicht ausnimmt. Hintergrund 
ist, dass nach der EU-Abschlussprüferrichtlinie die 
EU-Kommission über die Gleichwertigkeit der Auf-
sichtssysteme für Abschlussprüfer in Drittländern 
entscheidet. Ist die Gleichwertigkeit festgestellt, kön-
nen die Mitgliedstaaten von einer Registrierung und 
Unterwerfung der betroffenen Prüfer unter die natio-
nale Berufsaufsicht absehen. Um den zeitlichen Rah-
men für die abschließende Beurteilung der Gleich-
wertigkeit zu erweitern, hat die EU-Kommission die 
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Pressemitteilungen und Formulare der APAK abrufbar unter 
k www.apak-aoc.de

vorgenannte Übergangsentscheidung getroffen. Le-
diglich Stammdaten wie zum Beispiel Name und 
Anschrift des Abschlussprüfers oder der Prüfungs-
gesellschaft müssen erfasst werden. Daneben muss 
Auskunft über die verwendeten Prüfungsstandards 
und die Qualitätskontrollen erteilt werden, denen 
man sich in der Vergangenheit unterzogen hat.

Wie im WPK Magazin 2/2009, Seite 10, berichtet 
wurde, hatte die APAK in einer Presseerklärung vom 
13.2.2009 mitgeteilt, dass die für die Erfassung im 
Rahmen der Übergangsentscheidung erforderlichen 
Formulare und Erläuterungen in deutscher und eng-
lischer Sprache auf ihrer Internetseite bereitgestellt 
seien. Anträge würden von der APAK als zuständige 
Stelle aufgenommen und an die WPK zur Erfassung 
in einem gesonderten Register weitergeleitet.

Die APAK hat in einer Presseinformation vom 
26.6.2009 klargestellt, dass gemäß § 134 Abs. 1 Satz 1 
WPO eine Registrierung bereits dann erfolgen muss, 

wenn Abschlussprüfungsgesellschaften aus Drittlän-
dern beabsichtigen, einen Bestätigungsvermerk für 
ein in Deutschland börsennotiertes Unternehmen 
zu erteilen. Wie in Art. 45 Abs. 4 der EU-Abschluss-
prüferrichtlinie vorgesehen, würde ein Testat ohne 
wirksame Registrierung des betroffenen Abschluss-
prüfers keine rechtliche Wirkung entfalten. Dies 
wird auch durch die Neufassung des § 292 Abs. 2 
HGB durch das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz 
(BilMoG) klargestellt. Entsprechendes gelte auch für 
den Zeitpunkt der Registrierung von Drittlandsab-
schlussprüfern nach der Übergangsentscheidung der 
EU-Kommission. Erste Registrierungen von Dritt-
landsabschlussprüfern bei der WPK liegen inzwi-
schen vor.  en

IFAC G20 Accountancy Summit – Empfehlungen vor dem Hintergrund 
der Finanz- und Wirtschaftskrise

Am 23./24.7.2009 fand in London der IFAC G20 Ac-
countancy Summit statt. Vertreter von Prüferorgani-
sationen aus den G20-Staaten waren eingeladen, um  
angesichts der Finanz- und Wirtschaftskrise Empfeh-
lungen für die Regierungen anlässlich des im Sep-
tember 2009 in Pittsburgh stattfindenden Gipfels zu 
erarbeiten. Von deutscher Seite nahmen das IDW und 
die WPK teil. Die WPK wurde durch ihren Vizepräsi-
denten WP/StB Hansgünter Oberrecht vertreten.

Die Teilnehmer stimmten darin überein, dass 
dem öffentlichen Interessen am meisten gedient sei 
durch die länderübergreifende Verwendung prinzi-
pienbasierter Rechnungslegungs- und Prüfungsstan-
dards für börsennotierte und sonstige Unternehmen 
von öffentlichem Interesse. Mit Blick auf den gera-
de auch durch die Finanz- und Wirtschaftskrise ge-
wachsenen Anteil des Staates am Wirtschaftsleben 
wird es als erforderlich angesehen, die Anforderun-
gen an die Rechnungslegung und Prüfung bei privat-
wirtschaftlichen Unternehmen auch auf die öffent-
liche Hand zu übertragen. Des Weiteren sollen die 
Bemühungen fortgesetzt und verstärkt werden, das 
IASB als internationalen Standardsetzer im Bereich 
der Rechnungslegung vor unsachgerechtem politi-
schen Einfluss zu schützen.

Im Übrigen bestehen die wichtigsten Empfehlun-
gen in Folgendem:
• Die Besonderheiten von kleinen und mittleren Un-

ternehmen sollen bei der Entwicklung von Stan-
dards ebenso wie bei sonstigen Regulierungen be-
rücksichtigt werden. Angesichts der Bedeutung 
kleinerer und mittlerer Unternehmen für die Ent-
wicklung der Weltwirtschaft sollten diese nicht 
mehr als notwendig belastet werden.

• Die G20-Staaten sollten weiterhin die Stärkung 
der Corporate Governance als Priorität betrach-
ten. Hierbei sollte sich das Augenmerk insbeson-
dere auf die Rolle unabhängiger Direktoren, CFOs 
und der Prüfungsausschüsse richten. Des Weiteren 
soll der Zusammenhang zwischen Vergütungssys-
temen und den erbrachten Leistungen stärker be-
rücksichtigt werden.

• Es wird ein Bedürfnis für Rechnungslegungsmodel-
le gesehen, die unter anderem auch stärkeren Wert 
auf Nachhaltigkeit und Umweltthemen legen. 

  sn

IFAC-Schreiben vom 31.7.2009 zu den Empfehlungen an die G20-Gruppe (PDF) 
abrufbar unter k www.wpk.de/link/mag030902
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EU-Kommission: Stand der Umsetzung der EU-Abschlussprüferrichtlinie
in den Mitgliedstaaten

Die EU-Kommission hat am 23.7.2009 eine aktuali-
sierte Übersicht zum Stand der Umsetzung der EU-
Abschlussprüferrichtlinie (2006/43/EG) in den Mit-
gliedstaaten veröffentlicht (Stand: 1.7.2009). Diese 
beinhaltet allerdings keine eigene Bewertung oder 
Einschätzung der EU-Kommission, sondern beruht 
ausschließlich auf den von den Mitgliedstaaten über-
mittelten Informationen.

Nach dieser Übersicht haben 21 der 27 Mitglied-
staaten die Richtlinie vollständig umgesetzt. Dazu 
zählt auch Deutschland, das laut Gesetzesbegründung 
mit dem BilMoG als drittem Gesetz nach dem APAG 
und dem BARefG die Umsetzung abgeschlossen hat. 

Daneben hat die EU-Kommission am 17.6.2009 
eine Übersicht zu den legislativen Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten zur Umsetzung der EU-Abschluss-
prüferrichtlinie veröffentlicht. Die jeweiligen Geset-
ze der Mitgliedstaaten sind in diese Übersicht als ab-
rufbare Dokumente eingestellt.  en

Übersicht zum Stand der Umsetzung (PDF, Stand: 1.7.2009) abrufbar unter
k www.wpk.de/link/mag030903

Übersicht zu den legislativen Umsetzungsmaßnahmen (Stand: 26.5.2009)  
abrufbar unter k www.wpk.de/link/mag030904

EU-Kommission: Konsultation zur 
Übernahme der ISA

Die Europäische Kommission hat am 22.6.2009 eine 
öffentliche Konsultation eingeleitet, mit der ermittelt 
werden soll, ob die „International Standards on Au-
diting“ (ISA) in EU-Recht übernommen werden sol-
len. Die Konsultation endet am 15.9.2009.

Im Rahmen dieser Konsultation hat die EU-Kom-
mission die von ihr 2008 an die Universität Duis-
burg-Essen vergebene Studie zu den Auswirkungen 
einer Übernahme der ISA in der EU veröffentlicht. 
Aus der Studie geht hervor, dass die Übernahme der 
ISA in der EU zu quantitativen und qualitativen Vor-
teilen für Unternehmen, Anleger und Regulierungs-
behörden führen würde, die eine Folge hochqualita-
tiver und harmonisierter Abschlussprüfungen in der 
EU wären. Die Vorteile einer solchen Übernahme 
würden laut der Studie die Kosten bei weitem über-
wiegen.  en

Das Konsultationspapier und die Studie sind abrufbar unter 
k www.wpk.de/link/mag030905
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EU-Kommission: Ergebnisse der Konsultation zur Verbreiterung der 
Anbieterstruktur auf dem Prüfungsmarkt

Zu der von der EU-Kommission durchgeführten Kon-
sultation zu den „Kontrollstrukturen bei Abschluss-
prüfungsgesellschaften und deren Folgen für den 
Markt für Abschlussprüfungen“ hatte die WPK mit 
Schreiben vom 24.2.2009 Stellung genommen (siehe 
WPK Magazin 2/2009, Seite 25). Die im Grundsatz 
wünschenswerte Verbreiterung der Anbieterstruktur 
auf dem Markt für Abschlussprüfungen bei großen 
und international konzernierten Unternehmen hängt 
nicht oder nur zu einem ganz geringen Teil von der 
Frage der Eigenkapitalausstattung ab. Im Übrigen be-
stehen bei einer kapitalmäßigen Öffnung für gewerb-
liche Investoren große Bedenken mit Blick auf die 
Unabhängigkeit des Abschlussprüfers und die Qua-
lität der Abschlussprüfungen, so die WPK in ihrer 
Stellungnahme.

Am 15.7.2009 hat die EU-Kommission die Ergeb-
nisse der Konsultation veröffentlicht, an der sich 
insgesamt 67 Organisationen und Personen betei-
ligt haben, darunter die „Big Four“-Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaften. Aus Deutschland haben sich ne-
ben der WPK und dem IDW unter anderem auch der 
DStV und die BStBK geäußert. Anders als etwa das 
Französische Justizministerium und das Finnische 
Finanzministerium haben sich deutsche Ministerien 
an der Konsultation nicht beteiligt.

Insgesamt entsprechen die abgegebenen Stellung-
nahmen weitgehend den Positionen der WPK. Die 
Verbreiterung der Anbieterstruktur wird mehrheit-
lich als erforderlich beziehungsweise sinnvoll erach-
tet, jedoch wird allein in der Öffnung von Prüfungs-
gesellschaften für externe Investoren kein geeignetes 

Instrument hierfür gesehen. Bemerkenswert ist, dass 
dies sowohl von den Prüfern als auch von den Auf-
sichtsinstitutionen übereinstimmend so bewertet 
wird, während insbesondere Vertreter der Forschung 
und Lehre einer Beteiligungsmöglichkeit Externer 
aufgeschlossener gegenüber stehen. 

Als weitere Katalysatoren für eine Belebung des 
Wettbewerbs nennen zahlreiche Stellungnahmen 
eine größere EU-Harmonisierung bei den Vorschrif-
ten zur Unabhängigkeit, zur fachlichen Kompetenz, 
zur Haftungsbegrenzung und zu den Prüfungsstan-
dards. Die Mitgliedstaaten sollten insbesondere auch 
davon absehen, strengere Anforderungen als von der 
EU-Abschlussprüferrichtlinie gefordert einzuführen 
(also kein sogenanntes „gold-plating“). Daneben wer-
de der Etablierung gut funktionierender Netzwerke – 
im Gegensatz zu reinen „Associations“ – zunehmend 
Bedeutung zukommen. 

Wie ihrer Pressemitteilung vom 15.7.2009 ent-
nommen werden kann, wird die EU-Kommission 
„nun sorgfältig prüfen, welche Maßnahmen auf EU-
Ebene ergriffen werden können, um neue Anbieter 
(…) zu ermutigen, ohne dabei die Unabhängigkeit 
der Abschlussprüfer und die Qualität der Prüfungen 
zu gefährden.“   en

Pressemitteilung der EU-Kommission vom 15.7.2009 abrufbar unter
k www.wpk.de/link/mag030906

Summary Report zu den Ergebnissen der Konsultation abrufbar (PDF) unter
k www.wpk.de/link/mag030907

EU-Kommission: Vorschlag für eine Verordnung über Ratingagenturen

Das Europäische Parlament hat am 23.4.2009 den 
Vorschlag der EU-Kommission für eine Verordnung 
des Europäischen Parlaments und des Rates über Ra-
tingagenturen verabschiedet. Der Vorschlag hat in-
zwischen auch den Rat passiert; ein Inkrafttreten 
noch in diesem Jahr ist zu erwarten. 

Die Verordnung, die unmittelbar in allen Mit-
gliedstaaten gelten wird, führt einen gemeinsamen 
Regulierungsrahmen für die Aufstellung von Ratings 
ein. Damit wird der Notwendigkeit Rechnung getra-

gen, das Marktvertrauen wieder herzustellen und 
den Anlegerschutz zu verbessern. 

Die Verordnung sieht im Wesentlichen folgende 
Rahmenbedingungen für die Tätigkeit von Rating-
agenturen vor:

Aufsichtsstruktur

Sollen die Ratings einer Agentur innerhalb der EU 
Verwendung finden dürfen, muss die Ratingagentur 
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sich registrieren lassen. Als europaweit einheitliche 
Anlaufstelle für die Registrierung ist der Ausschuss 
der Europäischen Wertpapierregulierungsbehör-
den (CESR) vorgesehen. Die Zuständigkeit für die 
Registrierung und Beaufsichtigung der Ratingagen-
tur verbleibt jedoch bei einer zuständigen Behörde 
des Herkunftsmitgliedstaates, die dafür von jedem 
Mitgliedstaat einzurichten ist. Die Aufsichtsmaß-
nahmen umfassen neben dem Widerruf der Regist-
rierung sowie dem vorübergehenden Verbot einer 
Ratingtätigkeit unter anderem auch die öffentliche 
Bekanntmachung, dass eine Ratingagentur ihren Ver-
pflichtungen nicht mehr nachkommt. Die Aufsichts-
maßnahmen sind grundsätzlich auf der Basis eines 
Entscheidungsentwurfs mit CESR abzustimmen.

Pflichten

Um die Unabhängigkeit von Ratings zu gewährleis-
ten, wird von Ratingagenturen verlangt, dass sie Inte-
ressenkonflikte vermeiden oder diese Konflikte dort, 
wo sie unvermeidbar sind, angemessen handhaben. 
Darüber hinaus werden umfassende Regelungen zur 
Sicherstellung der Unabhängigkeit der Ratingagen-
tur statuiert (unter anderem keine Beratungsleistun-
gen für das bewertete Unternehmen oder verbundene 
Dritte, keine finanziellen/personellen Verflechtun-
gen). Auch ein System der internen Rotation wird 
eingeführt. Finanzinstrumente dürfen Ratingagentu-
ren nur dann bewerten, wenn sie hierfür über genü-

gend fundierte Informationen verfügen. Sie müssen 
eine interne Kontrollstelle einrichten, die über die 
Qualität ihrer Ratings wacht.

Des Weiteren setzt die Verordnung auf Transpa-
renz hinsichtlich des Ratings sowie der Agenturen. 
So müssen Ratingagenturen die Modelle, Methoden 
und grundlegenden Annahmen veröffentlichen, auf 
die sie ihre Ratings stützen. Sie müssen die Ratings 
von komplexeren Produkten mit einer speziellen 
Kennzeichnung versehen und jährlich einen Trans-
parenzbericht veröffentlichen. 

Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan einer Ra-
tingagentur muss mindestens drei nicht geschäfts-
führende Mitglieder umfassen, die unabhängig sind. 
So darf die Vergütung dieser Personen nicht vom ge-
schäftlichen Erfolg der Ratingagentur abhängen. Das 
Mandat darf nur in Fällen eines „Fehlverhaltens oder 
unzureichender Leistung“ entzogen werden. Zumin-
dest eines der unabhängigen Mitglieder des Verwal-
tungs- oder Aufsichtsorgans „sollte auf hochrangiger 
Ebene weitreichende Kenntnisse und Erfahrungen 
mit strukturierten Kredit- und Verbriefungsmärkten 
gesammelt haben“.

Die neuen Regelungen stützen sich größtenteils 
auf die Standards des Kodexes der internationalen 
Organisation der Börsenaufsichten (IOSCO). go/en

Verordnung (KOM/2008/0704 endg. – COD/2008/0217) abrufbar (PDF)  
unter k www.wpk.de/link/mag030908

Blue Card der EU für Hochqualifizierte – Keine Umgehung inland-
staatlicher Anforderungen an die Berufsausübung

Den EU-Arbeitsmarkt für hochqualifizierte Arbeit-
nehmer attraktiver zu gestalten, ist das Ziel der 
„Richtlinie des Rates über die Bedingungen für die 
Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehöri-
gen zur Ausübung einer hochqualifizierten Beschäf-
tigung“. Diese Richtlinie hat der Rat der Europäi-
schen Union am 25.5.2009 angenommen. Die Rechte 
von Drittstaatsangehörigen, die in den Anwendungs-
bereich der Richtlinie fallen, sollen den Rechten von 
EU-Arbeitnehmern weitgehend entsprechen. 

Die Gleichstellung betrifft unter anderem Kündi-
gungsschutz und Arbeitsbedingungen sowie die An-
erkennung von Ausbildung und Qualifikationen, Di-
plomen und anderen Befähigungsnachweisen. Ein 
weiterer Pfeiler sind einheitliche Regelungen zur 

Erlangung einer Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis. 
Eine Blue Card wird grundsätzlich für die Dauer von 
einem bis zu vier Jahren ausgestellt. Der Inhaber ge-
nießt Freizügigkeit nur innerhalb des aufnehmenden 
Staates. Nach Ablauf von 18 Monaten kann sich der 
Inhaber jedoch in einem anderen Mitgliedstaat nie-
derlassen (Art. 18 (1)).

Unter dem Gesichtspunkt der Qualitätssicherung 
dürfte eine Umgehung der jeweiligen nationalen An-
forderungen an die Berufsausübung durch die vor-
liegende Richtlinie ausgeschlossen sein. So muss ein 
Drittstaatsangehöriger nach Art. 5 (1) b einen doku-
mentarischen Nachweis erbringen, dass er die nach 
einzelstaatlichem Recht für Unionsbürger geltenden 
Voraussetzungen für die Ausübung des reglementier-
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EU-Kommission: Charlie McCreevy zur Finanz- und Kapitalmarktkrise

Anlässlich eines Seminars des Institute of Chartered 
Accountants in Ireland (ICAI) am 26.6.2009 hat EU-
Binnenmarktkommissar Charlie McCreevy eine Rede 
zur Finanz- und Kapitalmarktkrise gehalten, in der er 
auch auf die Bedeutung von Rechnungslegung und 
Prüfung eingegangen ist. Die diesbezüglichen Kern-
aussagen lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Für den Bereich Rechnungslegung werde nicht 
nur von der EU, sondern auch von den G20 das Sys-
tem der internationalen Standardsetzung als “the best 
way forward“ betrachtet. Bilanzierungsvorschriften 
hätten die Finanzkrise nicht verursacht. Gleichwohl 
müsse geprüft werden, ob im Streben nach größerer 
Finanzstabilität entsprechende Anpassungen von 
Rechnungslegungsstandards sinnvoll sein könnten. 
So sei insbesondere auf die Überarbeitung von IAS 
39 (Finanzinstrumente: Ansatz und Bewertung) hin-
zuweisen, deren Abschluss bis Ende 2009 sich das 
IASB zum Ziel gesetzt habe.

Daneben stelle die aktuelle Krise auch für den Be-
reich der Abschlussprüfung große Herausforderun-

gen dar. Nach Arthur Andersen könne der Wegfall 
einer weiteren großen Prüfungsgesellschaft nicht nur 
nicht riskiert respektive verkraftet werden, vielmehr 
müssten die Anstrengungen gerade darauf gerichtet 
sein, mehr Wettbewerb im Bereich internationaler 
Abschlussprüfungen zu schaffen und Wirtschafts-
prüferpraxen zur Ausdehnung ihres Aktionsradius 
auf diesen Bereich zu ermutigen. Die von der EU-
Kommission im Jahr 2008 abgegebene Empfehlung 
einer Beschränkung der Haftung für Abschlussprü-
fer und die jüngst gestartete Konsultation zur Über-
nahme der ISA in Europa seien hierbei wichtige 
Schritte (zur Empfehlung der EU-Kommission vom 
5.6.2008 zur Haftungsbeschränkung siehe WPK Ma-
gazin 3/2008, Seite 28 f., m.w.N.).  en

Richtlinie abrufbar (PDF) unter  
k www.wpk.de/link/mag030909

ten Berufs erfüllt, der Gegenstand des Arbeitsvertrages 
oder des Arbeitsplatzangebotes ist. Entsprechendes 
gilt auch für den Fall, dass sich ein Drittstaatsangehö-
riger nach 18 Monaten in einem anderen als dem ers-
ten Mitgliedstaat niederlässt (Art. 18 (2)). 

Die Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Die Mitgliedstaaten haben diese Richtlinie innerhalb 
von zwei Jahren nach deren Inkrafttreten umzuset-
zen.  en

PCAOB: Daniel L. Goelzer neuer Vorsitzender

Der bisherige Vorsitzende des PCAOB, Mark W. Olson, 
ist auf eigenen Wunsch aus persönlichen Gründen mit 
Wirkung zum 31.7.2009 aus seinem Amt ausgeschie-
den. Zu seinem Nachfolger hat die SEC Daniel L. Goel-
zer ernannt. Als eine zukünftige Herausforderung hebt 
er in einer Presseinformation die Inspektionen nicht-
US-amerikanischer Prüferpraxen hervor.

Der neue Vorsitzende gehört dem PCAOB seit 
dessen Gründung im Jahr 2002 an und wurde im 
Jahr 2007 von der SEC einstimmig für eine weitere 
fünfjährige Amtsperiode wiederernannt. Von 1983 

bis 1990 war Herr Goelzer als Rechtsberater der SEC 
tätig. Daneben übte er seinerzeit den Anwalts- und 
Prüferberuf aus. Er besitzt aber auch weiterhin die 
CPA-Qualifikation und ist in Wisconsin lizenziert. 
Entsprechend den Regularien des Sarbanes Oxley-
Acts durfte er seine CPA-Tätigkeit allerdings seit 
mindestens fünf Jahren nicht ausgeübt haben. en

Pressemitteilung des PCAOB vom 27.7.2009 abrufbar unter 
k www.wpk.de/link/mag030911

Rede von Charlie McCreevy abrufbar unter 
k www.wpk.de/link/mag030910
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PCAOB: Regelungen zum „Periodic Reporting“ treten am  
12. Oktober 2009 in Kraft

Die SEC hat die PCAOB-Regeln zum „Periodic Re-
porting“ mit Datum vom 13.8.2009 genehmigt. Diese 
treten 60 Tage nach der Genehmigung –  am 12.10.2009 
– in Kraft. Folgendes Bild ergibt sich:

Die periodische Berichterstattung erfordert von 
den beim PCAOB registrierten Prüferpraxen, jedes 
Jahr spätestens bis zum 30.6. gegenüber dem PCAOB 
bestimmte Angaben zu machen. Hierbei ist das Regis-
trierungsformular 2 unter Einhaltung der darin ent-
haltenen Vorgaben zu verwenden. Der hierfür gel-
tende Berichterstattungszeitraum erstreckt sich vom 
1.4. eines Jahres bis zum 31.3. des Folgejahres. Die 
periodische Berichterstattung hat erstmals bis zum 
30.6.2010 zu erfolgen und betrifft den Zeitraum vom 
1.4.2009 bis 31.3.2010. Dies gilt allerdings nur für den 
Fall, dass die Prüferpraxis am 31.3.2010 beim PCAOB 
registriert ist. Sofern eine Registrierung in den Zeit-
raum 1.4. bis 30.6. eines Jahres fällt, besteht die pe-
riodische Berichterstattungspflicht erst im darauffol-
genden Jahr. 

Daneben besteht die sogenannte anlassbezogene 
Berichterstattungspflicht. Bei Eintreten bestimmter 
vom PCAOB definierter Umstände am oder nach dem 
12.10.2009 müssen diese dem PCAOB unter Verwen-
dung des Registrierungsformulars 3 innerhalb von 30 
Tagen mitgeteilt werden. Sofern der relevante Um-
stand vor dem 12.10.2009, aber nach der Erstregis-
trierung der Prüferpraxis beim PCAOB eingetreten 
ist, muss dieser innerhalb von 30 Tagen nach dem 
12.10.2009 mitgeteilt werden. Demnach wirkt sich 
die Berichterstattungspflicht hinsichtlich Form 3 
nicht nur in die Zukunft (ab dem 12.10.2009), son-
dern auch in die Vergangenheit (bis zum Zeitpunkt 
der zurückliegenden Registrierung) aus. Die gegebe-
nenfalls erforderliche anlassbezogene Berichterstat-
tung kann somit erstmals bis zum 11.11.2009 zu er-
füllen sein.

Auch das Registrierungsformular 4 wurde von 
der SEC genehmigt. Form 4 betrifft Fälle, in denen 
eine Prüfungsgesellschaft eine andere, bereits beim 
PCAOB registrierte Gesellschaft übernimmt und mit 
Hilfe des Antrags nach Form 4 den Registrierungssta-
tus der „Vorgängergesellschaft“ übernehmen möch-
te. Prüfungsgesellschaften, die im Falle von bis zum 
12.10.2009 erfolgten oder erfolgenden Übernahmen 
von dieser Möglichkeit Gebrauch machen wollen, 
müssen den Antrag nach Form 4 bis spätestens zum 
26.10.2009 einreichen.

Verbunden mit diesen neuen Berichterstattungs-
pflichten ist die Erhebung einer jährlichen Gebühr, 
die von den Prüferpraxen spätestens bis zum 31.7. 
gezahlt werden muss, sofern die Praxis am 31.3. die-
ses Jahres beim PCAOB registriert ist. Die Höhe der 
Gebühr wird der PCAOB auf Basis einiger Vorgaben 
der SEC selbst bestimmen und zu einem späteren 
Zeitpunkt noch bekannt geben.

Wie bei der Erstregistrierung muss auch die „Be-
richterstattung“ gemäß den Formularen 2, 3 und 4 auf 
elektronischem Wege erfolgen. Das PCAOB hat ange-
kündigt, eine Art Leitfaden hierfür auf seiner Internet-
seite zeitnah einzustellen. Erwähnenswert ist auch, 
dass der PCAOB die von den Prüferpraxen erhalte-
nen Informationen auf seiner Internetseite grundsätz-
lich der Öffentlichkeit zugänglich machen wird. Für 
bestimmte Fälle besteht allerdings die Möglichkeit, 
eine vertrauliche Behandlung zu beantragen.

Das unter Mitwirkung des IDW/WPK-Arbeitskrei-
ses „Registrierungserfordernisse des PCAOB“ erstell-
te und in seiner Entwurfsfassung in der 44. Kalender-
woche des Jahres 2008 an die betroffenen deutschen 
WP-Praxen übersandte Rechtsgutachten ist zwischen-
zeitlich finalisiert und den WP-Praxen in seiner end-
gültigen Fassung in der 34. Kalenderwoche des Jah-
res 2009 zur Verfügung gestellt worden, damit diese 
gegenüber dem PCAOB die rechtlichen Konflikte of-
fen legen und von einzelnen Angabepflichten befreit 
werden können. Weitere Informationen auch zu dem 
gemeinsamen Gutachten von IDW und WPK: WPK 
Magazin 3/2008, Seite 28 und WPK Magazin 4/2008, 
Seite 30.  en

Die Pressemitteilung des PCAOB vom 14. August 2009 ist abrufbar unter: 
k www.wpk.de/link/mag030912

Zwei Dokumente der SEC zur Genehmigung der PCAOB-Regeln sind  
abrufbar (PDF) unter 
k www.wpk.de/link/mag030913
(Release No. 34-60497 vom 13.8.2009)
k www.wpk.de/link/mag030914  
(Release No. 34-60496 vom 13.8.2009)

Die PCAOB-Regeln sind abrufbar unter 
k www.wpk.de/link/mag030915 
(Periodic Reporting by Registered Public Accounting Firms) 
k www.wpk.de/link/mag030916 
(Succeeding to the Registration Status of a Predecessor Firm)
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PCAOB: Zeitpunkt der Inspektionen nicht-US-amerikanischer Prüferpraxen

Das PCAOB hat am 25.6.2009 seine endgültige Positi-
on zum Zeitpunkt der Inspektionen nicht-US-ameri-
kanischer Prüferpraxen verabschiedet. Die erforder-
liche Genehmigung durch die SEC steht allerdings 
noch aus.

Mit der neuen PCAOB Rule 4003 (g) wird der 
Zeitraum für die erstmaligen Inspektionen von aus-
ländischen Prüferpraxen, die nach den bisherigen 
Vorgaben bis Ende 2009 hätten abgeschlossen sein 
müssen, bis höchstens Ende 2012 verlängert. Dies 
gilt aber nur für jene Prüferpraxen, deren Hauptnie-
derlassung sich in einem Land befindet, in dem das 
PCAOB noch keine Inspektionen durchgeführt hat. 
Des Weiteren bedeutet diese Fristverlängerung nicht, 
dass das PCAOB in 2009 mit seinen Inspektionen 
nicht fortfahren würde. So hat das PCAOB Inspekti-
onen von zwei deutschen „Big Four“-Gesellschaften 
noch in 2009 angekündigt.

Der Verlautbarung vorausgegangen war eine im 
Dezember 2008 gestartete Konsultation des PCAOB, 
an der sich auch die EU-Kommission, das IDW und 
die FEE beteiligt hatten. Der gemeinsame Hauptkri-

tikpunkt bestand in der Position des PCAOB, notfalls 
auch trotz bestehender nationaler Rechtskonflikte 
auf seinen Inspektionen zu bestehen.

Von dieser Position ist das PCAOB nach wie vor 
nicht vollständig abgerückt. Allerdings deutet das 
PCAOB für die Zukunft weitere Gesprächsbereit-
schaft an.

Am 12.8.2009 hat das PCAOB schließlich aus 
Transparenzgründen eine Liste jener Prüferpraxen 
veröffentlicht, die noch keiner Inspektion unterzo-
gen wurden. Hierbei wird klargestellt, dass mit die-
ser Liste keine Bewertung, insbesondere hinsicht-
lich der Qualität der Prüferpraxis, der Effizienz des 
ausländischen Aufsichtssystems und der Gründe der 
eingetretenen Verzögerung, verbunden sei. en

PCAOB-Erstregistrierung: Ablehnungsschreiben zu Vertraulichkeits-
gesuchen

Wirtschaftsprüferpraxen, die sich beim PCAOB re-
gistrieren lassen, müssen im Rahmen dieser Regist-
rierung gegenüber dem PCAOB bestimmte Informa-
tionen zur Verfügung stellen, für die allerdings eine 
vertrauliche Behandlung beantragt werden kann. Be-
troffen sind vor allem Angaben zu Straf-, Zivil- und 
Verwaltungsverfahren.

Der WPK und dem IDW ist bekannt geworden, 
dass der PCAOB global Ablehnungsschreiben hin-
sichtlich solcher Vertraulichkeitsgesuche versandt 
hat. Ab Erhalt eines solchen Ablehnungsschreibens 
hat der Antragsteller fünf Werktage Zeit, hiergegen 
Einspruch zu erheben. Die Einspruchsbegründung 
muss innerhalb weiterer fünf Tage erfolgen. Für die 

Fristwahrung ist der Zugang des Einspruchs bezie-
hungsweise der Einspruchsbegründung maßgebend. 
Bereits mit der Erhebung des Einspruchs kann aller-
dings eine Fristverlängerung für die Einspruchsbe-
gründung beantragt werden.

Vor diesem Hintergrund haben WPK und IDW in 
einem gemeinsamen Schreiben vom 31.7.2009 alle 
deutschen beim PCAOB registrierten Wirtschafts-
prüferpraxen auf diese Entwicklung aufmerksam 
gemacht und gegebenenfalls die Einlegung des Ein-
spruchs verbunden mit dem Antrag auf Fristverlän-
gerung für die Begründung des Einspruchs empfoh-
len. Die weitere Entwicklung bleibt abzuwarten. en

Final Rule des PCAOB vom 25.6.2009 abrufbar unter 
k www.wpk.de/link/mag030919

Liste vom 12.8.2009 abrufbar (PDF) unter 
k www.wpk.de/link/mag030920
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Chinesische Delegation besucht die WPK

Die WPK empfing am 15./16.7.2009 eine sechs-
köpfige chinesische Delegation, bestehend aus fünf 
Vertretern des Chinese Institute of Certified Public 
Accountants (CICPA) sowie einer Vertreterin des 
chinesischen Finanzministeriums (Bild mit Dolmet-
scherin). Dieser 19. Besuch einer chinesischen Dele-
gation seit 1995 spiegelt die besonderen Verbindun-
gen der WPK zum chinesischen Berufsstand und den 
nahe stehenden Organisationen wider.

Der Delegation wurden wunschgemäß insbeson-
dere die Aufgaben und Organisation der WPK und 

die Regulierung des Berufsstandes in Deutschland 
präsentiert. Ein weiterer Schwerpunkt lag in der Un-
terrichtung über Verfahren zur Entwicklung und In-
halte des deutschen Berufsrechts und dessen Über-
einstimmung mit den Anforderungen des IFAC Code 
of Ethics. Auch Besuche bei einer mittelständischen 
WP-Praxis sowie einer „Big Four“-Prüfungsgesell-
schaft in Berlin standen auf dem Programm. Am 
17.7.2009 war die Delegation schließlich Gast beim 
IDW in Düsseldorf, um sich über die Aus- und Fort-
bildung des Berufsstandes zu informieren.

Die chinesische Delegation betonte den hohen 
Stellenwert einer internationalen Zusammenarbeit 
auch vor dem Hintergrund der rasant wachsenden 
chinesischen Märkte und bekundete ihr starkes In-
teresse an dem deutschen System. Als übergeordnete 
Ziele wurden hierbei die Gewährleistung eines ho-
hen prüferischen Qualitätsniveaus und effizienter 
Qualitätssicherungssysteme artikuliert. Der chine-
sische Berufsstand richte sich zunehmend auch an 
internationalen Ethik-, Rechnungslegungs- und Prü-
fungsstandards aus.

Die Tradition des Informationsaustausches zwi-
schen WPK und CICPA soll fortgesetzt werden. en

FSA/CPAAOB: Positionspapier zu Inspektionen bei nicht-japanischen 
Prüferpraxen

Seit dem 1.4.2008 müssen sich Prüfungsgesellschaften 
von Unternehmen, die an einer japanischen Börse ge-
listet sind, bei der dortigen Financial Services Agency 
(FSA) registrieren lassen. Aus deutscher Sicht sind der-
zeit drei Prüfungsgesellschaften betroffen. Diese unter-
liegen grundsätzlich auch der Aufsicht durch die FSA 
beziehungsweise das japanische Certified Public Ac-
countants and Auditing Oversight Board (CPAAOB). 
Beide Institutionen haben zu möglichen Inspektionen 
nicht-japanischer Prüferpraxen am 12.6.2009 ein Po-
sitionspapier veröffentlicht und die Möglichkeit der 
Stellungnahme bis zum 13.7.2009 eingeräumt. 

Das Papier ist aus deutscher, europäischer und 
internationaler Sicht zu begrüßen, weil es den Ge-
danken der „mutual recognition/reliance“, also der 
gegenseitigen Anerkennung der Aufsichtssysteme 
verfolgt und als festen Bestandteil in die Aufsicht in-
tegriert. Insofern zeigt dieses Papier anschaulich den 

zur derzeitigen PCAOB-Position alternativ beste-
henden Weg auf (zur Position des PCAOB siehe den 
nachfolgenden Beitrag).

Vor diesem Hintergrund haben die Teilnehmer 
des gemeinsamen IDW/WPK-Arbeitskreises „Regist-
rierungserfordernisse des PCAOB“ eine entsprechend 
positive Stellungnahme des deutschen Berufsstandes 
verfasst, die auch der APAK, der internationalen Or-
ganisation der öffentlichen Prüferaufsichten IFIAR, 
der EU-Kommission und dem PCAOB zur Kenntnis 
gegeben worden ist.  en

Konsultationspapier vom 12.6.2009 abrufbar unter
k www.wpk.de/link/mag030917

Stellungnahme des Berufsstandes vom 10.7.2009 abrufbar unter 
k www.wpk.de/link/mag030918
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Aus den Ländern

Jahrestreffen 2009 von IDW und WPK in Magdeburg

Zum Jahrestreffen von IDW und WPK in Magdeburg 
am 10.6.2009 begrüßten Reinhard Wilbig, Landesprä-
sident der WPK in Sachsen-Anhalt, und Rainer Kroy, 
Vorsitzer der IDW-Landesgruppe Sachsen/Sachsen-
Anhalt/Thüringen, als Ehrengast den Staatssekretär 
im Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, Thomas 
Pleye. Dieser schilderte in seinem Grußwort die Aus-
wirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise auf das 
Land Sachsen-Anhalt. 

Die Gastgeber informierten ihre Gäste, darunter 
Vertreter von Kammern und Verbänden, der Justiz 

und der Hochschulen, über aktuelle Entwicklungen 
im Berufsstand. Hier spielten die Auswirkungen der 
Siebten WPO-Novelle, die Diskussionen zur Weiter-
entwicklung von Berufsaufsicht und Qualitätskon-
trolle, die Ergebnisse des Wirtschaftsprüfungsex-
amens und die Situation des Berufsstandes in den 
Zeiten der Krise eine wesentliche Rolle. Weiteres 
Thema war das kurz zuvor in Kraft getretene Bilanz-
rechtsmodernisierungsgesetz.  ba

Jahrestreffen 2009 von IDW und WPK in Berlin

Zum Jahrestreffen von IDW und WPK in Berlin am 
7.5.2009 begrüßten Dieter Ulrich, Vorsitzer des Bei-
rats der WPK und Landespräsident der WPK in Ber-
lin, und Dr. Wolf-Michael Farr, Vorsitzer der IDW-
Landesgruppe Berlin/Brandenburg, als Ehrengast 
Dr. Gary Smith, Executive Director der American 
Academy in Berlin. An dem Treffen nahmen Vertreter 
von Berliner Kammern und Verbänden, des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Technologie, der Finanz-
gerichtsbarkeit sowie mehrere Hochschullehrer teil.

In seinen Begrüßungsworten ging Dieter Ulrich auf 
die Finanzkrise und ihre Auswirkungen auf den Be-

rufsstand der Wirtschaftsprüfer ein. Dr. Smith schil-
derte anschließend die Arbeit der American Academy 
in Berlin. Die Academy lädt für unterschiedlich lan-
ge Zeiträume führende Persönlichkeiten aus den 
USA nach Berlin ein, um das wechselseitige Ver-
ständnis zwischen den beiden Ländern zu fördern. 
Auch ein Vertreter der SEC gehörte bereits zu ihren 
Gästen. Dr. Farr stellte in seinem Vortrag unter ande-
rem einzelne Aspekte des zum Zeitpunkt des Jahres-
treffens kurz vor dem Inkrafttreten stehenden Bilanz-
rechtsmodernisierungsgesetzes vor. ba

(5. v. l.) Dr. Gary Smith, Ehrengast des Jahrestreffens in Berlin
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• Ermittlung der erforderlichen Versicherungssummen 
und deren Maximierungen 

• Verbesserung des Preis-Leistungsverhältnisses 

• Maßgeschneiderte Lösungen bei Einzelversicherungen

• Optimierung der Absicherung bei interprofessioneller 
Tätigkeit

• Implementierung  eigenständiger 
Deckung bei Trennung von 
 Gesellschaften

Als unabhängige Spezialisten verfügen wir über langjährige und 
 umfangreiche  Erfahrung in der Gestaltung Ihres individuellen 
 Versicherungsschutzes:
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London
Regulated by the FSA
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Team berät Sie gerne – 

ohne Zusatzkosten.
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Landesgeschäftsstellen der WPK
Baden-Württemberg 
Leiter: Ass jur. Rolf Holzreiter
Calwer Straße 11, 70173 Stuttgart
Telefon 07 11/ 2 39 77-0
Telefax 07 11/ 2 39 77-12
E-Mail lgs-stuttgart@wpk.de

Bayern 
Leiter: RA Karl Reiter
Marienstraße 14/16, 80331 München
Telefon 0 89/ 54 46 16-0
Telefax 0 89/ 54 46 16-12
E-Mail lgs-muenchen@wpk.de

Berlin, Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt
Leiter: RA Christian Bauch
Rauchstraße 26, 10787 Berlin 
Telefon 0 30/ 72 61 61-2 16 
Telefax 0 30/ 72 61 61-1 99
E-Mail lgs-berlin@wpk.de 

Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Niedersachsen, Schleswig-Holstein 
Leiterin: RAin Hiltrud Egbert
Ferdinandstraße 12, 20095 Hamburg
Telefon 0 40/ 8 08 03 43-0
Telefax 0 40/ 8 08 03 43-12
E-Mail lgs-hamburg@wpk.de

Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Thüringen
Leiter: RA Dr. Christian Weiser
Sternstraße 8, 60318 Frankfurt am Main 
Telefon 0 69/ 3 65 06 26-30 
Telefax 0 69/ 3 65 06 26-32 
E-Mail lgs-frankfurt@wpk.de

Nordrhein-Westfalen
Leiter: Dr. Wolfgang Klemz
Tersteegenstraße 14, 40474 Düsseldorf
Telefon 02 11/ 45 61-1 87
Telefax 02 11/ 45 61-1 93
E-Mail lgs-duesseldorf@wpk.de

WPK auf der Gründermesse in Saarbrücken

Thüringer Wirtschaftsprüfer-Stammtisch

Am 25.4.2009 beteiligte sich die Wirtschaftsprüfer-
kammer mit einem eigenen Informationsstand an 
der Gründermesse in Saarbrücken. Berufsangehöri-
ge aus dem Saarland beantworteten Fragen poten-
zieller Unternehmensgründer; für Fragen zum Wirt-
schaftsprüfungsexamen standen die Mitarbeiter der 
auch für das Saarland zuständigen Landesgeschäfts-
stelle Frankfurt am Main zur Verfügung. Der Minis-
ter für Wirtschaft und Wissenschaft des Saarlandes 
Joachim Rippel und Staatssekretär Dr. Christian Ege 
zeigten sich bei ihrem Besuch des Standes der Wirt-
schaftsprüferkammer sehr erfreut über den Auftritt 
der WPK.

15 Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschaftsprü-
fer folgten am 23.4.2009 der Einladung von WPK-
Landespräsident Klemens Bellefontaine zum Wirt-
schaftsprüfer-Stammtisch in Erfurt. In entspannter 
Atmosphäre wurden landes- und berufspolitische 
Themen diskutiert, so beispielsweise, ob der Bei-

Die Gründermesse ist eines der Tätigkeitsfelder 
der Saarland Offensive für Gründer (SOG), die als re-
gionales Netzwerk mit dem Ziel der Förderung von 
Existenzgründungen alle relevanten Kräfte des Saar-
landes einbinden soll. Neben der Durchführung der 
Gründermesse gehören vor allem die Organisation 
von Veranstaltungen zur Existenzgründung sowie 
die persönliche Beratung von Gründern zu den Akti-
vitäten der SOG.

Die Wirtschaftsprüferkammer beteiligt sich seit 
Frühjahr dieses Jahres an diesem Netzwerk. Erwo-
gen wird eine künftige Mitwirkung an vergleichba-
ren Aktivitäten in anderen Bundesländern. we

rat der Kammer künftig per Briefwahl gewählt wer-
den sollte (siehe dazu auch Seite 12 in diesem Heft) 
oder die Frage des Verhältnisses zwischen der exter-
nen Qualitätskontrolle und den anlassunabhängigen 
Sonderuntersuchungen.  we
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Informationen für die Berufspraxis

Siegelführung bei der Prüfung von Stiftungen
Bis zum Inkrafttreten der Siebten WPO-Novelle im 
Herbst 2007 bestand die Pflicht, das Berufssiegel bei 
allen Erklärungen zu führen, die WP/vBP aufgrund 
gesetzlicher Vorschriften abgeben. Bereits im Vor-
feld der Siebten WPO-Novelle war dieser Bereich al-
lerdings durch eine vom Bundeswirtschaftsministe-
rium mitgetragene einschränkende Auslegung des 
§ 48 WPO a. F. auf die gesetzlichen Vorbehaltsaufga-
ben des Berufsstandes beschränkt worden. Nach § 48 
Abs. 1 Satz 1 WPO n. F. sind WP/vBP jetzt auch aus-
drücklich nur dann zur Siegelführung verpflichtet, 
wenn sie Erklärungen abgeben, die ihnen gesetzlich 
vorbehalten sind. Die Siegelführungspflicht knüpft 
demnach aktuell ausschließlich an das Vorliegen 
einer gesetzlichen Vorbehaltsaufgabe an (vgl. WPK 
Magazin 3/2008, Seite 32). 

Aufgrund der nunmehr eingeschränkten Reich-
weite der gesetzlichen Siegelungspflicht haben sich 
unter anderem Änderungen im Bereich der – aus-
schließlich landesgesetzlich geregelten – Prüfung 
von Stiftungen ergeben. Anders als nach altem Recht 
(vgl. hierzu WPK Magazin 1/2005, Seite 32 f.) ist die 
Prüfung der Jahresrechnung/des Jahresberichtes ei-
ner Stiftung nunmehr länderübergreifend als nicht 
(landes-)gesetzlich vorbehaltene und damit nicht 
siegelungspflichtige Tätigkeit anzusehen. 

Der Grund hierfür liegt darin, dass nach sämt-
lichen Stiftungsgesetzen der Länder die Stiftungs-
behörde – als im Bereich der Stiftungsaufsicht all-
zuständige und nicht etwa auf die Prüfung von 
Stiftungen spezialisierte Verwaltungseinheit – selbst 
zur Durchführung der Prüfung befugt ist. Nur zur 
Erleichterung der Eigenprüfung durch die Behörde 
haben die Landesgesetzgeber die Alternative einer 
Prüfung durch WP/vBP, Prüfungsverbände sowie – 

nach einigen Stiftungsgesetzen – auch durch ande-
re Behörden eingeführt (zur inhaltlich parallelen Be-
schlusslage der Kommission für Qualitätskontrolle 
betreffend die Pflicht zur Durchführung einer Quali-
tätskontrolle bei ausschließlicher Prüfung einer Stif-
tung vgl. WPK Magazin 2/2006, Seite 36).

Selbstverständlich kann das Berufssiegel im Rah-
men der Prüfung von Stiftungen freiwillig geführt 
werden (§ 48 Abs. 1 Satz 2 WPO).

Eine Ausnahme von dem vorgenannten Befund 
bildet unter bestimmten Voraussetzungen ledig-
lich die Prüfung kommunaler Stiftungen in Meck-
lenburg-Vorpommern. Diese unterliegen gemäß § 10 
Abs. 2 Satz 2 StiftG M-V, wenn anstelle eines Haus-
haltsplanes ein Wirtschaftsplan aufgestellt wird, den 
Vorschriften über die Wirtschaftsführung, das Rech-
nungswesen und die Jahresabschlussprüfung der 
kommunalen Eigenbetriebe. Bei letzterer handelt es 
sich gemäß § 14 Abs. 1 Satz 1 KPG M-V um eine ge-
setzliche Vorbehaltsaufgabe des Berufsstandes. go

Sozialbehördliche Vertretungsbefugnis des WP/vBP
Im WPK Magazin 1/2009, Seite 25, wurde darüber 
berichtet, dass § 13 Abs. 6 SGB X im Rahmen des 
vierten Gesetzes zur Änderung verwaltungsverfah-
rensrechtlicher Vorschriften dahingehend geändert 
worden ist, dass WP/vBP und StB im sozialbehördli-
chen Verfahren umfänglich vertretungsbefugt sind.

Die Deutsche Rentenversicherung weist trotz die-
ser Gesetzesänderung WP/vBP und StB weiterhin 

zurück, soweit diese als Vertreter im Statusfeststel-
lungsverfahren nach § 7 a SGB IV oder einem dies-
bezüglichen Widerspruchsverfahren auftreten. Mit 
Unterstützung des Deutschen Steuerberaterverban-
des (DStV) sind zu dieser Frage derzeit Klagen an-
hängig. Sobald sich hierzu neue Erkenntnisse erge-
ben, wird selbstverständlich weiter berichtet. sn
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Das Berufsregister gibt Aufschluss über die Art der 
Berufsausübung von WP/vBP. Es weist aus, ob Be-
rufsangehörige selbstständig tätig und/oder bei wem 
sie unselbstständig tätig sind. In Umsetzung von Art. 
16 Abs. 1 b) der EU-Abschlussprüferrichtlinie ist § 38 
WPO dahingehend ergänzt worden, dass nicht nur 
Anstellungsverhältnisse bei Berufsgesellschaften im 
Berufsregister zu erfassen sind, sondern auch ander-
weitige Tätigkeiten oder ähnliche Verbundenheiten. 
Nach den Vorstellungen des Gesetzgebers handelt es 
sich dabei um Handlungsvollmachten und Prokuren 
dieser Gesellschaften, ohne dass diesen ein Anstel-
lungsvertrag zwischen der Gesellschaft und dem Be-
vollmächtigten oder Prokuristen zugrunde liegt.

Die Stellung als Prokurist einer Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft wurde bereits vor Änderung des 
§ 38 WPO im Berufsregister erfasst, weil ein Proku-
rist als gewillkürter Vertreter (§§ 48 ff. HGB) und der 
damit verbundenen Eingliederung unabhängig von 
einem Anstellungsvertrag umfassende Befugnisse 
hat und damit als stets in einer Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft tätig gilt.

Zur nunmehr ebenfalls einzutragenden Hand-
lungsvollmacht außerhalb eines Anstellungsverhält-
nisses ist zu differenzieren. Nicht jede erteilte Hand-
lungsvollmacht ist für das Berufsregister relevant. 
Zum einen soll das Berufsregister die realen Gege-
benheiten einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wi-
derspiegeln; zum anderen hat der Gesetzgeber den 
Angestellten gleichrangig neben den anderweitig tä-
tigen Berufsangehörigen gestellt (§ 38 Nr. 1 f) WPO). 

Nach den Feststellungen der zuständigen Vorstands-
abteilung „Bestellungen und Widerruf, Register- und 
Beitragsangelegenheiten“ der Wirtschaftsprüferkam-
mer sind die vom Gesetzgeber vorgegebenen Eintra-
gungen von WP/vBP mit Handlungsvollmacht so zu 
verstehen, dass nur solche WP/vBP mit Handlungs-
vollmacht im Berufsregister erfasst werden, die ihre 
Vollmacht mit einer gewissen Regelmäßigkeit wahr-
nehmen. Wer beispielsweise nur einmal im Jahr die 
Vollmacht wahrnimmt, ist nicht in vergleichbarer 
Form wie ein Angestellter, insbesondere auch nicht 
regelmäßig tätig. Wer eine allenfalls in Einzelfällen 
gelebte Vollmacht hat, ist auch nicht in ähnlicher 
Weise wie ein Partner verbunden. Mit diesen Ein-
schränkungen wird eine Verzerrung der im Berufsre-
gister eingetragenen Verhältnisse einer Berufsgesell-
schaft vermieden. Die Berufsgesellschaften, die WP/
vBP Handlungsvollmacht ohne Anstellungsvertrag 
erteilen, werden gebeten, unter Berücksichtigung der 
Regelmäßigkeit des Tätigwerdens Meldungen zum 
Berufsregister abzugeben.

Die Erfassung von Berufsangehörigen mit Hand-
lungsvollmacht ohne Anstellungsvertrag löst in der 
Regel keinen Zusatzbeitrag gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 2 b) 
der Beitragsordnung bei einer Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft aus. Der Zusatzbeitrag wird für solche WP/
vBP erhoben, die in einer Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft tätig sind. Dies sind neben den gesetzlichen 
Vertretern Angestellte und – aus den vorgenannten 
Gründen – auch Prokuristen ohne Anstellungsver-
trag.  te

Prokura/Handlungsvollmacht ohne Anstellungs-
vertrag – Berufsregister- und Beitragsrelevanz

Auf ihren Internet-Seiten informiert die WPK in der Rubrik „Neu auf WPK.de“ über neue Beiträge, 
Download-Angebote und andere Aktualisierungen.

Diese Übersicht stellt die WPK in einem monatlich erscheinenden Newsletter zur Verfügung.

Sie können den Newsletter unter k www.wpk.de durch Eingabe Ihrer E-Mail-Adresse bestellen. 

Newsletter der WPKNewsletter der WPK
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Im Rahmen der Durchsicht eines veröffentlichten 
und vom Berufsangehörigen geprüften Jahresab-
schlusses stellte die WPK etwaige fachliche Fehler 
fest. Hierauf sprach sie den Berufsangehörigen an 
und bat um Stellungnahme sowie um Übersendung 

des Prüfungsberichtes. Auf das Schreiben der WPK 
äußerte sich der Berufsangehörige nicht. Auch Erin-
nerungsschreiben blieben ohne Beantwortung. Ein 
in diesem Zusammenhang beigefügtes Empfangsbe-
kenntnis sandte er nicht zurück. 

Eine abschließende Beurteilung des Sachverhalts 
allein aufgrund der Aktenlage war nicht möglich. Die 
Vorstandsabteilung „Berufsaufsicht“ beschloss dar-
aufhin die persönliche Anhörung des Berufsangehö-
rigen gemäß § 62 Abs. 1 WPO in der Hauptgeschäfts-
stelle der WPK unter Vorlage des Prüfungsberichtes. 
Auf diese per Zustellungsurkunde zugestellte La-
dung reagierte der Berufsangehörige nicht und er-
schien auch nicht zu dem darin festgelegten Ter-
min. Nach der daraufhin erfolgten Androhung eines 
Zwangsgeldes kam der Berufsangehörige der Auffor-
derung zur Stellungnahme unter Vorlage des Prü-
fungsberichtes nach.

Ausgehend von diesem Sachverhalt hat die Abtei-
lung festgestellt, dass der Berufsangehörige gegen sei-
ne Verpflichtung aus § 62 Abs. 1 WPO verstoßen hat. 
Danach hat er in Aufsichts- und Beschwerdesachen 
vor der WPK zu erscheinen, wenn er zur Anhörung 
geladen wird. Angeforderte Unterlagen hat er vorzu-
legen. Darüber hinaus oblag dem Berufsangehörigen 
gemäß § 5 Abs. 4 Verwaltungszustellungsgesetz, das 
Empfangsbekenntnis mit Datum und Unterschrift zu 
versehen und unverzüglich zurückzusenden. Indem 
er die obigen Regelungen missachtete, hat er gegen 
die Pflicht zu gewissenhafter Berufsausübung versto-
ßen (§ 43 Abs. 1 WPO). Die Tatsache, dass er sich 
schließlich dem Verwaltungszwang gebeugt hat und 
seiner Verpflichtung aus § 62 Abs. 1 WPO nachge-
kommen ist, macht den Pflichtenverstoß nicht un-
geschehen. Die Vorstandsabteilung hielt unter Wür-
digung der Gesamtumstände des Einzelfalls den 
Ausspruch einer Rüge für erforderlich und angemes-
sen (§ 63 Abs. 1 WPO).   gw

Der praktische Fall
Berufsaufsicht: Rüge wegen Nichterscheinens zur persönlichen  
Anhörung gemäß § 62 WPO
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Verlängert sich die Teilnahme-
bescheinigung für das Quali-
tätskontrollverfahren automa-
tisch?

n Ich bin Wirtschaftsprüfer in eige-
ner Praxis und habe am 15.9.2006 
eine bis 15.9.2009 befristete Teil-
nahmebescheinigung für das Qua-
litätskontrollverfahren erhalten. 
Ich prüfe keine Jahresabschlüs-
se von Unternehmen von öffentli-
chem Interesse nach § 319 a Abs. 1 
Satz 1 HGB. Muss ich einen Ver-
längerungsantrag stellen oder 
verlängert sich meine Teilnah-
mebescheinigung durch die Sieb-
te WPO-Novelle automatisch von 
drei auf sechs Jahre?

Nein, die Teilnahmebeschei-
nigung verlängert sich nicht auto-
matisch. Es muss ein Antrag nach 
§ 136 Abs. 1 WPO auf Verlänge-
rung der Teilnahmebescheinigung 
bei der WPK gestellt werden.

Wurde eine Teilnahmebeschei-
nigung über drei Jahre befristet, 
weil sie entweder vor Inkrafttreten 
von § 136 Abs. 1 WPO (durch die 
Siebte WPO-Novelle am 6.9.2007) 
ausgestellt wurde oder keine Un-

Mitglieder fragen – 
WPK antwortet

ternehmen von öffentlichem In-
teresse nach § 319 a Abs. 1 Satz 3 
HGB mehr geprüft werden, kann 
eine Verlängerung der Befristung 
der Teilnahmebescheinigung auf 
insgesamt sechs Jahre beantragt 
werden, § 136 Abs. 1 WPO. Die 
Verlängerung kann auch noch be-
antragt werden, wenn die Befris-
tung der Teilnahmebescheinigung 
bereits abgelaufen ist.

Der Antrag ist schriftlich zu 
stellen. Wirtschaftsprüfer und 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaf-
ten müssen in ihrem Antrag versi-
chern, dass sie keine gesetzlichen 
Abschlussprüfungen von Unter-
nehmen von öffentlichem Interesse 
im Sinne von § 319 a Abs. 1 Satz 1 
HGB durchführen. Vereidigte 
Buchprüfer und Buchprüfungsge-
sellschaften brauchen diese Versi-
cherung nicht abgeben, da sie nicht 
befugt sind, Unternehmen von öf-
fentlichem Interesse zu prüfen. Ein 
entsprechender Musterantrag steht 
im Internet zur Verfügung.

Wird kein Verlängerungsantrag 
gestellt und führt der Berufsange-
hörige nach Ablauf der Befristung 
der Teilnahmebescheinigung den-
noch gesetzlich vorgeschriebe-

ne Abschlussprüfungen durch, so 
liegt ein Berufsrechtsverstoß vor, 
der zu einer Rüge gegebenenfalls 
in Verbindung mit einer Geldbu-
ße führen kann. Der so geprüfte 
Jahresabschluss ist darüber hin-
aus nach § 319 Abs. 1 Satz 3 HGB 
i.V.m. § 256 Abs. 1 Nr. 3 AktG (ge-
gebenenfalls bei analoger Anwen-
dung) nichtig. gu

Vereinbarkeit von Lohn- und 
Gehaltsabrechnung mit Ab-
schlussprüfung

n Ist Lohn- und Gehaltsabrech-
nung mit Abschlussprüfung für 
den Mandanten vereinbar?

Ja, sofern der Mandant für die 
Lohn- und Gehaltsabrechnung als 
solche (auch im Innenverhältnis) 
inhaltlich verantwortlich bleibt, 
das heißt die Belege kontiert und 
damit die entsprechenden Bu-
chungsanweisungen vornimmt. 
Gleiches gilt für die Meldungen 
an Sozialversicherungsträger und 
Krankenkassen. Sofern nur techni-

Täglich beantwortet die Wirtschaftsprüferkammer schriftlich 

oder telefonisch Fragen von Wirtschaftsprüfern und 

vereidigten Buchprüfern zu unterschiedlichen Themen. 

Typische Fragen, die für alle Mitglieder interessant sind, 

greift diese Rubrik im WPK Magazin auf.

Musterantrag abrufbar unter 
k www.wpk.de/formulare/
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sche Arbeiten und Dienstleistun-
gen durch den WP/vBP durchge-
führt werden (wie die Anfertigung 
von Lohnabrechnungen, Durch-
führung der Datenverarbeitung, 
DATEV-Eingaben oder ähnliches), 
ist die anschließende Prüfung des 
Jahresabschlusses grundsätzlich 
kein Verstoß gegen das Selbstprü-
fungsverbot. Derartige technische 
Dienstleistungen zeichnen sich 
dadurch aus, dass sie keinen eige-
nen gedanklichen Einsatz des WP/
vBP beinhalten, der ohne vorheri-
ge Kontrolle durch einen Dritten 
(zum Beispiel die Personalabtei-
lung des Mandanten) in die Buch-
führung und damit in den Jahres-
abschluss Eingang findet. Derartige 
Leistungen des WP/vBP sind mit 
Blick auf das Selbstprüfungsverbot 
im Regelfall als unschädlich anzu-
sehen. Diese Wertung kommt auch 
in der Berufssatzung zum Aus-

druck (vgl. § 23 a Abs. 6 Satz 2 BS 
WP/vBP).  pr

Zulässigkeit von Drittwerbung

n Ist Drittwerbung heute eigent-
lich noch unzulässig?

Grundsätzlich nein. Werbung 
eines (freiberuflichen oder gewerb-
lichen) Dritten für den WP/vBP ist 
regelmäßig in dem Umfang zuläs-
sig, wie eine eigene Werbung des 
WP/vBP für sich und seine Praxis 
zulässig wäre. Es gelten auch inso-
weit (nur noch) die Maßstäbe des 
allgemeinen Wettbewerbsrechts 
(§ 52 WPO in Verbindung mit dem 
UWG; siehe hierzu zuletzt WPK 
Magazin 2007, Seite 24 f.). Aus-
nahmsweise könnte die Werbung 
eines Dritten für den WP/vBP aber 
in Konflikt mit der Pflicht zum be-
rufswürdigen Verhalten gemäß § 43 
Abs. 2 WPO geraten, sofern der WP/

vBP diese Werbung veranlasst, bil-
ligt oder duldet. In der Praxis dürf-
ten allerdings kaum Fälle auftreten, 
in denen ein von vornherein als be-
rufsunwürdig anzusehender Dritter 
für einen WP/vBP wirbt.

Die Verwendung ihres Namens 
und/oder ihrer Berufsqualifikati-
on zu werblichen Zwecken Dritter 
dürfen WP/vBP jedoch nur zulas-
sen, wenn das beworbene Produkt 
oder die Dienstleistung berufsbe-
zogen ist (§ 13 Abs. 3 BS WP/vBP), 
zum Beispiel Computerprogram-
me zur Praxisorganisation oder 
Prüfungsplanung, Fachliteratur 
etc. Werbung für nicht berufsbe-
zogene Produkte oder Dienstleis-
tungen, etwa Qualitätsurteile über 
Konsumgüter des täglichen Be-
darfs, dürfte dagegen grundsätz-
lich nicht mit dem Berufsbild und 
dem Ansehen des WP/vBP verein-
bar sein. pr

Berichte über Gesetzesvorhaben

Über die Vorhaben zur Novellierung von VOL und 
VOF wurde zuletzt im WPK Magazin 2/2009,  
Seite 32, berichtet. 

Novellierung der Verdingungsordnungen (VOL und VOF)

Am 28.7.2009 hat das BMWi den Entwurf einer no-
vellierten VOF in seiner finalen Fassung vorgestellt. 
Die vom BFB monierten Punkte wurden dabei nur 
zum Teil berücksichtigt. Insbesondere hat es keine 
Veränderung bei den Begrifflichkeiten in § 11 VOF-E 
(z. B. keine Bezugnahme auf die zu erwartende fach-
liche Leistung als Kriterium für die Zuschlagsertei-
lung in Abs. 5) und der Neuregelung zur Erhebung 
von Kopierkosten nach § 13 Abs. 1 Satz 2 VOF-E ge-
geben. Dennoch konnten zumindest punktuell Ver-
besserungen gegenüber der derzeitigen Rechtslage 

erzielt werden (siehe dazu den oben genannten Bei-
trag). 

Die VOF gilt wie bisher nur für Auftragswerte ober-
halb der derzeitigen EU-Schwellenwerte von 206.000 ¤ 
netto. Eine Regulierung von Vergaben freiberuflicher 
Leistungen im Unterschwellenbereich im Rahmen der 
aktuellen VOL-Novelle konnte zunächst abgewendet 
werden (siehe dazu den Beitrag auf Seite 16 in diesem 
Heft). Die Veröffentlichung der neuen VOF und VOL 
kann aber erst 2010 erfolgen, nachdem die zuvor not-
wendige Anpassung der Vergabeverordnung (VgV) 
nicht mehr in dieser Legislaturperiode abgeschlos-
sen werden konnte.  pr

Informationen zum Vergaberecht abrufbar unter 
k www.wpk.de/link/mag030921
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Über den Gesetzentwurf wurde zuletzt im WPK  
Magazin 2/2009, Seite 32, berichtet. Inzwischen ist 
das Gesetz am 4.8.2009 im Bundesgesetzblatt ver-
kündet worden und am 1.9.2009 in Kraft getreten 
(Gesetz vom 30.7.2009, BGBl. I 2009, S. 2449).

Gesetz zur Modernisierung von Verfahren im anwaltlichen und  
notariellen Berufsrecht

Gesetz zur Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie (ARUG)

Der Bundestag hatte den Regierungsentwurf am 
23.4.2009 in Zweiter und Dritter Lesung in der vom 
Rechtsausschuss des Bundestages vorgeschlagenen 
Fassung verabschiedet (BT-Drucks. 16/12717 vom 
22.4.2009). Ebenfalls an diesem Tag wurde ein paral-
leles Gesetzesvorhaben zum Berufsrecht der Patentan-
wälte verabschiedet, das am 19.8.2009 im Bundesge-
setzblatt verkündet wurde und ebenfalls am 1.9.2009 
in Kraft getreten ist (Gesetz vom 14.8.2009, BGBl. I 
2009, S. 2827). Ein vom Bundesrat am 12.6.2009 ein-
gelegter Einspruch gegen die BRAO-Novelle wur-
de vom Bundestag am 19.6.2009 mit großer Mehr-
heit überstimmt. Hintergrund für den Einspruch des 
Bundesrats waren Bedenken bezüglich neuer Verfah-
rensregelungen und befürchtete Mehrkosten für die 
Länder in Kindschaftssachen. 

Über das Gesetzesvorhaben wurde zuletzt im WPK 
Magazin 1/2009, Seite 28, berichtet. Inzwischen ist 
das Gesetz am 4.8.2009 im Bundesgesetzblatt ver-
kündet worden und am 1.9.2009 in Kraft getre-
ten (Gesetz vom 30.7.2009, BGBl. I 2009, S. 2479). 
Die Zweite und Dritte Lesung im Bundestag auf Ba-
sis der Beschlussempfehlung des Rechtsausschus-
ses (BT-Drucks. 16/13098 vom 20.5.2009) erfolg-
te am 29.5.2009, die Verabschiedung im Bundesrat 

Rechtsanwälten (also auch WP/vBP mit RA-Qua-
lifikation) ist es durch die Gesetzesänderung mög-
lich, statt bisher zwei nunmehr drei Fachanwaltstitel 
zu führen (§ 43 c Abs. 1 Satz 3 BRAO n. F.). 

Bei Berufsaufsichtsverfahren haben die Rechts-
anwaltskammern jetzt bei Abschluss des Verfahrens 
(auch im Falle der Einstellung) den Beschwerdefüh-
rer mit einer kurzen Darstellung der wesentlichen 
Gründe zu unterrichten (§ 73 Abs. 3 BRAO n. F.). 
Außerdem wird in Vermittlungsverfahren, an denen 
Mandanten beteiligt sind, eine Pflicht des Rechtsan-
walts zur Verfahrensteilnahme (§ 73 Abs. 5 BRAO 
n. F.) sowie zum persönlichen Erscheinen vor der 
Rechtsanwaltskammer (§ 56 Abs. 2 BRAO n. F.) be-
gründet. Darüber hinaus wird durch das Gesetz eine 
Schlichtungsstelle für Streitigkeiten (Ombudsmann) 
zwischen Rechtsanwälten und Mandanten bei der 
Bundesrechtsanwaltskammer eingerichtet (§ 191 f. 
BRAO n. F.). Nach Auffassung des Vorstandes der 
Wirtschaftsprüferkammer ist eine Übernahme dieser 
Regelungen in die WPO nicht anzustreben, da die 
derzeitige Ausgestaltung der Vermittlungsverfahren 
in der WPO ausreichend sei und auch die Berufsauf-
sicht in ausreichendem Maße fachlich orientiert.

  pr

am 12.6.2009. Wesentliche Änderungen gegenüber 
dem zuletzt berichteten Sachstand haben sich dabei 
nicht ergeben. Insbesondere ist die Deregulierung 
von Sachgründungs-, Nachgründungs-, die Sachka-
pitalerhöhungs- und Sacheinlagenprüfung so umge-
setzt worden, wie im Regierungsentwurf vorgesehen. 
Die Einzelheiten können dem oben genannten Bei-
trag entnommen werden.  pr
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Das Gesetz zur Umsetzung der Dienstleistungsrichtli-
nie im Gewerberecht und in weiteren Rechtsvorschrif-
ten (siehe dazu WPK Magazin 2/2009, Seite 32 f.) ist 
am 24.7.2009 im Bundesgesetzblatt verkündet wor-
den (Gesetz vom 17.7.2009, BGBl. I 2009, S. 2091). 

Gesetz zur Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie im Gewerberecht 
und in weiteren Rechtsvorschriften

Das Gesetz wird jedoch erst zum 28.12.2009 in Kraft 
treten. An diesem Tag läuft die Umsetzungsfrist für 
die EU-Dienstleistungsrichtlinie (RL 2006/123/EG, 
Amtsbl. EU 2006, L 376/36 ff.) ab. 

In ihrer Stellungnahme vom 23.2.2009 hatte die 
WPK den Gesetzentwurf begrüßt, da er sich auf die 
WPO-Änderungen beschränkt, die zur Umsetzung 
der Dienstleistungsrichtlinie als zwingend notwen-
dig erscheinen. Dabei hatte die WPK die auch in der 
Gesetzesbegründung zum Ausdruck kommende Auf-
fassung geteilt, dass die Änderungen im Ergebnis kei-
ne große praktische Relevanz entfalten werden, son-
dern vor allem klarstellenden Charakter haben.

Der Bundesrat hatte im ersten Durchgang am 
15.5.2009 die Empfehlung ausgesprochen, den Ge-
setzentwurf um einen neuen § 4 b WPO zu ergänzen, 
der die Genehmigungsfiktion nach § 42 a Abs. 2 und 
3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) für 
anwendbar erklären sollte. § 42 a VwVfG sieht vor, 
dass drei Monate nach Beantragung einer Genehmi-
gung diese als erteilt gilt, wenn dies durch Rechts-
vorschrift angeordnet wurde. Auch diese Regelung 
stellt eine Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtli-
nie dar, die grundsätzlich eine Genehmigungsfiktion 
fordert, dies aber unter den Vorbehalt stellt, dass kei-
ne zwingenden Gründe des allgemeinen Interesses, 
einschließlich eines berechtigten Interesses Dritter, 
entgegenstehen (Art. 13 Abs. 4 DLRL). 

Eine uneingeschränkte Genehmigungsfiktion in 
der WPO, die dazu führen könnte, dass beispielswei-
se eine Bestellung als Wirtschaftsprüfer vorgenom-

men werden müsste, obwohl die materiellen Voraus-
setzungen dafür nicht vorliegen, war aber sowohl aus 
Sicht der WPK als auch des Bundeswirtschaftsminis-
teriums nicht anzustreben. Sie dürfte weder im Inte-
resse des Berufsstands noch der Öffentlichkeit liegen 
und erscheint auch in der Sache nicht gerechtfertigt. 
Zudem würde sie über das von der EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie gebotene Maß deutlich hinausgehen 
(schon deshalb, weil sie alle Genehmigungsverfah-
ren nach der WPO erfassen würde, das heißt auch 
solche, die nicht der Dienstleistungs-, sondern der 
Abschlussprüferrichtlinie unterliegen). In ihrer Ge-
genäußerung vom 27.5.2009 hat die Bundesregie-
rung den Vorschlag des Bundesrats abgelehnt, un-
ter Hinweis auf das noch nicht abschließend geklärte 
Verhältnis zwischen Dienstleistungs-, Abschlussprü-
fer- und Berufsanerkennungsrichtlinie (BT-Drucks. 
16/13190 vom 27.5.2009). Das Bundeswirtschafts-
ministerium hat aber bereits angekündigt, sich mit 
dem Thema der Genehmigungsfiktion noch einmal 
beschäftigen zu wollen. 

Der Bundestag hat den Änderungsvorschlag des 
Bundesrats ebenfalls nicht aufgegriffen, sondern das 
Gesetz am 18.6.2009 in Zweiter und Dritter Lesung 
hinsichtlich der WPO-Änderungen unverändert ver-
abschiedet. Die Verabschiedung im Bundesrat er-
folgte am 10.7.2009. Hinsichtlich der WPO bleibt 
es damit bei der Einfügung eines neuen § 4 a WPO 
(Möglichkeit der Abwicklung von Verfahren über 
den Einheitlichen Ansprechpartner) und der Strei-
chung von § 15 Satz 2 WPO. Die WPK befindet sich 
derzeit in Abstimmung mit dem BMWi und mit den 
zuständigen Landesministerien, um die Zusam-
menarbeit und den Informationsaustausch mit den 
Einheitlichen Ansprechpartnern sicher zu stellen. 
Ungeachtet dessen wird im Sinne der Verfahrensbe-
schleunigung empfohlen, auch weiterhin alle Anträ-
ge und Eingaben nach der WPO direkt an die WPK 
zu richten.  pr
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Aus der Rechtsprechung

 Berufsrecht

Verweis mit 1.500 ¤ Geldbuße wegen  
fehlerhafter Jahresabschlussprüfungen

n Leitsätze der Redaktion
1. Es widerspricht der gewissenhaften, eigenverant-
wortlichen und unparteiischen Berufsausübung, in 
Prüfungsberichten bewusst unzutreffende Angaben 
zu machen.
2. Nach einem erstinstanzlichen berufsgerichtlichen 
Urteil ruht die Verjährung der Berufspflichtverlet-
zung bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfah-
rens.
KG Berlin, Urteil vom 4.11.2008 – 1 WiO 2/08 

n Sachverhalt
Der Berufsangehörige prüfte in den Jahren 1995 und 
1996 ein Unternehmen in den neuen Bundesländern. 
Er erteilte jeweils uneingeschränkte Bestätigungsver-
merke, obwohl ihm bewusst war, dass die jeweili-
gen Jahresbilanzen das Stammkapital in DM auswie-
sen, während im Handelsregister als Stammkapital 
in gleicher Höhe Mark/DDR eingetragen waren. Da-
bei war ihm bekannt, dass die Gefahr der Liquidati-
on der Gesellschaft aufgrund § 57 DMBilG bestand. 
Er sah dennoch die Neufestsetzung des Stammkapi-
tals lediglich als Formalie an und wollte vermeiden, 
dass die Gesellschaft aufgrund eines eingeschränk-
ten Bestätigungsvermerks Schwierigkeiten mit der 
Bank bekam. Auch im Prüfungsbericht wies er nicht 
auf den Fehler hin und bekundete vielmehr, dass be-
standsgefährdende Umstände nicht bekannt seien. 
Infolge der fehlenden Neufestsetzung trat die nach 
§ 57 Abs. 1 Satz 1 DMBilG vorgesehene Folge ein, 
wonach die geprüfte Gesellschaft im Oktober 1997 
für aufgelöst erklärt wurde.

Darüber hinaus beanstandete er unzulässige Aus-
buchungen von Verbindlichkeiten der Gesellschaft 
in beiden Geschäftsjahren nicht. Die Gesellschaft 

schuldete der Stadt S. aus zwei Grundstückskauf-
verträgen aus Vorjahren 197.000 DM. Die Verträge 
hatte der Berufsangehörige persönlich eingesehen. 
Die Gesellschaft buchte diese Verbindlichkeiten im 
Geschäftsjahr 1995 i. H. v. 57.000 DM und in 1996 
i. H. v. 140.000 DM aus. Aufgrund dieser Ausbuchun-
gen wies die Gesellschaft statt eines Jahresfehlbetra-
ges einen Jahresüberschuss i. H. v. 5.000 DM im Jahr 
1995 und 15.000 DM im Jahr 1996 aus. Dem Berufs-
angehörigen wurde erklärt, dass Gegenforderungen 
aus erbrachten Bauleistungen gegenüber der Stadt 
S. aus der Zeit vor der Wende bestanden, deren ge-
nauer Wert nicht bezifferbar sei. Außerdem sei mit 
der Geltendmachung der Kaufpreisforderung nicht 
mehr zu rechnen, da die Situation in der Stadtver-
waltung ziemlich chaotisch sei. Verjährung hinsicht-
lich der Verbindlichkeiten war noch nicht eingetre-
ten. Der Berufsangehörige befand die Ausbuchungen 
als „heikle Sache“ und „abenteuerlich“, beanstan-
dete sie jedoch nicht. 1998 machte die Stadt S. die 
Verbindlichkeiten gegen die geprüfte Gesellschaft er-
folgreich geltend. 

Das Berufsgericht sah in erster Instanz einen Ver-
stoß gegen die Pflicht zur gewissenhaften, eigenverant-
wortlichen und unparteiischen Berufsausübung (§ 43 
WPO). Der Berufsangehörige hatte in den Prüfungsbe-
richten bewusst unzutreffende Angaben gemacht. Es 
verhängte im November 2001 einen Verweis, verbun-
den mit einer Geldbuße i. H. v. 10.000 DM. 

Nachdem der Berufsangehörige fristgerecht Beru-
fung eingelegt hatte, verzichtete er im Jahr 2002 auf 
die Bestellung als Wirtschaftsprüfer. Das Verfahren 
wurde daraufhin zunächst aufgrund des eingetrete-
nen Verfahrenshindernisses eingestellt. Nach der 
Wiederbestellung als Wirtschaftsprüfer im Jahr 2004 
war das Verfahren fortzusetzen. 

n Wesentliche Entscheidungsgründe
Entgegen der Auffassung des inzwischen fast 80-jäh-
rigen Berufsangehörigen liegt hinsichtlich seines 
Verhaltens keine Verjährung vor. Ist vor Ablauf der 
Verjährungsfrist ein erstinstanzliches berufsgericht-
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 Berufsrecht

Rüge mit 2.000 ¤ Geldbuße wegen Fehlern 
in einem Prospektgutachten gemäß IDW S4

n Leitsätze der Redaktion
1. Die berufsrechtliche Verantwortlichkeit (§ 63 ff. 
WPO), auf die es sowohl im Rügeverfahren als auch 
im berufsgerichtlichen Verfahren ankommt, ist von 
der zivilrechtlichen Haftung zu trennen. 
2. Auch fachliche Fehler können eine Rüge nach 
§ 63 Abs. 1 WPO rechtfertigen. Dem steht nicht ent-
gegen, dass die fachlichen Pflichten, die es für ei-
nen Berufsangehörigen einzuhalten gilt, im Regelfall 
nicht in speziellen gesetzlichen Vorschriften nieder-
gelegt sind. Die allgemeine Berufspflicht zur gewis-
senhaften Berufsausübung (§ 43 Abs. 1 Satz 1 WPO) 
bietet für eine Sanktionierung eine ausreichende 
Grundlage, insbesondere weil Mandanten und Ver-
kehrskreise, die mit der Tätigkeit des Wirtschafts-
prüfers in Berührung kommen, erwarten und auch 
erwarten dürfen, dass der Wirtschaftsprüfer die fach-
lichen Standards einhält, die in seinem Beruf aner-
kannt sind.
3. Im Sinne einer vernünftigen, dem Sinn des Gesetzes 
entsprechenden und verfassungskonformen Eingren-
zung ist Voraussetzung für eine Rügewürdigkeit eines 
fachlichen Verstoßes allerdings, dass sich die fachli-
che Entscheidung des Berufsangehörigen als objektiv 
unvertretbar darstellt, die Fehlerhaftigkeit offensicht-
lich ist und die Bagatellgrenze überschritten ist. 
4. Eine Rüge verbunden mit einer Geldbuße in Höhe 
von 2.000 ¤ ist angemessen für den Fall, dass der 
Prospektgutachter es unterlassen hat, zur Realitäts-

Entscheidung redaktionell bearbeitet, offizieller Wortlaut abrufbar unter
k www.wpk.de/magazin/3-2009/

liches Urteil ergangen, läuft die Verjährungsfrist 
nicht vor dem Zeitpunkt ab, in dem das Verfahren 
rechtskräftig abgeschlossen ist (§ 70 Abs. 1 Satz 1 
WPO i. V. m. § 78 b Abs. 3 StGB). 

Das Berufungsgericht bestätigte den schuldhaften 
Verstoß gegen die Berufspflichten als Wirtschaftsprü-
fer. Es reduzierte jedoch die Geldbuße auf 1.500 ¤. 
Dabei berücksichtigte das Gericht die besondere 
private Situation des Berufsangehörigen, die lan-
ge Wohlverhaltensphase sowie den Umstand, dass 
im konkreten Fall eine Wiederholungsgefahr ausge-
schlossen ist. 

nähe der in dem Prospekt enthaltenen Prognosen ge-
mäß IDW S4 (a. F.) Tz. 18 in Verbindung mit Anla-
ge 1 Abschn. VII. Stellung zu nehmen.
LG Berlin, Beschluss vom 20.3.2009 – WiL 18/08 

n Sachverhalt
Die WPK hatte dem Berufsangehörigen eine Rüge mit 
Geldbuße in Höhe von 5.000 ¤ erteilt, da er bei einer 
Prospektbegutachtung gemäß IDW S4 (a. F.) zwar auf 
eine spekulative Anlage und das mögliche Vorliegen 
eines Schnellballsystems hingewiesen, sich jedoch 
nicht zur Realitätsnähe der Prognosen geäußert hat-
te, obwohl deren Eintreffen und damit der Erfolg des 
Modells aufgrund der ihm vorliegenden Zahlen als 
höchst zweifelhaft erscheinen musste. Stattdessen 
hatte er sich darauf beschränkt, den Erfolg des Mo-
dells als „nicht denknotwendig ausgeschlossen“ und 
die Prognosen als „nicht unplausibel“ zu bezeich-
nen, und sich dadurch der von ihm nach IDW S4 
(a. F.) geforderten näheren Auseinandersetzung mit 
den Erfolgsaussichten der Anlage und deren Beur-
teilung in seinem Gutachten entzogen. Nach erfolg-
losem Einspruch hatte der Berufsangehörige die ge-
richtliche Entscheidung (§ 63 a WPO) beantragt. Das 
LG Berlin hat die Beurteilung der WPK in der Sache 
bestätigt, sah jedoch die Schuld durch fehlende Vor-
belastung und die Warnhinweise im Gutachten re-
lativiert, so dass die Geldbuße auf 2.000 ¤ herabge-
setzt wurde. 

n Wesentliche Entscheidungsgründe
Der Berufsangehörige übt seine Wirtschaftsprüfertä-
tigkeit als Geschäftsführer der Prüfungsgesellschaft 
aus, die Auftragnehmerin des betreffenden Prospekt-
gutachtens war. Er hat dieses Prospektgutachten auch 
allein gezeichnet. Er kann sich damit seiner berufs-
rechtlichen Verantwortlichkeit nicht mit dem Hin-
weis entziehen, er selber habe die Prospektbegutach-
tung nicht vorgenommen. Das Gutachten stellt sich 
vielmehr als eine berufliche Tätigkeit des Berufsan-
gehörigen dar, da er dieses in Person und unter An-
führung seines Namens unterzeichnet hat, womit er 
insoweit als Person den berufsrechtlichen Vorgaben 
der WPO unterliegt. Er und nicht die Gesellschaft 
als juristische Person, in der er seine Berufstätig-
keit organisiert hat, ist Adressat der Berufsaufsicht 
durch die WPK und damit auch des sich an das Rü-
geverfahren anknüpfenden Verfahrens auf gerichtli-
che Entscheidung nach § 63 a WPO. Die gegenteilige 
Auffassung hätte zur Konsequenz, dass ein Berufs-
angehöriger sich seiner berufsgerichtlichen Verant-
wortlichkeit entziehen könnte, wenn er seinen Man-
danten nicht als Einzelperson entgegentritt, sondern 
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diese Tätigkeit in eine andere juristische Person ein-
bringt. Dass dies nicht dem System der berufsrechtli-
chen Vorschriften in der WPO entspricht, ist selbst-
verständlich.

Vorliegend war die Erstellung eines Prospektgut-
achtens gemäß IDW S4 (a. F.) geschuldet. Der Berufs-
angehörige hat sich daher an den dort niedergelegten 
Angabepflichten festhalten zu lassen. Verstöße hier-
gegen bieten eine ausreichende Grundlage für eine 
berufsaufsichtliche Sanktionierung. 

Gemäß IDW S4 (a. F.), Anlage 1, Abschn. VII., sind, 
um die voraussichtliche Entwicklung der Kapitalan-
lage darzustellen, Prognosen über die Fortentwick-
lung über die Kapitalanlage wesentlichen Parameter 
erforderlich. Bei diesen Prognosen ist unter anderem 
darauf zu achten, dass die verwendeten Prämissen 
wirklichkeitsnah sind (vgl. IDW S4 a. F., Tz. 18, letz-
ter Anstrich). Einer solchen Beurteilung, die wesent-
licher Kern einer jeden Prospektbeurteilung ist, hat 
sich der Berufsangehörige mit dem Hinweis entzogen, 
dass die Beurteilung des Geschäftsmodells der Ge-
sellschaft, die vorliegend das Anlageobjekt war, nicht 
Gegenstand seiner Prospektbegutachtung gewesen 
sei und keine Prüfung der Gesellschaft durchgeführt 
habe. Dies widersprach jedoch dem Hinweis in der 
Auftragsbeschreibung im Gutachten, wonach ein Pro-
spektgutachten nach Maßgabe des IDW S4 in der sei-
nerzeit geltenden Fassung zu erstatten war, da danach 
Ausführungen zu der Kapitalanlage zwingend waren. 
Zur Einschätzung des Geschäftsmodells der Gesell-
schaft lagen bereits mit den Geschäftsberichten aus 
den letzten beiden Geschäftsjahren Erkenntnisse vor, 
die eine kritischere Beurteilung erforderlich gemacht 
hätten. Die Angabe im Gutachten, wonach es „nicht 
denklogisch von vornherein ausgeschlossen“ sei, dass 
die prognostizierten Renditen zukünftig erreicht wür-
den, stellt keine Aussage zur voraussichtlichen Ent-
wicklung der Kapitalanlage dar, wie sie IDW S4 (a. F.) 
fordert. Ebensowenig ist es für die Darstellung der vo-
raussichtlichen Entwicklung der Kapitalanlage nicht 
ausreichend, wenn lediglich in dem Gutachten auf ein 
Gespräch mit einem gesetzlichen Vertreter der betref-
fenden Gesellschaft verwiesen wird und es heißt, dass 
die dabei erläuterten Maßnahmen zur Steigerung der 
Umsatzerlöse „zumindest nicht unplausibel“ seien. Es 
hätte hier bereits zur Vollständigkeit des Prospekts ge-
hört, auf konkrete Maßnahmen hinzuweisen, die eine 
erneute Steigerung der Umsätze in dem notwendigen 
Maße wahrscheinlich hätten machen können. Zumin-
dest wären aber die konkret geplanten Maßnahmen in 
dem Gutachten zu erörtern gewesen. Weil dies nicht 
erfolgt ist, kann auch das Gutachten nicht als vollstän-
dig betrachtet werden, da gemäß IDW S4 (a. F.), Tz. 69 

Feststellungen zu den Einzelangaben zu treffen sind, 
die für die Anlageentscheidung eines verständigen 
und durchschnittlich vorsichtigen Anlegers bestim-
mend sein können. Hierbei besteht eine Vermutung 
dahin gehend, dass es sich bei den in den Anlagen zu 
diesem Standard aufgeführten Angaben um wesentli-
che Angaben handelt. 

Dieser objektive Verstoß gegen IDW S4 (a. F.) war 
angesichts dessen klarer Formulierung auch offen-
sichtlich. Dem Verstoß kommt überdies auch ein ge-
wisses Gewicht zu. Es handelt sich hierbei um eine 
für potenzielle Anleger wichtige Information, da 
selbst risikobereite Anleger grundsätzlich interessie-
ren wird, ob den Prognosen realitätsnahe Annahmen 
zugrunde liegen.

 Berufsrecht

Erteilung von befristeten Ausnahmegeneh-
migungen zur Befreiung von der Pflicht zur 
Qualitätskontrolle

n Leitsätze der Redaktion
1. Die Verpflichtung zur Durchführung einer Quali-
tätskontrolle nach § 57 a Abs. 1 Satz 1 WPO begeg-
net keinen verfassungsrechtlichen Bedenken. Sie ist 
insbesondere mit dem Grundrecht der Berufsfreiheit 
nach Art. 12 Abs. 1 Grundgesetz vereinbar.
2. Die zum sogenannten „wirtschaftlichen Härtefall“ 
entwickelte Entscheidungspraxis ist nicht zu bean-
standen.
3. Die eigenen, internen Kosten zur Vorbereitung auf 
die Qualitätskontrolle sind hinsichtlich des Vorlie-
gens eines Härtefalles nicht berücksichtigungsfähig.
4. Die Kosten einer Qualitätskontrolle sind bei Ab-
schlussprüfern, die keine Unternehmen i.S.v. § 319 a 
Abs. 1 Satz 1 HGB prüfen, den Einnahmen aus der 
Tätigkeit als gesetzlicher Abschlussprüfer für die 
nächsten sechs Jahre gegenüberzustellen. Es ist nicht 
auf den erzielten Gewinn aus Abschlussprüfungen 
abzustellen. 
5. Zur Entscheidung, ob eine wirtschaftliche Härte 
vorliegt, können ergänzend auch die gesamten Ein-
nahmen aus der Tätigkeit als WP/vBP, also auch die 
Einnahmen aus betriebswirtschaftlicher Beratung 
oder Steuerberatung, herangezogen werden. 
VG Berlin, Urteil vom 19.3.2009 – VG 16 K 28/09

Entscheidung redaktionell bearbeitet, offizieller Wortlaut abrufbar unter
k www.wpk.de/magazin/3-2009/
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n Sachverhalt
Dem Kläger (vBP) wurde wegen eines sogenannten 
„wirtschaftlichen Härtefalles“ eine bis zum 30.9.2007 
befristete Ausnahmegenehmigung erteilt. Der Kläger 
führt seit Jahren die gesetzliche Abschlussprüfung 
bei einer mittelgroßen Kapitalgesellschaft durch, wo-
für er jährlich zwischen 8.000 und 10.000 ¤ einnahm. 
Die voraussichtlichen Kosten für die Durchführung 
einer Qualitätskontrolle betragen 4.000 bis 4.500 ¤. 
Da der Turnus der Qualitätskontrolle nach damali-
ger Rechtslage drei Jahre betrug und die Kosten der 
Qualitätskontrolle somit auf drei Jahre zu verteilen 
waren, konnte angesichts der Einnahmen aus gesetz-
licher Abschlussprüfung der nächsten drei Jahre ein 
wirtschaftlicher Härtefall angenommen werden.

Im Oktober 2007 beantragte der Kläger erneut eine 
Ausnahmegenehmigung, da die Einnahmen aus der 
gesetzlichen Abschlussprüfung unverändert seien. In 
den Jahren 2005 bis 2007 hat er rund 27.000 ¤ Ein-
nahmen aus der Tätigkeit als Abschlussprüfer erzielt. 
Bezüglich der voraussichtlichen Kosten der Qualitäts-
kontrolle wurden keine aktuellen Angebote von Prü-
fern für Qualitätskontrolle vorgelegt. Es wurde auf die 
aus dem Jahr 2005 vorliegenden Angebote verwiesen. 

Eine Ausnahmegenehmigung wurde nicht erteilt, 
da ein Härtefall nicht mehr gegeben war. Im Wesent-
lichen wurde dies damit begründet, dass sich nach 
der Änderung des Turnus der Qualitätskontrolle von 
drei auf sechs Jahre (für Abschlussprüfer, die keine 
Unternehmen von öffentlichem Interesse im Sinne 
von § 319 a Abs. 1 Satz 1 HGB prüfen) die Kosten 
der Qualitätskontrolle nunmehr auf sechs Jahre ver-
teilen. Angesichts der zu erwartenden Prüferhonora-
re für die Prüfung von sechs Jahresabschlüssen (ca. 
50.000 ¤) stellen die voraussichtlichen Kosten der 
Qualitätskontrolle (4.000 bis 4.500 ¤) keine unver-
hältnismäßige wirtschaftliche Belastung mehr dar. 
Es ist zu erwarten, dass der Kläger die mittelgroße 
GmbH auch in Zukunft prüfen wird, da er die Ab-
schlussprüfung für diese Gesellschaft bereits seit 
2003 durchführt.

Der Widerspruch gegen den Ablehnungsbescheid 
wurde im Wesentlichen damit begründet, dass aus 
der Literatur bekannt sei, dass die Kosten einer Qua-
litätskontrolle 80.000 bis 120.000 ¤ betragen würden. 
Berufskollegen hätten dem Kläger versichert, dass sie 
rund 330 Arbeitsstunden für die Vorbereitung des 
Qualitätssicherungssystems auf die Qualitätskontrol-
le aufgewendet hätten; dies bedeute mindestens einen 
Eigenaufwand von etwa 40.000 ¤. Seine Einnahmen 
als Steuerberater dürften nicht mit in die Prognose 
einbezogen werden, sondern nur die Einnahmen aus 
seiner Tätigkeit als Abschlussprüfer.

Der Widerspruch wurde zurückgewiesen, weil 
die internen Kosten für die Schaffung eines Quali-
tätssicherungssystems beziehungsweise die Vorbe-
reitung auf die Qualitätskontrolle nicht bei der Ent-
scheidung zu berücksichtigen sind und im Übrigen 
vorrangig auf die Einnahmen aus der gesetzlichen 
Abschlussprüfung abgestellt wurde. Die Gesamtein-
nahmen wurden nur ergänzend berücksichtigt.

Mit der Klage begehrt der Kläger festzustellen, 
dass er nicht verpflichtet sei, eine Qualitätskontrol-
le durchzuführen. Hilfsweise beantragt er, dass ihm 
eine Ausnahmegenehmigung erteilt werde. Er trägt 
vor, dass die Pflicht zur Durchführung einer Qua-
litätskontrolle verfassungswidrig sei, gegen die Be-
rufsfreiheit (Art. 12 Grundgesetz - GG) verstoße und 
unverhältnismäßig sei. Im Übrigen liege ein wirt-
schaftlicher Härtefall vor, weil die Kosten der Qua-
litätskontrolle in keinem Verhältnis zu dem Gewinn 
aus der Prüfungstätigkeit stünden. 

n Wesentliche Entscheidungsgründe
Die Klage wird abgewiesen.

Die Verpflichtung des Klägers zur Durchfüh-
rung einer Qualitätskontrolle verstößt nicht gegen 
höherrangiges Recht, insbesondere nicht gegen das 
Recht der Berufsfreiheit nach Art. 12 Abs. 1 GG. Die 
Pflicht zur Durchführung einer Qualitätskontrolle 
betrifft nicht die Berufswahlfreiheit sondern ledig-
lich die Berufsausübungsfreiheit. Nach der ständi-
gen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
zur sogenannten Stufentheorie sind Regelungen zur 
Berufsausübung bereits durch die vernünftigen Er-
wägungen des Gemeinwohls legitimiert. Die Pflicht 
zur Durchführung einer Qualitätskontrolle ist eine 
Regelung zur Berufsausübung, da der Zugang zur ge-
samten Tätigkeit des vereidigten Buchprüfers nach 
§ 129 WPO nicht von der Durchführung einer Qua-
litätskontrolle abhängig ist; die Verpflichtung hat 
vielmehr Einfluss auf die Art und Weise der Berufs-
ausübung des vereidigten Buchprüfers. Die Erwä-
gungen des Gesetzgebers stellen – gerade in Zeiten, 
in denen Kapitalanleger mehr denn je auf verlässli-
che Beurteilungen der Wirtschaftlichkeit von Anla-
gegesellschaften angewiesen sind – vernünftige Er-
wägungen des Gemeinwohls dar, die diesen Eingriff 
rechtfertigen. Die Qualitätskontrolle verstößt auch 
nicht gegen den Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit, da sie geeignet und erforderlich ist, das vom 
Gesetzgeber angestrebte Ziel zu erreichen. Die Qua-
litätskontrolle ist auch nicht im engeren Sinne un-
verhältnismäßig, in Einzelfällen ist zur Beseitigung 
von Härtefällen eine Befreiung von der Pflicht zur 
Durchführung vorgesehen. 

 Aus der Rechtsprechung 43WPK Magazin 3/2009



 Berufsrecht

Keine Auskunft der Steuerberaterkammer 
über berufsaufsichtliches Verfahren  
gegenüber Beschwerdeführer 

n Leitsätze der Redaktion
1. Eine Steuerberaterkammer darf einem Dritten, der 
über einen Berufsangehörigen Beschwerde geführt 
hat, nur mitteilen, dass im Wege der Berufsaufsicht 
das Erforderliche veranlasst werde. Weitergehende 
Mitteilungen würden gegen die Pflicht des Kammer-
vorstandes zur Verschwiegenheit gemäß § 83 StBerG 
verstoßen.
2. Der einem Petenten gemäß Art. 17 GG grundsätzlich 
zustehende Anspruch auf Erhalt eines Bescheides zu 
seiner Eingabe stößt dort an seine verfassungsimma-
nente Schranke, wo die Verschwiegenheitspflicht 
des Kammervorstandes gemäß § 83 StBerG entgegen-
steht.
3. Aus den derzeit nur als Gesetzentwurf vorliegen-
den neuen Auskunftspflichten für Rechtsanwalts-
kammern lassen sich keine Rechtsfolgen herleiten, 
da die Regelungen noch nicht in Kraft getreten sind. 
Im Fall ihrer Umsetzung ließen sich diese auch nicht 
ohne Weiteres auf das Berufsrecht der Steuerberater 
übertragen. 
FG Thüringen, Urteil vom 29.10.2008 – 3 K 69/07

n Sachverhalt
Der Kläger, Betreiber einer Tankstelle, ersuchte die 
beklagte Steuerberaterkammer um Prüfung eines be-
stimmten Verhaltens der X GmbH StBG unter berufs-
rechtlichen Gesichtspunkten. Die Beklagte teilte mit, 
sie werde die Angelegenheit im Rahmen der ihr ob-
liegenden Berufsaufsicht eingehend prüfen, könne 
aber aufgrund der Verschwiegenheitsverpflichtung 
keine Auskunft über den Verlauf und Ausgang ei-
nes berufsaufsichtlichen Verfahrens geben. Hierge-

Entscheidung redaktionell bearbeitet, offizieller Wortlaut abrufbar unter
k www.wpk.de/magazin/3-2009/

Die zum sogenannten „wirtschaftlichen“ Härte-
fall entwickelte Entscheidungspraxis ist nicht zu be-
anstanden. Es kann davon ausgegangen werden, dass 
jedenfalls kein Härtefall anzunehmen ist, wenn die 
Kosten für eine Qualitätskontrolle weniger als 10 % 
der Einnahmen aus gesetzlicher Abschlussprüfung 
betragen. Ein Antragsteller, der eine Ausnahmege-
nehmigung wegen eines wirtschaftlichen Härtefalls 
beantragt, hat die Belastung durch die Qualitätskon-
trolle, also die voraussichtlichen Kosten einer Quali-
tätskontrolle in seiner Praxis, darzulegen; ihm obliegt 
es, konkrete und schriftliche Angebote von Prüfern 
für Qualitätskontrolle vorzulegen.

Interne Kosten für die Schaffung, Überwachung 
und Durchsetzung eines Qualitätssicherungssystems 
sind nicht zu berücksichtigen. Sie ergeben sich aus 
der Pflicht nach § 55 b WPO, nicht aus der Pflicht, 
dieses Qualitätssicherungssystem in einer (externen) 
Qualitätskontrolle nach § 57 a Abs. 1 Satz 1 WPO 
überprüfen zu lassen. 

Die Kosten einer Qualitätskontrolle sind auf die 
Zeit der Befristung der Teilnahmebescheinigung zu 
verteilen. Für Praxen, die keine Unternehmen von 
öffentlichem Interesse im Sinne von § 319 a Abs. 1 
Satz 1 HGB prüfen, sind die voraussichtlichen Kos-
ten der Qualitätskontrolle auf sechs Jahre zu ver-
teilen. Den Kosten der Qualitätskontrolle sind die 
Einnahmen, nicht der Gewinn, aus gesetzlicher Ab-
schlussprüfung der nächsten sechs Jahre gegenüber-
zustellen. 

Des Weiteren ist es zur Würdigung, ob ein „wirt-
schaftlicher“ Härtefall vorliegt, nicht zu beanstanden, 
wenn im Rahmen einer wirtschaftlichen Gesamtbe-
trachtung auch die Einnahmen aus der gesamten be-
ruflichen Tätigkeit in die Prognose, ob eine unver-
hältnismäßige wirtschaftliche Belastung durch die 
Qualitätskontrolle vorliegt, einbezogen werden. Es 
ist weiterhin rechtlich nicht zu beanstanden, wenn 
auch bereits in der Vergangenheit aufgrund einer 
Ausnahmegenehmigung erzielte Einnahmen bei der 
wirtschaftlichen Gesamtbetrachtung berücksichtigt 
werden.

Anmerkung

Es handelt sich um das erste Urteil, das in einem 
Rechtsstreit über die Erteilung einer Ausnahmege-
nehmigung gefällt wurde. In den vorhergehenden 

Verfahren wegen der Erteilung von Ausnahmege-
nehmigungen hatten die Kläger, auf entsprechende 
Hinweise des Gerichts bezüglich der fehlenden Er-
folgsaussichten der Klage, jeweils ihre Klage zurück-
genommen. Vorliegend war der Kläger einem sol-
chen Hinweis nicht gefolgt. 

Das Verwaltungsgericht hat in der Entscheidung 
die bisherige Entscheidungspraxis der Kommission 
für Qualitätskontrolle zum sogenannten „wirtschaft-
lichen Härtefall“ vollumfänglich gebilligt.  cl
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gen richtet sich die Klage. Streitig ist, ob der Kläger 
einen Anspruch hat zu erfahren, ob die Beklagte ein 
berufsrechtliches Verfahren gegenüber der X GmbH 
StBG eingeleitet und mit welchem Ergebnis dies ge-
endet hat. 

n Wesentliche Entscheidungsgründe
Die Klage ist unbegründet. Der Kläger hat keinen An-
spruch auf Auskunft über das Ergebnis seiner Be-
schwerde. Es fehlt derzeit an einer entsprechenden 
Anspruchsgrundlage. Einer Auskunft steht die Ver-
schwiegenheitspflicht der Beklagten gegenüber ihren 
Mitgliedern entgegen.

§ 10 StBerG regelt die Mitteilungen über Pflicht-
verletzungen und andere Informationen. Geregelt 
sind jedoch nur die Mitteilungen zwischen öffentli-
chen Institutionen, nicht aber Auskunftsansprüche 
anderer Personen, so dass der Kläger als Privatperson 
hieraus keine Informationsrechte ableiten kann. Aus 
dem Fehlen einer vergleichbaren Regelung für Pri-
vatpersonen kann allenfalls umgekehrt der Schluss 
gezogen werden, dass diese keinen Auskunftsan-
spruch haben sollen.

Auch aus Art. 17 GG folgt kein Anspruch auf de-
taillierte Auskunft. Art. 17 GG gewährt jedermann das 
Recht, sich einzeln oder gemeinschaftlich schriftlich 
mit Bitten und Beschwerden an die zuständigen Stel-
len und an die Volksvertretung zu wenden. Der hier-
aus folgenden umfassenden Behandlungskompetenz 
entspricht eine Behandlungspflicht. Grundsätzlich 
gewährt Art. 17 GG einem Petenten einen Anspruch, 
in angemessener Frist einen Bescheid zu seiner Ein-
gabe zu erhalten. Dies gilt aber nur insoweit, als kei-
ne Rechte Dritter entgegenstehen. Als Ausprägung 
der verfassungsimmanenten Schranke des Art. 17 GG 
verpflichtet § 83 StBerG die Beklagte zur Verschwie-
genheit gegenüber jedermann. Einem Dritten, der An-
zeige erstattet, kann nur mitgeteilt werden, dass im 
Wege der Berufsaufsicht das Erforderliche veranlasst 
werde. Weitergehende Mitteilungen würden gegen 
die Verpflichtung des Kammervorstandes zur Ver-
schwiegenheit verstoßen. Diese Verschwiegenheits-
pflicht stößt wie im Streitfall bei Personen, die einen 
Berufsangehörigen bei der Kammer angezeigt haben, 
häufig auf Unverständnis. Sie ergibt sich jedoch aus 
der Natur der Berufsaufsicht. Es handelt sich um eine 
Selbstverwaltung und Standesaufsicht.

Diese betrifft nur den Berufsstand selbst, so dass 
Auskünfte an Dritte nicht zulässig sind. Die Mit-
teilung an den Anzeigenden muss sich darauf be-
schränken, dass das Erforderliche veranlasst wurde, 
das heißt, dass eine Prüfung vorgenommen werde. 
Das Steuerberatungsgesetz regelt, anders als die Re-

gelung in § 171 der Strafprozessordnung, ausdrück-
lich keine Mitteilungspflicht über das Ergebnis einer 
Anzeige. Der Grundsatz der Nicht-Öffentlichkeit ei-
ner Hauptverhandlung in § 122 StBerG verdeutlicht 
darüber hinaus, dass dem Datenschutz Priorität ein-
geräumt wird.

Auch zeigt der Referentenentwurf zum Gesetz 
zur Modernisierung von Verfahren im anwaltlichen 
und notariellen Berufsrecht, dass derzeit solche Mit-
teilungspflichten nicht kodifiziert sind. Hierin wer-
den den Rechtsanwaltskammern drei zusätzliche In-
formationspflichten auferlegt. Daraus lässt sich aber 
nicht die vom Kläger gewünschte Rechtsfolge ablei-
ten, dass bereits zum gegenwärtigen Zeitpunkt eine 
solche Auskunftspflicht besteht. Die Notwendigkeit 
einer Gesetzesänderung belegt vielmehr, dass kein 
Auskunftsanspruch besteht. 

Der entsprechende Gesetzesentwurf bezieht sich 
zudem nur auf die Rechtsanwaltskammern, nicht auch 
auf die Steuerberaterkammern. Die Tatsache, dass das 
Steuerberatungsgesetz unlängst geändert worden ist, 
jedoch keine Verpflichtung, wie im Entwurf zum Ge-
setz zur Modernisierung von Verfahren im anwaltli-
chen und notariellen Berufsrecht aufgenommen wur-
de, verdeutlicht, dass diese – geplante – Regelung 
auch nicht ohne Weiteres auf das Berufsrecht der 
Steuerberater übertragen werden könnte, selbst wenn 
dieser Gesetzesvorschlag umgesetzt würde.

 Haftungsrecht

Keine Einbeziehung der EdW in einen Ver-
trag über die Durchführung einer Sonder-
prüfung im Auftrag der BaFin

n Leitsatz des Gerichts
Der Vertrag zwischen der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht und einem Wirtschaftsprü-
fer, mit dem die Behörde diesen gemäß § 4 Abs. 3 
Fin-DAG mit der Durchführung der Prüfung eines 
ihrer Aufsicht unterliegenden Instituts nach § 44 
Abs. 1 Satz 2 KWG betraut, entfaltet grundsätzlich 
keine Schutzwirkung zugunsten einer Entschädi-
gungseinrichtung im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 1 des 
Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungsge-
setzes vom 16. Juli 1998 (BGBl. I S. 1842). 
BGH, Urteil vom 7.5.2009 – III ZR 277/08 
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n Sachverhalt
Eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft hatte 
im Auftrag der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (BaFin) eine Son-
derprüfung bei einer Kapitalanlagegesell-
schaft durchgeführt, die auf Rechnung ihrer 
Anleger Spekulationsgeschäfte betrieb. Im 
Verlauf dieser Sonderprüfung wurden Un-
regelmäßigkeiten festgestellt, so auch Ver-
stöße gegen das Wertpapierhandelsgesetz. 

Dem Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft war allerdings nicht 
zu entnehmen, dass nach den Feststellun-
gen in dem gegen die Verantwortlichen 
zwischenzeitlich bereits abgeschlossenen 
Strafverfahren die Existenz eines für die 
wirtschaftliche Situation der Kapitalanla-
gegesellschaft entscheidenden Kontos nur 
vorgetäuscht war. Die auf diesem Konto 
angeblich vorhandenen Millionenbeträge 
existierten in Wahrheit nicht. Aufgefallen 
ist dies erst anlässlich unternehmensinter-
ner Recherchen nach einem Wechsel in der 
Geschäftsleitung der Kapitalanlagegesell-
schaft.

Über das Vermögen der Kapitalanlage-
gesellschaft wurde in der Folge das Insol-
venzverfahren eröffnet. Die BaFin stellte 
den Entschädigungsfall fest, woraufhin die 
Entschädigungseinrichtung der Wertpa-
pierhandelsunternehmen (EdW) eine Viel-
zahl von Anlegern mit mehreren Millionen 
Euro zu entschädigen hat.

Die EdW möchte festgestellt wissen, dass 
die beklagte Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft ihr zum Schadensersatz verpflich-
tet ist, da die BaFin aufgrund der fehlerhaf-
ten Sonderprüfung den Entschädigungsfall 
bei der Kapitalanlagegesellschaft verspätet 
festgestellt habe. 

Die hierauf gerichtete Klage ist in den 
Vorinstanzen erfolglos geblieben. Mit ihrer 
vom Berufungsgericht (vgl. WPK Magazin 
1/2009, 33) zugelassenen Revision verfolgt 
die Klägerin ihren Antrag weiter. 

n Wesentliche Entscheidungsgründe
Die zulässige Revision ist unbegründet. Da 
ein Vertrag zwischen den Parteien nicht 
geschlossen war und deliktische Ansprü-
che der Klägerin ebenfalls ausscheiden, 
kommt eine Haftung der Beklagten, wie es 
auch die Revision nicht anders sieht, ledig-

Immer häufiger werden Schadensersatzklagen gegen Be-
rufsträger von Insolvenzverwaltern erhoben. Der Insol-
venzverwalter darf einen Schadensersatzanspruch der Ge-
meinschuldnerin gegen den Steuerberater auf Ersatz eines 
Insolvenzverschleppungsschadens geltend machen, gege-
benenfalls sieht er sich sogar dazu verpflichtet. Selbst wenn 
die Erfolgsaussichten einer solchen Klage im Einzelfall ge-
ring sind, ist deren Abwehr mit erheblichem Aufwand ver-
bunden und eine Kostenerstattung mehr als ungewiss.

In einem aktuellen Fall erfolgte eine außergerichtliche 
Inanspruchnahme des steuerlichen Beraters durch den In-
solvenzverwalter in Millionenhöhe recht lapidar unter Be-
zugnahme auf einen Fachartikel eines ehemaligen Richters 
am BGH. Die später erhobene Klage hat das LG Koblenz mit 
Urteil vom 22.07.2009 – 15 O 397/08 (n. rkr.) abgewiesen. 
Streitig war, ob der Berater über die Insolvenzantragspflicht 
belehrt habe. Das LG hat selbst unter Zugrundelegung des 
klägerischen Vortrags, dass nämlich keine ausdrückliche 
Belehrung erfolgt sei, eine Pflichtverletzung nicht ange-
nommen.

Das LG beruft sich in seiner Urteilsbegründung auf ein 
Urteil des OLG Schleswig und führt dazu aus: „Nebenver-
tragliche Belehrungs- und Hinweispflichten habe der Steu-
erberater auf nicht steuerlichem Gebiet allenfalls dann, 
wenn dem Mandanten erkennbar rechtliche und wirtschaft-
liche Risiken drohten und der Steuerberater den Schluss 
ziehen könne, dass sich sein Mandant der schadendrohen-
den rechtlichen oder tatsächlichen Situation nicht bewusst 
sei (OLG Schleswig, Urteil vom 28.5.1993 – 10 U 13/92). 
Der BGH nahm die Revision gegen dieses Urteil nicht an 
und führte aus, dass nach der einwandfreien tatrichterli-
chen Würdigung den Geschäftsführern der Gemeinschuld-
nerin deren Überschuldung bewusst gewesen sei; jedenfalls 
unter diesen Voraussetzungen habe die beklagte Steuerbera-
terin nicht auf die Pflichten hinweisen müssen, die den Ge-
schäftsführern der GmbH im Hinblick auf § 64 GmbHG ob-
liegen (BGH, Beschluss vom 24.2.1994 – IX ZR 126/93).“ Im 
vorliegenden Fall „war dem Geschäftsführer der Insolvenz-
schuldnerin die prekäre finanzielle Lage der Gesellschaft be-
wusst. Bereits seit 1998 wiesen die Jahresabschlüsse Fehl-
beträge aus. Allein daraus ergibt sich, dass die finanzielle 
Schieflage der Insolvenzschuldnerin dem Gesellschafterge-
schäftsführer nicht verborgen geblieben sein kann.“ Dieser 
benötigte eine Belehrung auch deshalb nicht, weil er bereits 
im Jahr 2002 eine Kapitalerhöhung beschlossen habe, um 
das Unternehmen zu konsolidieren.

„Eine Pflichtverletzung ist auch nicht darin zu erbli-
cken, dass der Beklagte sein Mandat nicht niederlegte. Zum 

Insolvenzverschleppungsschaden
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lich aufgrund des zwischen der BaFin und 
der Beklagten geschlossenen Vertrags un-
ter Berücksichtigung der Grundsätze der 
Schutzwirkung zugunsten Dritter und der 
Drittschadensliquidation in Betracht. Die 
Voraussetzungen beider Rechtsinstitute 
sind jedoch nicht erfüllt. 

Ausgangspunkt der Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs zum Vertrag mit 
Schutzwirkung zugunsten Dritter waren 
Fallgestaltungen, in denen einem Vertrags-
partner gegenüber Dritten eine gesteigerte 
Fürsorgepflicht obliegt, ihm gleichsam de-
ren „Wohl und Wehe“ anvertraut ist. Der 
Kreis der in den Schutzbereich des Vertrags 
einbezogenen Dritten wurde nach dieser 
Rechtsprechung danach bestimmt, ob sich 
vertragliche Schutzpflichten des Schuld-
ners nach Inhalt und Zweck des Vertrags 
nicht nur auf den Vertragspartner beschrän-
ken, sondern, für den Schuldner erkenn-
bar, solche Dritten einschließen, denen der 
Gläubiger seinerseits Schutz und Fürsorge 
schuldet. Dies ist insbesondere dann der 
Fall, wenn zwischen Gläubiger und Drittem 
eine Rechtsbeziehung mit personenrechtli-
chem Einschlag – ein familienrechtliches, 
arbeitsrechtliches oder mietvertragliches 
Verhältnis – besteht.

In Weiterentwicklung dieser Rechtspre-
chung sind in die Schutzwirkungen eines 
Vertrages im Wege ergänzender Vertrags-
auslegung Dritte auch einbezogen, wenn 
der Gläubiger an deren Schutz ein beson-
deres Interesse hat, Inhalt und Zweck des 
Vertrags erkennen lassen, dass diesen Inter-
essen Rechnung getragen werden solle, und 
die Parteien den Willen haben, zuguns-
ten dieser Dritten eine Schutzpflicht des 
Schuldners zu begründen. So können Per-
sonen, die über eine besondere, vom Staat 
anerkannte Sachkunde verfügen und in die-
ser Eigenschaft gutachterliche Stellungnah-
men abgeben, wie etwa Wirtschaftsprüfer, 
Steuerberater oder öffentlich bestellte und 
vereidigte Sachverständige, aus Vertrag mit 
Schutzwirkung für Dritte gegenüber Perso-
nen haften, denen gegenüber der Auftragge-
ber von dem Gutachten bestimmungsgemäß 
Gebrauch macht.

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, wie 
die Beklagte, gehören prinzipiell zu ei-
nem Personenkreis, dessen Stellungnah-

einen hilft der Steuerberater, der seiner Mandantin auch 
nach Insolvenzreife Jahresabschlüsse erstellt, bei der Erfül-
lung ihrer steuerlichen Pflichten, denn die Pflicht, Bücher 
zu führen und Jahresabschlüsse zu fertigen besteht auch bei 
einem insolvenzreifen Unternehmen fort. […] Zum ande-
ren wäre der geltend gemachte Schaden auch dann nicht 
entfallen“. Für einen Schaden „ist zu prüfen, welcher hy-
pothetische Geschehensverlauf sich bei pflichtgemäßem 
Verhalten des Steuerberaters eingestellt hätte, insbesondere 
wie der Geschäftsführer der GmbH auf eine vertragsgerech-
te Aufklärung über eine drohende oder bereits entstandene 
Insolvenzreife der Gesellschaft reagiert hätte und wie de-
ren Vermögenslage dann aussehe. Der Insolvenzverschlep-
pungsschaden besteht dann in dem Schaden, der ab dem 
Zeitpunkt entstanden ist, in dem der Geschäftsführer der 
GmbH nach pflichtgemäßer Aufklärung durch den Steuer-
berater über die Insolvenzreife der Gesellschaft einen er-
folgreichen Insolvenzantrag gemäß § 64 Abs. 1 GmbHG hät-
te stellen können, zeitlich beschränkt bis zur tatsächlichen 
Stellung des Insolvenzantrags.“

Die Beweislast für den Umstand, dass der Geschäftsfüh-
rer die Überschuldung kannte und daher keine Belehrung 
benötigte, obliegt also dem Berater.

Höchstrichterlich nicht entschieden ist die Frage der Haf-
tung eines Steuerberaters, der erkennt oder erkennen muss, 
dass einem zuständigen Vertreter einer Gesellschaft deren 
Insolvenzreife nicht bewusst ist und diesen nicht über die 
Insolvenzantragspflicht aufklärt. Gegebenenfalls müsste in 
einem solchen Fall ein Mitverschulden der Geschäftsfüh-
rung der Gemeinschuldnerin geprüft werden. Dieser obliegt 
die Antragspflicht, die nunmehr in § 15a InsO geregelt ist. 
Verletzt der Vertreter diese gesetzliche Pflicht, wird regel-
mäßig eine besonders schwere Vernachlässigung der erfor-
derlichen Sorgfalt und damit grobe Fahrlässigkeit vorliegen. 
Nach dem angesprochenen Urteil des OLG Schleswig wiegt 
das Versäumnis der Geschäftsführer der Gemeinschuldne-
rin in den eigenen Angelegenheiten so schwer, dass der 
Verursachungs- und Verschuldensgrad der Geschäftsführer 
weitaus überwiegt und kein Schadenersatzanspruch gegen 
den Steuerberater gegeben ist. Zumindest dürfte der Ver-
schuldensgrad gegenüber einem fahrlässigen Verschulden 
des steuerlichen Beraters deutlich überwiegen.

In diesem Zusammenhang sollte der steuerliche Berater 
auch berücksichtigen, dass ein strafrechtlicher Vorwurf der 
Beihilfe zur Insolvenzverschleppung drohen kann. Auch 
daher sollte erwogen werden, Hinweise auf Insolvenzan-
tragspflichten schriftlich zu erteilen oder zumindest Ge-
sprächsprotokolle zu fertigen.

Mitgeteilt von der Versicherungsstelle Wiesbaden, Versicherergemeinschaft für das 
wirtschaftliche Prüfungs- und Treuhandwesen
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n Leitsätze der Redaktion
1. § 32 Abs. 2 BOStB ist eine Marktverhaltensrege-
lung im wettbewerbsrechtlichen Sinne.
2. Weist ein Steuerberater nach Ablauf eines im Zu-
sammenhang mit dem Verkauf seiner Praxis einge-
gangenen Wettbewerbsverbots mit einem persönlich 
gehaltenen Schreiben an damalige Mandanten auf 
seine erneut aufgenommene Steuerberatertätigkeit 
hin, verstößt dies gegen § 32 Abs. 2 BOStB, und zwar 

 Für die Praxis

Unzulässiger Serienbrief an Mandanten 
einer verkauften Steuerberaterpraxis

men aufgrund ihrer Sachkunde und der von ihnen 
erwarteten Unabhängigkeit, Gewissenhaftigkeit und 
Unparteilichkeit – insbesondere bei Prüfungsaufträ-
gen – von besonderer Bedeutung sind und Grundlage 
für Entscheidungen Dritter im wirtschaftlichen und 
finanziellen Bereich sein können. Für die Annah-
me einer Schutzwirkung kommt es wesentlich dar-
auf an, dass eine von Sachkunde geprägte Stellung-
nahme oder Begutachtung den Zweck hat, Vertrauen 
eines Dritten zu erwecken und – für den Sachkun-
digen hinreichend deutlich erkennbar – Grundlage 
einer Entscheidung mit wirtschaftlichen Folgen zu 
werden. Allerdings beschränkt sich der Kreis der 
Einbezogenen auch in diesem Fall auf solche Dritte, 
in deren Interesse die Leistung des Schuldners nach 
der ausdrücklichen oder stillschweigenden Verein-
barung der Parteien zumindest auch erbracht wer-
den soll. Für die Beschränkung des Kreises der ein-
bezogenen Dritten ist das Anliegen maßgeblich, das 
Haftungsrisiko für den Schuldner kalkulierbar zu 
halten. Er soll die Möglichkeit haben, sein Risiko 
bei Vertragsschluss zu kalkulieren und gegebenen-
falls zu versichern. Er soll für Schäden Dritter nicht 
einstehen müssen, wenn ihm nach Treu und Glau-
ben und unter Berücksichtigung des Vertragszwecks 
nicht zugemutet werden kann, sich ohne zusätzliche 
Vergütung auf das Risiko einer erweiterten Haftung 
einzulassen. 

Unter Berücksichtigung der oben dargestellten 
Maßstäbe ist es jedenfalls im Ergebnis nicht zu bean-
standen, dass das Berufungsgericht eine vertragliche 
Haftung der Beklagten verneint hat. 

Der der Beklagten erteilte Auftrag zur Durchfüh-
rung der Sonderprüfung bei der GmbH diente nur 
der Erfüllung eigener bankaufsichtlicher Aufgaben 
der BaFin. Hieraus ergibt sich, dass die Beklagte aus-
schließlich im Aufgabenkreis der BaFin tätig werden 
und keine darüber hinausgehenden Verpflichtungen 
– den Rechtskreis der Klägerin betreffend – überneh-
men sollte. Es ist kein objektives Interesse der Behör-
de erkennbar, bei der Einschaltung anderer Personen 
und Einrichtungen zur Wahrnehmung ihrer Verwal-
tungsaufgaben denjenigen, die damit in Berührung 
kommen, Haftungsmöglichkeiten gegenüber diesen 
Dritten zu verschaffen.

Die BaFin ist wegen etwaiger Versäumnisse bei 
Prüfungen nach § 44 Abs. 1 Satz 2 KWG, unabhängig 
davon, ob sie eigenes oder fremdes Personal einsetzt, 
schon im Hinblick auf § 4 Abs. 4 FinDAG allenfalls 
Schadensersatzansprüchen der geprüften Unterneh-
men ausgesetzt. Nach dieser Bestimmung nimmt die 
BaFin ihre Aufgaben und Befugnisse nur im öffentli-
chen Interesse wahr. Hieraus folgt, dass Amtspflich-

ten der Behörde gegenüber den durch ihr Wirken 
damit nur mittelbar geschützten Personen oder Per-
sonenkreisen nicht begründet werden. Dementspre-
chend können einzelne Personen, die in geschäftli-
chen Beziehungen zu Kreditinstituten oder sonstigen 
Unternehmen und Privatpersonen stehen, denen ge-
genüber die BaFin Maßnahmen ergreifen kann, we-
gen eines bestimmten Handelns oder Unterlassens 
der Behörde keine Schadensersatzansprüche gegen 
sie erheben. Dies schließt Schadensersatzansprüche 
gegen die BaFin wegen der unzureichenden Ausfüh-
rung einer Sonderprüfung gemäß § 44 Abs. 1 Satz 2 
KWG nicht nur der Anleger, sondern auch der Klä-
gerin aus. 

Haftet die BaFin selbst für etwaige Pflichtverstö-
ße bei der Ausführung der Sonderprüfung nicht, be-
steht auch keine sachliche Notwendigkeit dafür und 
damit kein erkennbares Interesse der Behörde daran, 
der Klägerin nur deshalb – ansonsten nicht gegebe-
ne – Schadensersatzansprüche zu verschaffen, weil 
sie Hilfspersonen mit der Prüfung nach § 44 Abs. 1 
Satz 2 KWG betraut. 

Die von der Revision für ihre Rechtsauffassung 
vorgebrachten Gesichtspunkte vermögen dies nicht 
zu entkräften. 

Die Klägerin kann die von ihr geltend gemachte 
Forderung auch nicht auf einen an sie abgetretenen 
Schadensersatzanspruch der BaFin in Verbindung 
mit dem Rechtsinstitut der Drittschadensliquidation 
stützen, da eine entsprechende Interessenlage vorlie-
gend nicht besteht.

Entscheidung redaktionell bearbeitet, offizieller Wortlaut abrufbar unter
k www.wpk.de/magazin/3-2009/
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auch dann, wenn nicht ausdrücklich zur Mandatser-
teilung aufgefordert wird.
OLG Frankfurt am Main, Urteil vom 25.9.2008 – 
6 U 112/08

n Sachverhalt
Im Jahr 2004 hatte der beklagte Steuerberater (An-
tragsgegner) seine Praxis an die klagende StBG (An-
tragstellerin) verkauft. Von dem Kaufpreis in Höhe 
von 800.000 ¤ entfielen 773.000 ¤ auf die Veräuße-
rung des Mandantenstammes. In dem Praxisübernah-
mevertrag hatte sich der Antragsgegner verpflichtet, 
ein dreijähriges Wettbewerbsverbot bezüglich sei-
ner ehemaligen Mandanten einzuhalten. Nach Ab-
lauf dieser Frist wandte er sich mit einem sachlich 
gehaltenen Informationsschreiben an seine ehemali-
gen Mandanten und machte auf seine neue Nieder-
lassung als Steuerberater aufmerksam. Das von der 
Antragstellerin angerufene LG Wiesbaden erließ an-
tragsgemäß eine einstweilige Verfügung, die es dem 
Antragsgegner untersagte, an ehemaligen Mandanten 
mit dem Ziel der Abwerbung heranzutreten. Die vom 
Antragsgegner eingelegte Berufung hatte nur inso-
weit Erfolg, als sich das erstinstanzliche Urteil nicht 
auf das Verbot nur des konkreten Schreibens, son-
dern auch weiterer, nicht näher spezifizierter Werbe-
maßnahmen bezog.

n Wesentliche Entscheidungsgründe
Das Berufungsurteil ändert das im einstweiligen 
Rechtsschutz ergangene Urteil des LG Wiesbaden 
teilweise ab. Der Antragsgegner hat gegen § 32 Abs. 2 
BOStB verstoßen, indem er Mandanten der Antrag-
stellerin angeschrieben hat, die zu dem Mandanten-
stamm gehören, den der Antragsgegner an die Antrag-
stellerin veräußert hat. Gegenüber diesen Mandanten 
war das Schreiben darauf gerichtet, einen anderen 
Steuerberater, nämlich die Antragstellerin, aus ih-
rem Auftrag zu verdrängen. Zwar kann es dem An-
tragsgegner nicht verboten werden, Werbung zu be-
treiben, die auch die Mandanten der Antragstellerin 
erreicht. Auch ist jede Werbemaßnahme eo ipso ge-
eignet und darauf gerichtet, Mandanten zu bewegen, 
zum Antragsgegner zu wechseln. Das Schreiben des 
Antragsgegners hat jedoch eine besondere Qualität, 
da es in persönlicher Form gehalten ist und sich ge-
zielt an Mandanten der Antragstellerin richtet. Auch 
wenn es sachlich formuliert ist und die Angeschrie-
benen nicht ausdrücklich zum Mandatswechsel auf-
fordert, werden die Adressaten des Schreibens, die 
bis zum Praxisverkauf Mandanten des Antragsgeg-
ners waren, es als Aufforderung verstehen, sozusa-
gen zum Bewährten zurückzukehren. Angesichts 

dessen entfaltet das Schreiben eine massive Wirkung 
zu Lasten der Antragstellerin, die mit § 32 Abs. 2 
BOStB nicht mehr vereinbar ist. § 32 Abs. 2 BOStB 
stellt eine gesetzliche Vorschrift im Sinne von § 4 
Nr. 11 UWG dar, die auch dazu bestimmt ist, im In-
teresse der Marktteilnehmer das Marktverhalten zu 
regeln. Sie kann daher wettbewerbsrechtliche Unter-
lassungsansprüche begründen. 

Ein darüber hinausgehender Unterlassungs-
anspruch – etwa auf die betreffenden Mandan-
ten überhaupt aktiv zuzugehen – ergibt sich nicht. 
Die im Praxisübernahmevertrag enthaltene Wettbe-
werbsklausel, wonach sich der Antragsgegner für 
die Dauer von drei Jahren verpflichtet, keine Auf-
träge von Mandanten anzunehmen, die zu dem ver-
äußerten Mandantenstamm gehören, geht noch über 
§ 32 Abs. 2 BOStB hinaus, weil sie dem Antragsgeg-
ner die Übernahme eines Mandats schlechthin ver-
bietet. Anhaltspunkte dafür, dass es dem Willen der 
Parteien entsprochen hätte, auch für die Zeit nach 
Ablauf dieser drei Jahre eine Regelung zu vereinba-
ren, die strenger ist als die in § 32 Abs. 2 BOStB ent-
haltene, bestehen nicht. Auch wenn der Antragsgeg-
ner sich die Übertragung des Mandantenstammes hat 
vergüten lassen, erachteten die Vertragsparteien of-
fenbar übereinstimmend ein Wettbewerbsverbot für 
die Dauer von drei Jahren als ausreichend, um dem 
Interesse der Antragstellerin an diesem Mandanten-
stamm Genüge zu tun. 

Anmerkung

Nach § 32 Abs. 2 BOStB ist jede Maßnahme berufs-
widrig, die darauf gerichtet ist, einen anderen Steu-
erberater aus einem Auftrag zu verdrängen. Im hie-
sigen Berufsrecht ist eine ähnliche Regelung in § 14 
Abs. 3 BS WP/vBP enthalten. Danach dürfen WP/
vBP weder bei Gründung einer eigenen Praxis noch 
bei Wechsel des Arbeitgebers Auftraggeber veranlas-
sen, ihnen Aufträge zu übertragen. § 14 Abs. 3 BS 
WP/vBP ist aber in seinem Regelungsbereich enger 
als § 32 Abs. 2 BOStB, da die Vorschrift sich nur auf 
ehemalige Arbeitnehmer eines WP/vBP bezieht. Auf 
Fälle wie den vorliegenden (unterstellt, es handle 
sich um eine reine WP- oder vBP-Praxis) wäre sie da-
her nicht anwendbar. 

Ohnehin sind beide Vorschriften restriktiv auszu-
legen. Zu § 32 Abs. 2 BOStB hatte das OLG Düssel-
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dorf bereits im Jahr 2002 ausdrücklich klargestellt, 
dass die Vorschrift nicht den Wettbewerb um Man-
date als solchen unterbinden kann und soll. Auch 
soweit es sich um Mandanten eines ehemaligen Ar-
beitgebers handle, sei nicht jede Maßnahme, die dar-
auf zielt, diese für sich zu gewinnen, von vornherein 
unzulässig. Dies sei erst dann der Fall, wenn das Ab-
werben durch unlautere Methoden geschieht, etwa 
durch Diffamierung des früheren Arbeitgebers oder 
durch unbefugte Mitnahme der Mandantendaten 
(vgl. OLG Düsseldorf, WPK-Mitt. 2003, Seite 65 ff.). 
Jene Entscheidung war nicht zuletzt vor dem Hin-
tergrund der zunehmenden Liberalisierung der Wer-
bemöglichkeiten auch für Freiberufler zu sehen, die 
in der höchstrichterlichen Rechtsprechung bereits 
einige Jahre zuvor mit Blick auf verfassungsrechtli-
che Erwägungen (insbesondere das Grundrecht der 
Berufsfreiheit gemäß Art. 12 GG) angestoßen worden 
war. Im Berufsrecht der WP/vBP hat diese Entwick-
lung bekanntlich mittlerweile dazu geführt, dass der 
Gesetzgeber im Rahmen der Siebten WPO-Novelle 
im September 2007 das bisherige Werbeverbot auf-
gehoben und in § 52 WPO nur noch die im wettbe-
werbsrechtlichen Sinne unlautere Werbung sanktio-
niert hat. 

Es ist nicht davon auszugehen, dass das OLG 
Frankfurt nunmehr von der restriktiven Auslegung 
des § 32 Abs. 2 BOStB abweichen will. Vielmehr 
ist auf den Unterschied zu den Fällen hinzuweisen, 

in denen es um die Mandatsabwerbung durch ei-
nen ehemaligen Arbeitnehmer geht: Anders als dem 
ehemaligen Arbeitgeber dürfte dem Praxiserwerber 
gegebenenfalls eher ein Interesse daran zuzubilli-
gen sein, dass der Mandantenstamm ihm dauerhaft 
übertragen wird, denn er zahlt hierfür in der Regel 
eine substanzielle Vergütung an den Praxisveräuße-
rer. Daher hat auch die Freiheit der Berufsausübung 
des Praxisveräußerers in diesem Zusammenhang un-
ter Umständen ein geringeres Gewicht als etwa die 
eines ausscheidenden Arbeitnehmers. Das berufs-
rechtswidrige Verhalten hat das Oberlandesgericht 
vorliegend darin gesehen, dass gerade der veräußerte 
Mandantenstamm angeschrieben und damit – wenn 
auch nicht ausdrücklich – aufgefordert wurde, zu-
rück zu dem Antragsgegner zu wechseln. Leider hat 
das Gericht keine konkreten Hinweise dazu gegeben, 
welche Werbemaßnahmen in diesem Kontext nach 
seiner Auffassung noch zulässig gewesen wären. Im 
Falle der Veräußerung einer reinen WP- oder vBP-
Praxis könnte jedenfalls – unbeschadet eines ver-
traglich vereinbarten Wettbewerbsverbots – ein Un-
terlassungsanspruch hinsichtlich Anschreiben des 
Veräußerers an den seinerzeitigen Mandantenstamm 
mangels Einschlägigkeit von § 14 Abs. 3 BS WP/vBP 
(i.V.m. § 4 Nr. 11 UWG) nur unmittelbar auf einen 
wettbewerbsrechtlichen Tatbestand gestützt werden. 
Dies wäre aber für den jeweiligen Einzelfall zu beur-
teilen.  pr

Auf ihren Internet-Seiten informiert die WPK in der Rubrik „Neu auf WPK.de“ über neue Beiträge, 
Download-Angebote und andere Aktualisierungen.

Diese Übersicht stellt die WPK in einem monatlich erscheinenden Newsletter zur Verfügung.

Sie können den Newsletter unter k www.wpk.de durch Eingabe Ihrer E-Mail-Adresse bestellen. 
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Personalien*

Geburtstage

Jubiläum

Todesfall

WP/RA Dr. Theo Fasselt, Duisburg, beging am 28. Juli 
2009 seinen 90. Geburtstag. Die Wirtschaftsprüferkam-
mer gratuliert dem Jubilar und dankt für sein ehrenamt-
liches Engagement als Mitglied des Beirates der Wirt-
schaftsprüferkammer von Januar 1965 bis April 1975 
sowie als Landespräsident für Nordrhein-Westfalen von 
Mai 1965 bis März 1968.

Am 19. Mai 2009 vollendete WP/RA Dr. Kurt Busch, 
Hamburg, sein 85. Lebensjahr. Der Jubilar war von Feb-
ruar 1968 bis November 1969 sowie von Mai 1984 bis 
Juni 1987 Mitglied des Beirates der Wirtschaftsprüfer-
kammer. Neben seinem langjährigem Engagement als 
Landespräsident in Hamburg gehörte Herr Dr. Busch 
von November 1969 bis Mai 1984 dem Vorstand der 
Wirtschaftsprüferkammer an; dort nahm er von April 
1975 bis Juni 1978 das Amt des Zweiten Vizepräsiden-
ten sowie von Juni 1978 bis Juni 1981 das Amt des Ers-
ten Vizepräsidenten wahr. Von Juni 1981 bis Mai 1984 
bekleidete er das verantwortungsvolle Amt des Präsi-
denten der Wirtschaftsprüferkammer. Die Wirtschafts-
prüferkammer dankt Herrn Dr. Busch im Namen des 
Berufsstandes für sein besonderes ehrenamtliches En-
gagement.

Am 30. Mai 2009 feierte vBP/StB Bw. Richard Bosser, 
Stuttgart, seinen 75. Geburtstag. Herr Bosser engagierte 
sich von Juni 1993 bis Juni 2008 im Beirat der WPK. Von 
Juni 1990 bis Juni 1993 war er Mitglied des Vorstandes 
der Wirtschaftsprüferkammer. Dafür gilt dem Jubilar der 
Dank der Wirtschaftsprüferkammer.

WP/StB/RA Dr. Helmut Scheidle, Augsburg, beging 
am 16. Mai 2009 seinen 70. Geburtstag. Die Wirt-
schaftsprüferkammer dankt Herrn Dr. Scheidle für seine 
Tätigkeit im Beirat von Juni 1990 bis Juni 2005.

WP/StB/RA Dr. Adalbert Wahl, München, beging am 
8. Juli 2009 seinen 70. Geburtstag. Die Wirtschaftsprü-
ferkammer dankt dem Jubilar für die von ihm in großer 
Zahl wahrgenommenen Ehrenämter in der Wirtschafts-
prüferkammer. Hervorzuheben ist seine Mitgliedschaft 
im Beirat von Juni 1987 bis Juni 1990 und im Vorstand 
von Juni 1990 bis Juni 2002. Von Juni 1999 bis Juni 
2002 bekleidete Herr Dr. Wahl das verantwortungsvol-
le Amt des Präsidenten der Wirtschaftsprüferkammer. 
Von Juni 2002 bis Juni 2005 war er Vorsitzer des Bei-
rates. Darüber hinaus war Herr Dr. Wahl als Landesprä-
sident der Wirtschaftsprüferkammer von Juni 1998 bis 
Dezember 2005 Ansprechpartner für seine Kolleginnen 
und Kollegen in Bayern. Die Arbeit mehrerer Ausschüs-
se und Arbeitskreise der Wirtschaftsprüferkammer wur-
de durch den besonderen ehrenamtlichen Einsatz von 
Herrn Dr. Wahl unterstützt.

Seinen 70. Geburtstag feierte vBP/StB Walter Sette-
le, Augsburg, am 6. Juli 2009. Die Wirtschaftsprüfer-
kammer dankt Herrn Settele für seine Tätigkeit im Bei-
rat von Juni 1987 bis Juni 1999. Der Beirat profitierte 
nicht nur vom Fachwissen des Jubilars, sondern auch 
von seinem musikalischen Talent, wenn er die Beirats-
sitzungen mit Darbietungen auf der Trompete berei-
cherte. Nach seinem aktiven Berufsleben hat Herr Sette-
le in diesem Jahr seinen ersten Tonträger veröffentlicht 
und damit einen weiteren Erfolg auf künstlerischem Ge-
biet verbucht. 

Am 2. Juni 2009 feierte WP/StB Dipl.-Kfm. Frank 
Brebeck, Frankfurt, seinen 60. Geburtstag. Herr Bre-
beck ist seit Juni 2002 Mitglied des Beirates der Wirt-
schaftsprüferkammer.

Seinen 60. Geburtstag beging am 22. Juni 2009 vBP/RA 
Dipl. rer. soc. Meinhard Starostik, Aue. Die Wirt-
schaftsprüferkammer dankt Herrn Starostik für sein eh-
renamtliches Engagement von Juni 1999 bis Juni 2005 
als Mitglied des Beirates der Wirtschaftsprüferkammer.

Am 28. Juli 2009 feierte vBP/StB Dipl.-Kfm. Arno 
Günnemann, Oberhausen, seinen 60. Geburtstag. Herr 
Günnemann ist seit Mai 2006 Mitglied des Beirates der 
Wirtschaftsprüferkammer.

Am 27. Juni 2009 beging WP/StB Dipl.-Kfm. Dr. Oskar 
A. Trost, Wuppertal, sein 25-jähriges Berufsjubiläum. 
Herr Dr. Trost war von Januar 2001 bis Juni 2005 Mit-
glied der Kommission für Qualitätskontrolle der Wirt-
schaftsprüferkammer.

Am 19.5.2009 verstarb vBP/StB Dipl.-Vw. Peter Hesse, 
Stralsund, im Alter von 68 Jahren. Herr Hesse war von 
Juni 1990 bis März 2003 Mitglied und seit Juni 1999 
stellvertretender Vorsitzer des Beirates der Wirtschafts-
prüferkammer. Von November 1999 bis 29. Juli 2002 
brachte Herr Hesse sein Fachwissen in die Arbeit des 
Ausschusses „Berufsrecht“ ein. Über lange Jahre ge-
hörte Herr Hesse dem Vorstand und Verwaltungsrat des 
APV Abschlussprüferverbandes e. V., Berlin, an, dessen 
Geschäfte er bis zu seinem Tod führte. Die Wirtschafts-
prüferkammer wird dem Verstorbenen ein ehrendes An-
denken bewahren.
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Allen Mitgliedern unsere herzlichsten Glückwünsche!

n Geburtstage
  85. Geburtstag                              
vBP/StB  Gerd Hildebrand, Ichenhausen

WP/StB  Günther Oldehaver, Köln

WP/StB  Günter Stumpf, Attendorn

  80. Geburtstag                              
WP/StB  Dr. Hermann Josef Beermann, Münster

WP  Werner Berger, Ratingen

WP/RA  Dr. Richard Brunner, München

WP/StB  Dr. Hans Dieter Burbach, Hagen

WP/RA  Dr. Karl-Heinz Gehringer, Hameln

WP/StB  Prof. Dr. Otto Gellert, Hamburg

WP/StB  Dipl.-Kfm. Alfon Gräfe, Wolfenbüttel

WP/StB  Dr. Max Hagenauer, Immenstadt

WP/StB  Dipl.-Kfm. Gerlinde Johannknecht, Hagen

WP/StB  Dipl.-Kfm. Gerhard John, Halstenbek

WP/StB  Dr. Helmut Kitz, Bad Homburg

WP/StB  Dr. Rudolf Lauer, Fürth

WP  Dipl.-Kfm. Walter Onkelbach, Krefeld

WP/StB  Dr. Alfred Schneider, Gelsenkirchen

WP/StB  Dipl.-Kfm. Heinz Schrott, Sauerlach

WP  Dipl.-Kfm. Johannes Stützel, Düsseldorf

WP  Dipl.-Volksw. Wolfgang Wenzler, LL. M., Horb

WP/StB  Dr. Helmut J. Zeppenfeld, Düsseldorf

  75. Geburtstag                              
WP/StB  Dipl.-Kfm. Wilfried Balz, Weinheim

vBP/StB  Dr. Walter Bartenbach, Bad Wildbad

WP/StB  Dipl.-Kfm. Hans-Otto Bataille, Bochum

WP/StB  Dipl.-Volksw. Dieter Bucher, Esslingen

WP  Dipl.-Kfm. Manfred Daas, Grevenbroich

WP/StB  Dipl.-Volksw. Fritz Düppe, Gerlingen

WP/StB  Rolf Eggert, Baden-Baden

WP/StB  Dipl.-Kfm. Karl-Erhard Gärtner, Fulda

WP/StB  Dipl.-Kfm. Otto Heinrich, Garching

vBP/StB  Wilhelm Hoidn, Aichtal

WP/StB  Dipl.-Kfm. Dietrich E. Hollaender, Ulm

WP  Dr. Helmut Huber, Hamburg

vBP/StB  Josef Jantos, Butzbach

WP/StB  Dipl.-Kfm. Paul Kasper, Moers

WP/StB  Dipl.-Kfm. Hans M. Klein, Köln

WP/StB  Dipl.-Kfm. Heinz Klein, Stuttgart

WP/StB  Dipl.-Finanzw. Leo Kolarsch, Mosbach

WP/StB  Dr. Harald Kotthoff, Köln

WP/StB/RA  Axel Naumann, Nürnberg

WP  Dipl.-Kfm. Horst Ott, Stuttgart

vBP/RA  Dr. Manfred Pfeifer, Fellbach

WP/StB/RA  Prof. Hans Raber, St. Wendel

WP/StB  Dipl.-Kfm. Arnfried Raßmann, Stendal

WP/StB/RA  Dr. Günther Renz, Mannheim

WP/StB  Dipl.-Kfm. Wolfgang Rowohlt, Bremen

WP/StB  Dipl.-Kfm. Albert Schlecker, Stuttgart

WP/StB  Dr. Alois Schuchart, Recklinghausen

WP/StB  Dr. Ulrich Stadtaus, Kronberg

WP/StB/RA  Dr. Jürgen Steckmeister, Hamburg

WP/StB  Dr. Detlef H. Tietgen, Hamburg

  70. Geburtstag                              
WP/StB  Dipl. Betriebsw. Roland Abele, Waldstetten

WP/StB  Dipl.-Kfm. Thomas Bartling, Hamburg

vBP/StB  Dipl.-Finanzw. Erich Bauer, Berlin

WP/StB  Dr. Dietmar Baumeister, Bielefeld

WP/StB  Dipl.-Kfm. Dipl.-Volksw.  
 Hans Joachim Bodenheim, Neuss

vBP/StB  Torsten Butz, Süssen

WP/StB  Dipl.-Kfm. Manfred Differt, Stuttgart

vBP/StB  Norbert Engert, Hirschhorn

vBP/StB  Georg Filser, Hilden

WP/RA  Dr. Hans-Bernd Florig, Aschaffenburg

vBP/StB  Klaus Gansen, Remagen

vBP/StB/RA  Eberhard Grohmann, Lüneburg

WP/StB  Dipl.-Kfm. Erich Heider, Bergisch Gladbach

vBP/StB  Günter Hellinghausen, Kirchen

WP/StB  Dipl.-Kfm. Rolf Hennies, Köln

WP/StB  Dr. Heinz A. Höller, Bonn

vBP/StB  Dipl.-Kfm. Horst Höllger, Osnabrück

WP/StB  Dipl.-Volksw. Hans-Ulrich Imhof, Freiburg

WP/StB  Manfred Jakobus, Holzmaden

WP/StB  Dipl.-Kfm. Ulrich Jansen, Bad Oeynhausen

WP/StB  Dipl.-Kfm. Manfred Jennewein, Niedernhausen

WP/StB  Bernd D. Kirsch, Bad Dürkheim

WP/StB  Friedhelm Klauß, Bremen

WP/StB  Dipl.-Kfm. Klaus-Dieter Klingel, Stuttgart

WP/StB  Dr. Bernhard Knagge, Oldenburg

WP/StB  Klaus Köhler, Kulmbach

vBP/StB  Dipl.-Finanzw. Helmut Kramer, Bremen

vBP/RA  Dr. Jürgen Leibold, Heidelberg

WP/StB  Dipl.-Kfm. Ullrich Lepski, Bamberg

vBP/StB  Günter Mecke, Garmisch-Partenkirchen

vBP/StB  Dieter Theo Möllen, Stuttgart

vBP/StB  Dipl.-Kfm. Werner Neugebauer, Burgberg

WP/StB  Dipl.-Kfm. Udo Nickel, Schwerte

WP/StB  Dipl.-Kfm. Karl Oesterle, München

WP/StB  Josef Prüflinger, München

vBP/RA  Dr. Christoph Ramme, Münster

vBP/StB  Ursula Reinhard, Pulheim

WP/StB  Dr. Axel Reuter, Darmstadt

WP  Dipl.-Kfm. B.A. Götz Roggenkamp, Krailling

WP/StB  Dipl.-Kfm. Volker Ruffer, Wiesbaden

vBP/StB  Dipl.-Kfm. Manfred Sauter, Braunschweig

WP/StB  Dipl.-Kfm. Friedrich Schlenkhoff, Königstein

vBP/StB  Dipl.-Kfm. Hans Schuster, Köln

WP/StB/RA  Dr. Wilhelm Walter Schwarzmayr, München

vBP/StB  Karl-Heinz Specht, Hameln

WP/StB  Dipl.-Kfm. Gisela Starke-Kleese, Glashütten

WP  Dipl.-Kfm. Alfred Thomsen, Husum

WP/StB/RA  Dietrich Toebe, Hamburg

vBP/StB  Eginhart Vogl, Kempten

vBP/StB  Robert Wagner, Mönchengladbach

vBP/StB  Dipl.-Finanzw. Heinz Walser, Ravensburg

vBP/StB  Klaus Werner, Stuttgart

WP/StB  Dipl.-Kfm. Gerd Wichmann, Hamburg

WP/StB  Dipl.-Kfm. Klaus Wimmer, Düsseldorf

vBP/StB/RA  Dr. Franz Winklbauer, Lörrach

vBP/StB  Gerhard Wyrwa, Essen

WP  Dipl.-Kfm. Joachim Zaksek, Düsseldorf

WP  Dipl.-Kfm. Klaus-Heiner Zeh, München

  65. Geburtstag                              
WP/StB  Elard Assmann, Stuttgart

vBP/StB/RA  Dr. Peter Beck, Kempten

WP/StB  Dipl.-Kfm. Rolf Beil, Hamburg

WP/StB  Dipl.-Kfm. Roland Bluhm, Hamburg

WP/StB  Dipl.-Volksw. Volkmar Brand, Ettlingen

vBP/StB  Marita Diederich-Risse, Eschweiler

WP/StB  Hans Ulrich Dörr, Leinfelden-Echterdingen

vBP/StB  Dipl.-Kfm. Peter Dominikowski, Schliersee

WP/StB  Dipl.-Kfm. Heinrich Drechsel, Hamburg

WP/StB  Dipl.-Kfm. Clemens A. Echelmeyer, Burgwedel

vBP/StB  Dipl.-Finanzw. Siegfried Egger, Aichwald

vBP/StB  Dr. Ernst N. Ehrenberg, Köln

WP/StB  Dipl.-Finanzw. Siegfried Eichinger, Neuötting

WP/StB  Theo Eisel, Montabaur

WP/StB  Prof. Dr. Rudolf Enke, Berlin

WP/StB  Dipl.-Kfm. Peter Baron von le Fort, Hamburg

WP/StB  Dipl.-Kfm. Helmut Fuchs, Stuttgart

vBP/StB  Dipl.-Kfm. Wilken Fuhr, Essen

WP/StB  Dipl.-Volksw. Dirk Geldmacher, Berlin

vBP/StB  Dipl.-Betriebsw. Wolfgang Gell, Köln

vBP/StB  Dipl.-Betriebsw. Herbert Giertz, Langenfeld

vBP/RA  Dr. Hans Frhr. Huber von Gleichenstein, München

vBP/StB  Peter Goeke, Herne

vBP/StB  Dieter Grammes, Röbel

WP/StB  Dipl.-Kfm. Stefan Grau, Tala - Pafos

WP/StB  Prof. Dr. Wolfgang Grewe, München

vBP/StB  Stephan Grunz, Bad Neuenahr-Ahrweiler

WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Bernhard Hahn, Dortmund

WP  Dipl.-Kfm. Werner Hems, Kerpen

WP/StB  Dipl.-Kfm. Rolf Heuser, Hamburg

vBP/StB  Dipl.-Volksw. Peter Horst, Mainz

WP/StB  Dipl.-Volksw. Ina Jenssen, Düsseldorf

vBP/StB  Dipl.-Betriebsw. Horst D. Keller,  
 Mönchengladbach

WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Richard Keller, Königswinter

WP  Dr. Manfred Kern, Freiburg

WP/StB  J. Wilfried Kischkat, Rye, NY 10580

WP/StB  Dipl.-Kfm. Manfred Klinkhammer, Bonn

WP/StB  Dipl.-Kfm. Friedrich Koch, Lage

vBP/StB  Volkmar Koch, Bornheim

WP/StB  Dipl.-Kfm. Dipl.-Ing. Wolfgang Krohne,  
 Leverkusen

vBP/StB  Hartmut Kulschewski, Voerde

vBP/StB  Norbert Kuper, Schwäbisch Hall

vBP/StB  Robert Kurth, Mühlheim

vBP/StB  Dipl.-Kfm. Carl-Heinz Lampe, Hamburg

WP/StB  Dr. Hans-Christoph von Lindeiner, Köln

WP  Rainer Lorenz-Doleisch von Dolsperg, Hannover

WP/StB  Dipl.-Kfm. Hans Lummel, München

vBP/RA  Klaus Albert Maier, Stuttgart

WP/StB  Christian Maracke, Kiel

WP/RA  Dipl.-Volksw. Karl F. Markmiller, München

WP/StB  Dipl.-Kfm. Josef Marquard, Augsburg

WP/StB  Dipl.-Kfm. Giselher Marten, Hamburg

WP  Dipl.-Kfm. Arnold G. F. Meister, Düsseldorf

vBP/StB/RA  Dirk H. Meyer, Hamburg

WP/StB/RA  Henning-Uwe Milberg, Hamburg

vBP/RA  Prof. Dr. Claus Peter Mossler, Eschweiler

vBP/StB  Marianne Müller, Marloffstein

vBP/StB  Ulrich Naumann, Neuss

WP/StB  Dipl.-Ing. Jochen Neukirchen, Düsseldorf

WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Hartmut J. Olbertz, Aachen

WP/StB/RA  Joachim Graf zu Ortenburg, München

WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Günter Räbiger, Frankfurt

vBP/StB  Dipl.-Kfm. Klaus Ripken, Kiel

WP/StB  Dipl.-Kfm. Joachim Röder, Hamburg

vBP/StB  Dipl.-Kfm. Karl Heinz Römer, Worms

vBP/StB  Dieter Romey, Dortmund

WP/StB  Dipl.-Kfm. Rainer Saborowski, Willich

WP/StB  Ekkehardt Sättele, Mörfelden-Walldorf

vBP/StB  Dipl.-Kfm. Eckhard Schäffer, Speyer

WP/StB  Heinz Schindele, Karlsruhe

WP/StB  Dr. Brüne Schloen, Bremen

vBP/StB  Benno Schmidt, Dortmund

WP/StB  Dr. Hanno Schmitz-Hüser, Aachen

WP  Dipl.-Betriebsw. Alfred Schöne, Hückelhoven

WP/StB  Dipl.-Kfm. Immo Schreck, München

vBP/StB  Karl Heinz Schütter, Osnabrück

WP  Dipl.oec. Heinz W. Schulte-Eickholt, Bochum

vBP/StB  Hans Siebe, Chemnitz

vBP/RA  Dr. Gerwin Sonntag, Hamburg

WP/StB  Dipl.-Finanzw. Werner Stegemann, Schweinfurt

WP/StB  Dipl.-Kfm. Walter Straub, Stuttgart

WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Heinz-Joachim Stüning, Neuss

WP/StB  Prof. H. Peter Thum, Ichenhausen

WP/StB  Dipl.-Kfm. Ingeborg Tiemann, Berlin

vBP/StB  Lieselotte Uerdingen, Troisdorf

vBP/StB  Klaus-Dieter Wenker, Sarstedt

WP/StB  Dipl.-Kfm. Christian Wiesner, Köln

WP/StB  Dipl.-Volksw. Alois Bernard Winkler, Düsseldorf

WP/StB  Dipl.-Volksw. Eckhard Wolter, Hamburg

WP/StB  Wolfgang Zinken, Bonn

n Jubiläen
  45jähriges Berufsjubiläum            
WP/StB  Dr. Norbert Hillebrand, Bergisch Gladbach

WP/StB  Dr. Eduard Kohler, Dortmund

  40jähriges Berufsjubiläum            
WP/StB  Dipl.-Kfm. Dieter Benning, Augsburg

WP  Werner Berger, Ratingen

WP  Dr. Franz Brix, Lübben

WP/StB/RA  Jürgen Finken, Krefeld

WP  Dipl.-Kfm. Götz Heuser, Glashütten

WP/StB  Josef Joussen, Aachen

WP/StB  Dr. Harry Merckens, Ottobrunn

WP  Dipl.-Kfm. Rolf Rodemerk, Köln

WP  Wilhelm Schmithüsen, Wassenberg

WP  Dipl.-Volksw. Wolfgang Wenzler, LL. M., Horb

WP/StB  Dr. Helmut J. Zeppenfeld, Düsseldorf

  30jähriges Berufsjubiläum            
WP/StB  Dr. Dietmar Baumgartner, Erlangen

WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Frank D. Blumenauer, Bad Soden

WP/StB  Dr. Hans-Georg Conrad, Wuppertal

WP/StB  Dipl.-Kfm. Detlef Damm, Meerbusch

WP/StB  Dr. Burkhard Dietrich, Krefeld

WP/StB  Dipl.-Kfm. Dieter Ehmcke, München

WP/StB  Dipl.-Kfm. Manfred Gierend, Saarbrücken

WP  Wilhelm Heinrich Heineking, Duisburg

WP/StB  Peter Heinrichs, Bitburg

WP/StB  Dipl.-Kfm. Jürgen Knatz, Bielefeld

WP/StB  Dipl.-Kfm. Friedrich Koch, Lage

WP/StB  Dr. Peter J. Kracht, Hameln

WP/StB  Joachim Labedzki, Landau

WP/StB  Prof. Dr. Lothar Lessmann, Dortmund

WP/StB  Dipl.oec. Dirk Ley, Weilheim

WP  Dipl.-Kfm. Edeltraud Liß, Bad Homburg

WP/StB  Dipl.-Kfm. Reiner Löbbers, Eschborn

WP/StB  Dipl.-Ök. Hans-Jürgen Marquardt, Düsseldorf

WP/StB/RA  Dr. Claus Meichssner, Naumburg

WP/StB  Dipl.-Kfm. Walter Paffendorf, Köln

WP/StB  Dipl.-Kfm. Detlef-Klaus Roßki, Frankfurt

WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Kurt Rudoba, Wuppertal

WP/RA  Dipl.-Kfm. Lebrecht Rürup, Düsseldorf

WP/StB  Ekkehardt Sättele, Mörfelden-Walldorf

WP/StB  Dipl.-Kfm. Jürgen Schmaltz, Quickborn

WP/StB  Jürgen Schumacher, Ingelheim

WP/StB  Dipl.-Kfm. Anton Wagner, Germering

WP/StB/RA  Dr. Adalbert Wahl, München

WP/StB  Dipl.-Kfm. Prof. Wolfgang Zielke, Frankfurt

  25jähriges Berufsjubiläum            
WP/StB  Dipl.-Kfm. Hans-Joachim Basten, Sulzbach

WP/StB/RA  Dr. Dietmar Benne, Saarlouis

WP  Dr. Rudolf Block, Rheinbrohl

WP/StB  Dipl.-Kfm. Diether Bönker, Detmold

WP/StB  Dipl.-Oec. Reinhard Bühler, Rommerskirchen

WP/StB/RA  Jochem Bury, Bielefeld

WP/StB  Dipl.-Kfm. Gerd Dilling, Siegen

WP/StB  Dipl.-Kfm. Klaus Endres, Bonn

WP  Dipl.-Kfm. Jürgen Fischer, Bad Friedrichshall

WP/StB  Dr. Thomas Fürst, Schwabach

WP/StB  Dipl.-Ing. Wolf Gädecke, Hamburg

WP/StB  Dipl.-Volksw. Armin Girrbach, Konstanz

WP/StB  Dipl. Betriebsw. Bruno Göbel, Wiesbaden

WP/StB  Dipl.-Kfm. Hedwig Hartmann, Passau

WP/StB  Dipl.-Kfm. Herbert Hemmer, München

WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Gerhard Hudasch, Dormagen

WP  Dr. Werner Hürfeld, Overijse

WP/StB  Dipl.-Volksw. Alfred Keller, Kruft

WP  Günter Kling, Mommenheim

WP/StB  Dipl.oec. Sigrid Königsbauer, München

WP/StB  Dipl.-Kfm. Werner Liesenhoff, Düsseldorf

WP/StB  Dipl.-Kfm. Olaf Nagel, Düsseldorf

WP/StB  Dipl.-Kfm. Werner Oberfrank, Augsburg

WP  Dr. Leonhard Ogiermann, Seligenstadt

WP/StB  Dipl.-Kfm. Manfred Oppermann, Bergisch  
 Gladbach

WP  Dipl.-Kfm. Wolfram Poneleit, Lauf

WP/StB  Dipl.-Kfm. Hans-Josef Rath, Berlin

WP/StB  Dipl.-Kfm. Reiner Rybka, Köln

WP/StB  Dipl.-Kfm. Renate Schnürle-Tynek, Berlin

WP/StB  Dipl.-Kfm. Immo Schreck, München

WP/StB  Dipl.-Kfm. Wolfgang Schubach, Frankfurt

WP/StB  Dipl.-Kfm. Helmut Senft, Mühlheim

WP/StB  Dipl.oec. Harald Soyka, Mülheim

WP/RA  Dr. Jörg Steckhan, Wuppertal

WP/StB  Dipl.oec. Lieselotte Steup, Hofheim

WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Rainer Ufer, Freudenberg

WP  Dipl.-Kfm. Manfred von Wallenrodt, München

WP/StB/RA  Hans-W. Weindl, München

WP/StB  Dipl.-Kfm. Willi Westermann, Hamburg

WP/StB  Dr. Werner Ziegeler, Miesbach

  Todesfälle                                    
10.06.2009 WP/StB Dipl.-Kfm. Ulrich Strack, Wuppertal

18.06.2009 vBP/StB Hieronymus Bauer, Kaiserslautern

19.06.2009 WP Dipl.-Kfm. Hans Züffle, Esslingen

21.06.2009 WP Dr. Jakob Michl, München

26.06.2009 vBP/StB Dipl.-Kfm. Hans-Hermann Blut,  
 Braunschweig

04.07.2009 WP Dr. Horst-Günther Buck, Mettmann

14.07.2009 WP Dr. Hans Berndt, Frechen

16.07.2009 WP/StB Franz Leipold, München

Die Wirtschaftsprüferkammer wird den Verstorbe-
nen ein ehrendes Andenken bewahren.
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Berichte und Meldungen

Mit Presseinformation vom 25.6.2009 informier-
te der Bundesverband Freier Berufe (BFB) zur Ent-
wicklung bei den Freien Berufen. Verbandspräsident 
Dr. Ulrich Oesingmann führte unter anderem aus: 

„Seit jeher wächst die Zahl der Freiberufler. In den 
vergangenen Jahren lag der Zuwachs stets zwischen 
satten vier bis zu weit über fünf Prozent. Wurde be-
reits im vergangenen Jahr erstmals die Eine-Million-
Marke überschritten, legte die Zahl erneut um knapp 
fünf Prozent auf 1.053.000 zu. Diese Zahl unterfüttert 
auch den Trend hin zur Dienstleistungsgesellschaft. 
Insbesondere Freiberufler repräsentieren mit ihrer 
persönlichen und wissensgestützten Qualifikation 
den tertiären, sprich Dienstleistungssektor. Auch ist 
dieser Anstieg eine Bestätigung des freiberuflichen 
Gesellschaftsmodells und seiner Kernmerkmale wie 
etwa Unabhängigkeit und personengebundene fach-
liche Kompetenz. 

Freiberufler prägen die wirtschaftliche Landschaft 
deutlich. Mittlerweile ist jeder vierte Selbstständi-
ge Freiberufler. Erstmals stieg auch die Zahl der Er-
werbstätigen in Freien Berufen, also die Summe der 
Freiberufler und ihrer Mitarbeiter auf über vier Mil-
lionen. Der Anteil der Freien Berufe am Bruttoin-
landsprodukt ist von 9,7 auf 10,1 Prozent gewach-
sen. Jeder zehnte Euro wird mittlerweile von einem 
Freiberufler erwirtschaftet. 

Mit Blick auf die vier Säulen in den Freien Berufen 
wuchsen die Freien rechts-, wirtschafts- und steuer-
beratenden Berufe mit einem Plus von 6,25 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr am stärksten. Hintergrund 
hierzu ist der ständig steigende Bedarf an kompe-
tenter Beratung, der durch die Wirtschaftskrise noch 
weiter anziehen wird.

Am zweitstärksten legten die Freien Kulturbe-
rufe mit rund 5,7 Prozent zu. Ein Anstieg, der auch 
durch viele neue Berufe wie etwa Biografiedesigner, 
Lernberater oder beispielsweise aus dem Bereich des 
Kulturtourismus begründet ist. In dieser Gruppe aber 
zeigt sich das Phänomen der Notselbständigkeit am 
deutlichsten.

Die Freien technisch-naturwissenschaftlichen 
Berufe wuchsen um rund 4,5 Prozent. Hier wird die 
weitere Entwicklung stark vom Anlaufen der Inves-
titionsvorhaben auf Basis der Konjunkturpakete ab-
hängen. 

Die Zahl der Freien Heilberufler schließlich ist 
um rund 3,5 Prozent angestiegen. Hier wächst vor 

Erstmals über vier Millionen Erwerbstätige 
in den Freien Berufen

allem die Gruppe 
der Gesundheits-
fachberufe. Durch 
das allgemein ge-
stiegene Gesund-
heitsbewusstsein, 
aber auch demo-
graphisch bedingt, nimmt die Nachfrage nach Ge-
sundheitsdienstleistungen, die nicht von Ärzten an-
geboten werden, zu. So sind es auch hier Freiberufler, 
die garantieren, dass der Gesundheits- ein Wachs-
tumsmarkt bleibt neben den Feldern der GKV.“

Die wichtigsten Zahlen im Überblick 
(in Klammern Vergleichswert 2008)

Freie Heilberufe 322.000 (311.000)
Freie rechts-, wirtschafts- und 
steuerberatende Berufe 289.000 (272.000)
Freie technisch-naturwissen- 
schaftliche Berufe 185.000 (177.000)
Freie Kulturberufe 257.000 (243.000)
 
Selbstständige in Freien 
Berufen insgesamt 1.053.000 (1.003.000)
Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte ca. 2.636.000 (2.629.000)
Auszubildende  ca. 124.000 (136.000)
Nicht sozialversicherungs- 
pflichtige Familienangehörige ca. 210.000 (200.000)
Erwerbstätige in Freien 
Berufen ca. 4.023.000 (3.968.000)
Entwicklung der Erwerbstätigen 
in Freien Berufen (1977 bis 2009) 279,5 %
 
Anteil der Freien Berufe an allen 
Selbstständigen 25,3 % (24,1 %)
Wachstum der Freien Berufe 
von 1992 bis 2009  104,9 %
 
Anteil der Freien Berufe 
am Bruttoinlandsprodukt  ca. 10,1 % (9,7 %)
(Quelle: IFB Nürnberg)

 th

Weitere Informationen abrufbar unter 
k www.freie-berufe.de
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Anlässlich der Mitgliederversammlung des Bundes-
verbandes der Freien Berufe (BFB) am 27.5.2009 in 
Berlin wurde BFB-Präsidiumsmitglied WP/StB/RA 
Dieter Ulrich zum Schatzmeister des Verbandes ge-
wählt. Dieter Ulrich war von Juni 2005 bis Juni 2008 
Präsident der Wirtschaftsprüferkammer. Seit Juni 
2008 hat er das Amt des Vorsitzers des Beirates der 
WPK inne. Zudem ist er Landespräsident der WPK 
in Berlin.

Das Gruppenbild vom Tag der Mitgliederver-
sammlung zeigt das Präsidium von links nach rechts: 

Mit Blick auf den nahenden Wahltermin am 27.9.2009 
sind nachfolgend die neun Positionen des BFB zur Bun-
destagswahl 2009 mit Stand vom 28.4.2009 wiederge-
geben. Das Papier wurde von den über 80 Mitgliedsor-
ganisationen gemeinschaftlich erarbeitet und getragen. 
Es ist somit ein Gemeinschaftswerk der Freien Berufe 
in Deutschland. Der BFB versteht es als Grundlage für 

Dieter Ulrich neuer BFB-Schatzmeister

BFB-Positionen zur Bundestagswahl 2009

BFB-Vizepräsident Dipl.-Volksw. vBP/StB Edgar 
Wilk, BFB-Präsident Dr. med. Ulrich Oesingmann, 
BFB-Vizepräsident RAuN Ulrich Schellenberg, BFB-
Vizepräsident Dr.-Ing. Volker Cornelius, BFB-Vize-
präsident RA Dr. Fritz-Eckehard Kempter, BFB-Vi-
zepräsident und Schatzmeister WP/StB/RA Dieter 
Ulrich, BFB-Vizepräsident Dipl.-Pharm. Friedemann 
Schmidt, BFB-Vizepräsident Dr. med. dent. Dr. Rolf 
Koschorrek (vorne), BFB-Vizepräsident Dr. rer. pol. 
Lutz Mackebrandt, BFB-Vizepräsident Dipl.-Ing. 
Hanspeter Klein. th

einen Dialog mit der Politik, der zum Ziel hat, dass die 
Freien Berufe als eigene Gruppe mit wahrnehmbaren 
Besonderheiten gesellschafts- und wirtschaftspoliti-
scher Art und besonderem Erfolgspotenzial in alle Ge-
spräche auf politischer Ebene einbezogen werden. 

Die Freien Berufe verstehen sich als Teil der frei-
heitlich-demokratischen Grundordnung in Deutsch-
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land. Über alle Politikbereiche hinweg steht die For-
derung nach dem Erhalt der Freiberuflichkeit zur 
Wahrung des Innovations- und Industriestandortes. 
Die Bedeutung der Freien Berufe und vor allem ih-
rer Orientierung am Gemeinwohl muss bei politi-
schen Entscheidungen stärker berücksichtigt wer-
den. Auch ist die volkswirtschaftliche Bedeutung zu 
unterstreichen.

1. Freiberuflichkeit anerkennen, stärken und 
 schützen

Die politisch Verantwortlichen werden aufgefordert, 
den besonderen Stellenwert von Freiberuflichkeit zu 
stärken. Die Unabhängigkeit und die freiberuflichen 
Verschwiegenheitspflichten sind zu schützen. Künf-
tig muss der einheitliche, vollständige Schutz der 
Vertraulichkeit für alle Freien Berufe wieder herge-
stellt werden. Die Verpflichtung der Freiberufler, ihr 
Mandanten-/Patienten-/Klientengeheimnis zu wah-
ren, ist nicht Privileg, sondern Pflicht. Sie schützt ein 
Vertrauensverhältnis, das Grundlage für die Tätig-
keit etwa von Rechtsanwälten oder Ärzten darstellt. 
Die Bestrebungen der Sicherheitspolitiker, aus Ge-
fahrenabwehrgründen dieses Prinzip aufzuweichen, 
sind nicht nur ungeeignet, eine sichere Bundesrepu-
blik zu schaffen; vielmehr können sie Rechts- und 
Gesundheitspflege nachhaltig stören.

Die für Transparenz und Verbraucherschutz ste-
henden Gebühren- und Honorarordnungen der Frei-
en Berufe sind der betriebswirtschaftlichen Entwick-
lung sinnvoll anzupassen und in ihren Strukturen 
fachlich zu modernisieren.

2. Steuerpolitik praxisnah gestalten

Die Steuerpolitik ist grundsätzlich stärker auf die Be-
dürfnisse und Bedingungen von Klein- und Kleinst-
betrieben – wie sie in den Freien Berufen üblich sind 
– auszurichten und deshalb zu vereinfachen:
• Tarifverlauf der Einkommensteuer an die Preisent-

wicklung anpassen
• Sofortabschreibung Geringwertiger Wirtschaftsgü-

ter (GWG) mittelstandsgerecht gestalten
• Schwellenwerte beim Investitionsabzugsbetrag 

nach § 7 g EStG dauerhaft anheben
• Verlustrücktrag gemäß § 10 d EStG zulassen
• Dienstwagenregelung vereinfachen
• Vollständige Abziehbarkeit von Steuerberatungs-

kosten wieder einführen
• Abzugsfähigkeit des Arbeitszimmers wieder in vol-

lem Maße einführen
• Unternehmenssteuerreform 2008 nachbessern

• Gewerbesteuerfreiheit beibehalten
• Umsatzsteuerbefreiung für Heilbehandlungen er-

halten
• Mehrwertsteuersatz für arbeitsintensive Dienstleis-

tungen nach neuem EU-Recht reduzieren 
• Steuerrecht darf Umstrukturierung nicht behindern
• Realitätsnähere Bewertungsvorschriften bei der 

Erbschaftssteuer schaffen

3. Nachhaltigkeit in der Sozialversicherung 
 stärken

Jede Reform der sozialen Sicherungssysteme (nicht 
notwendigerweise nur ihre Finanzierungsgrundlage) 
muss an dem Grundsatz der Nachhaltigkeit gemessen 
werden. Staatsschulden müssen als intergenerative 
Schuldenlast vermieden werden. Hierin ausdrück-
lich mit einzubeziehen ist die implizite Staatsver-
schuldung in der gesetzlichen Rentenversicherung.
• Altersvorsorge stärken
• Gesetzliche Unfallversicherung auch unter Leis-

tungsgesichtspunkten reformieren
• Künstlersozialkasse erhalten

4. Gesundheitsversorgung sichern und gerecht 
 gestalten

Die vom Gesetzgeber in die Strukturen der gesetz-
lichen Krankenversicherung eingeführten Wettbe-
werbselemente stehen im ordnungspolitischen Wi-
derspruch mit den Besonderheiten dieses Zweiges 
der Sozialversicherung als originäre Aufgabe staat-
licher Daseinsvorsorge. Dieser neue Wettbewerb ist 
in sich widersprüchlich, setzt falsche Anreize und 
verunsichert somit tiefgreifend Versicherte, Patien-
ten sowie alle im Gesundheitswesen tätigen Freien 
Heilberufler.
• Freiberuflichkeit im Gesundheitsbereich erhalten 

und stärken
• Verantwortungsvollen Qualitätswettbewerb för-

dern
• Gegen staatliche Steuerung der GKV und für stär-

kere Eigenverantwortung der Versicherten
• Budgets als Mittel der Leistungsmengensteuerung 

abschaffen
• Ost (inkl. Berlin)-West-Angleichung der Vergütun-

gen vollenden
• Versicherungsfremde Leistungen der GKV über 

Steuern finanzieren
• Neben Sachleistung gleichberechtigten Anspruch 

auf Kostenerstattung einführen
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5. Existenzgründungen und Finanzierung 
 sicherstellen

Existenzgründer sollten in den Anfangsjahren steu-
erlich stärker begünstigt und eine Stundung der So-
zialversicherungsbeiträge ermöglicht werden.

• Existenzgründungen von Bürokratie entlasten
• Familienpolitik stärker auf die Förderung von 

Selbstständigen ausrichten
• Finanzierungsalternativen für Kleinstgründungen 

schaffen

6. (Berufs-)Bildungspolitik den demogra -
 phischen Bedingungen anpassen, stärken 
 und flexibilisieren

Bildung ist eine der wichtigsten Voraussetzungen 
für die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. Vor dem 
Hintergrund der demographischen Entwicklung 
kommt der Bildungspolitik eine wesentliche Bedeu-
tung zu.
• Ausbildungsreife verbessern
• Fachkräftemangel entgegenwirken
• Durchlässigkeit zwischen beruflicher und hoch-

schulischer Bildung erhöhen
• Berufszugangsvoraussetzungen unter Qualitäts-

aspekten beurteilen

Weitere Informationen abrufbar unter k www.freie-berufe.de

7. Berufsvertretung stärken

Das deutsche Modell des Neben- und Miteinander 
von Berufskammern und Berufsverbänden hat sei-
ne sachliche Berechtigung und hat sich bewährt und 
sollte insoweit gestärkt und ausgebaut werden.

 
8. Freie Berufe als Marke in Europa und inter -
 national stärken

9. Außenwirtschaftsförderung auf Freiberufler-
 belange ausrichten

Die Wirtschaftsprüferkammer hat ihren Studi-
enführer „Wirtschaftliches Prüfungs- und Treu-
handwesen“ für das Wintersemester 2009/2010 
neu aufgelegt. Er gibt einen Überblick über das auf 
den Beruf hinführende Lehrangebot und über das 
Lehrpersonal von Universitäten, Fachhochschu-
len und Berufsakademien in ganz Deutschland. 

Sie finden ihn unter k www.wpk.de/studienfuehrer/

Neuer WPK-Studienführer
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Bekanntmachungen des WPV

Sitzungen der Vierten Vertreterversammlung
Die Vierte Vertreterversammlung ist 
am 24. Juni 2009 zu ihrer Sitzung zu-
sammengetreten.

In der Sitzung sind neben Regu-
larien und einem Bericht über die 
Arbeit des Vorstandes insbesondere 
folgende Tagesordnungspunkte be-
handelt worden:

Feststellung des Jahresabschlusses 
2008

Der Jahresabschluss zum 31. De-
zember 2008, der mit einem unein-
geschränkten Bestätigungsvermerk 
der WSP W. Schuster und Partner 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft/Steuerberatungsgesellschaft, 
Düsseldorf, versehen ist, wurde ein-
stimmig festgestellt. Der vollständi-
ge Jahresabschluss und der Lagebe-
richt sowie der Bestätigungsvermerk 
des Abschlussprüfers stehen im Inter-
net (Mitgliederbereich) zur Einsicht 
und zum Download zur Verfügung. 
Die Internet-Adresse des WPV lautet: 

www.wpv.eu; das erforderliche Pass-
wort besteht aus der Kombination von 
Nachname und Mitgliedsnummer.

Entlastung des Vorstandes für das 
Geschäftsjahr 2008

Dem Vorstand wurde mit Dank für die 
ehrenamtlich geleistete Arbeit ein-
stimmig Entlastung für das Geschäfts-
jahr 2008 erteilt. 

Beschluss über die Anpassung der 
Leistungen mit Wirkung ab dem 
1. Januar 2010

Auf der Grundlage des festgestellten 
Jahresabschlusses sowie eines versi-
cherungsmathematischen Gutachtens 
der Heubeck AG hat die Vierte Ver-
treterversammlung auf Vorschlag des 
Vorstandes beschlossen, den Renten-
steigerungsbetrag mit Wirkung für 
Rentenfälle ab dem 1. Januar 2010 auf 
82,50 ¤ (bisher 82,00 ¤) festzusetzen 
und die laufenden Renten mit Wir-

kung ab 1. Januar 2010 um 0,6 % anzu-
heben. Die Leistungsverbesserungen 
sind am 18. August 2009 durch das 
Finanzministerium des Landes Nord-
rhein-Westfalen genehmigt worden.

Änderungen der Satzung des WPV

Die Vertreterversammlung hat in der 
Sitzung am 24. Juni 2009 einstimmig 
Änderungen der Satzung sowie die 
Satzung in der Fassung, die sich nach 
Durchführung dieser Änderungen er-
gibt, als Neufassung beschlossen. Die 
von der Vertreterversammlung be-
schlossenen Änderungen sowie die 
Neufassung der Satzung sind am 
11. August 2009 durch das Finanz-
ministerium des Landes Nordrhein-
Westfalen genehmigt worden.

Die Satzungsänderungen ein-
schließlich Erläuterungen sind im 
Mitgliederbereich der Internetsei-
te des WPV einsehbar. Nachfolgend 
wird die Neufassung der Satzung for-
mell bekannt gemacht.

Das WPV vergibt im Rahmen seiner Kapitalanlagetätigkeit 
seit dem 1. September 2009 Hypothekendarlehen. Interes-
senten wenden sich bitte unter dem Stichwort “WPV“ an:
Gladbacher Bank AG von 1922, Bismarckstraße 50 - 52, 
41068 Mönchengladbach
Ansprechpartner: Herr Stefan Lennartz
Telefon: 02161-249 151
Telefax: 02161-249 49333
E-Mail: stefan.lennartz@gladbacher-bank.de.

Hypothekendarlehen

Die Gladbacher Bank bzw. der mit der Abwicklung beauf-
tragte Vertragspartner des WPV, die Nordrheinische Ärzte-
versorgung, vergeben die Hypothekendarlehen im Namen 
und für Rechnung des WPV.

Abweichend von den allgemeinen Regeln beträgt für 
Mitglieder die Beleihungsgrenze, soweit selbst bewohn-
te Einfamilienhäuser und Eigentumswohnungen betroffen 
sind, 80 % des maßgeblichen Beleihungswertes der Immo-
bilien.

I. Organisation

§ 1
Rechtsnatur, Sitz, Aufgaben, Finanzie-

rungsverfahren, Geschäftsjahr
(1) Das „Versorgungswerk der Wirtschafts-
prüfer und der vereidigten Buchprüfer im 
Lande Nordrhein-Westfalen“ (WPV) ist 
nach § 1 des Gesetzes über die Versorgung 
der Wirtschaftsprüfer und der vereidigten 
Buchprüfer vom 6. Juli 1993 - WPVG NW 

Bekanntmachung der Neufassung der Satzung des WPV
Die von der Vertreterversammlung des 
Versorgungswerks der Wirtschaftsprü-
fer und der vereidigten Buchprüfer im 
Lande Nordrhein-Westfalen (WPV) in ih-
rer Sitzung am 24. Juni 2009 gemäß § 4 
Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes über die Versor-
gung der Wirtschaftsprüfer und der verei-
digten Buchprüfer (WPVG NW) (GV. NW. 
1993 S. 418/SGV. NW. 7122) beschlossene 
Neufassung der Satzung wird wie folgt be-
kannt gemacht:

- (GV. NW. 1993 S. 418 - SGV. NW. 7122) 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts.
 (2) Sitz des WPV ist Düsseldorf.
 (3) Das WPV hat die Aufgabe, seinen 
Mitgliedern und sonstigen zum Empfang 
von Leistungen des WPV Berechtigten 
(Leistungsberechtigten) Versorgung nach 
Maßgabe des WPVG NW und dieser Sat-
zung zu gewähren.
 (4) Das WPV finanziert sich nach dem Of-
fenen Deckungsplanverfahren (§ 38 Abs. 1).
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ratender Stimme teilzunehmen. Weiteren 
Personen kann die Anwesenheit gestattet 
werden.
 (7) Die Einberufung zu einer Vertreter-
versammlung erfolgt durch den Vorsitzen-
den der Vertreterversammlung, im Verhin-
derungsfalle durch seinen Stellvertreter, 
mit schriftlicher Bekanntgabe der Tages-
ordnung. Die Vertreterversammlung gibt 
sich eine Geschäftsordnung.
 (8) Die Vertreterversammlung ist be-
schlussfähig, wenn mindestens acht ihrer 
Mitglieder anwesend sind. Sie fasst ihre 
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der an-
wesenden Mitglieder. Beschlüsse nach § 4 
Nr. 1 und 2 bedürfen einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder. 
Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag ab-
gelehnt. Beschlüsse können nach Maßga-
be der Geschäftsordnung auch im schriftli-
chen Verfahren gefasst werden.
 (9) Die Tätigkeit der Mitglieder der Ver-
treterversammlung ist ehrenamtlich.
 (10) Die Mitgliedschaft in der Vertreter-
versammlung endet mit der Beendigung 
der Mitgliedschaft im WPV.

§ 4
Aufgaben der Vertreterversammlung

Die Vertreterversammlung beschließt über
 1. Erlass und Änderung der Satzung so-
wie der Wahlordnung;
 2. Wahl und Abberufung der Mitglieder 
des Vorstandes in den in der Satzung vor-
gesehenen Fällen;
 3. Feststellung des Jahresabschlusses 
und Entlastung des Vorstandes;
 4. die Festsetzung der Beiträge und die 
Bemessung der Leistungen.

§ 5
Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus 5 Mitgliedern, 
von denen mindestens 3 dem WPV ange-
hören müssen. Ein Mitglied des Vorstan-
des soll die Befähigung zum Richteramt 
besitzen; ein Mitglied soll Dipl.-Mathe-
matiker sein. Vorstandsmitglieder dürfen 
nicht zugleich der Vertreterversammlung 
angehören.
 (2) Die Mitglieder des Vorstandes wer-
den durch die Vertreterversammlung für 
die Dauer von 5 Jahren gewählt. Gewählte, 
die anwesend sind, haben sich sofort nach 
der Wahl aller Vorstandsmitglieder zur An-
nahme des Amtes zu erklären; Abwesende 
können nur gewählt werden, wenn ihre An-
nahmeerklärungen bei der Wahl schriftlich 
vorliegen. Die weiteren Einzelheiten des 
Wahlverfahrens bestimmt die Geschäfts-
ordnung der Vertreterversammlung.
 (3) Die Tätigkeit der Mitglieder des Vor-
standes ist ehrenamtlich.
 (4) Der Vorstand bleibt nach Ablauf sei-
ner Amtszeit bis zum Zusammentreten des 
neu gewählten Vorstandes im Amt.
 (5) Die Sitzungen des Vorstandes sind 
nicht öffentlich. Der Vorstand kann zur 
fachlichen Beratung Sachverständige zu 
seinen Sitzungen hinzuziehen.

 (6) Der Vorstand ist beschlussfähig, 
wenn mindestens drei seiner Mitglieder 
anwesend sind. Beschlüsse können auch 
im schriftlichen Verfahren gefasst werden, 
wenn dem alle Mitglieder zustimmen. Be-
schlüsse kommen mit einfacher Mehrheit 
aller Mitglieder zustande.
 (7) Ein Vorstandsmitglied kann nur aus 
wichtigem Grund durch die Vertreterver-
sammlung abberufen werden.
 (8) Bei Ausscheiden eines Mitglieds des 
Vorstandes wählt die Vertreterversamm-
lung in ihrer nächsten Sitzung einen Nach-
folger für die restliche Amtszeit des Vor-
standes.

§ 6
Aufgaben des Vorstandes  

und des Präsidenten
(1) Der Vorstand führt die Geschäfte des 
WPV. Er beschließt auf der Grundlage ei-
nes versicherungsmathematischen Gut-
achtens den technischen Geschäftsplan. 
Ihm obliegen alle Aufgaben, die nicht der 
Vertreterversammlung vorbehalten sind 
oder zur Zuständigkeit des Geschäftsfüh-
rers gehören.
 (2) Der Vorstand ist verpflichtet, jähr-
lich, spätestens sieben Monate nach Be-
endigung des Geschäftsjahres, den Jah-
resabschluss (Bilanz-, Gewinn- und 
Verlustrechnung sowie Anhang), den La-
gebericht und den Prüfungsbericht des Ab-
schlussprüfers der Vertreterversammlung 
vorzulegen.
 (3) Der Vorstand wählt aus seiner Mitte 
den Präsidenten und den Vizepräsidenten, 
die beide dem WPV angehören müssen. 
Der Präsident leitet den Vorstand und ver-
tritt, vorbehaltlich des § 7 WPVG NW, das 
WPV gerichtlich und außergerichtlich. Er 
führt die Aufsicht über den Geschäftsfüh-
rer und bestellt den Abschlussprüfer auf 
Beschluss des Vorstandes. Der Vizepräsi-
dent vertritt den Präsidenten.

§ 7
Geschäftsführer

(1) Der Geschäftsführer leitet die Ge-
schäftsstelle. Er führt die laufenden Ver-
waltungsgeschäfte nach den vom Vorstand 
bestimmten Grundsätzen und vollzieht 
die Beschlüsse des Vorstandes; für die Ge-
schäfte der laufenden Verwaltung ist er 
vertretungsberechtigt.
 (2) Der Geschäftsführer wird auf Be-
schluss des Vorstandes vom Präsidenten 
bestellt. Er nimmt an den Sitzungen des 
Vorstandes mit beratender Stimme teil. 
Über die Entlastung des Geschäftsführers 
entscheidet der Vorstand.

II. Mitgliedschaft

§ 8
Mitgliedschaft

(1) Mitglieder des WPV sind
• die selbständigen und nicht selbständi-

gen Wirtschaftsprüfer und vereidigten 
Buchprüfer, die eine berufliche Nieder-

 (5) Das Geschäftsjahr ist das Kalender-
jahr.

§ 2
Organe

Organe des WPV sind:
1. die Vertreterversammlung,
2. der Vorstand,
3. der Präsident,
4. der Geschäftsführer.

§ 3
Vertreterversammlung

(1) Die Mitglieder der Vertreterversamm-
lung sowie die Ersatzmitglieder werden 
für die Dauer von 5 Jahren im Wege der 
Briefwahl gewählt. Die Zahl der Mitglieder 
beträgt 15, die der Ersatzmitglieder höchs-
tens 20. Das Nähere bestimmt die Wahl-
ordnung.
 (2) Wahlberechtigt sind alle Mitglieder 
des WPV, die bei Ablauf der Wahlfrist seit 
mindestens sechs vollen Kalendermona-
ten Mitglied sind.
 (3) Nicht wahlberechtigt sind Mitglie-
der, deren Mitgliedschaft nach § 10 ruht 
oder bei denen die Voraussetzungen des 
§ 13 Bundeswahlgesetz vorliegen.
 (4) Wählbar sind alle Wahlberechtigten. 
Nicht wählbar ist jedoch,
 1. wer zum WPV in einem Dienst- oder 
ständigen Beratungsverhältnis steht,
 2. wer infolge gerichtlicher Anordnung 
in der Verfügung über sein Vermögen be-
schränkt ist,
 3. gegen den ein Berufsverbot verhängt 
worden ist und noch besteht oder gegen 
den ein Urteil auf Ausschließung aus dem 
Beruf oder auf Aberkennung der Eignung, 
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder 
Buchprüfungsgesellschaft zu vertreten 
und ihre Geschäfte zu führen, ergangen ist 
(§§ 68 Abs. 1 Nr. 4, 111 Abs. 1, 71 Satz 2, 
130 Abs. 1 Satz 1 WPO),
 4. gegen den ein Bescheid auf Rücknah-
me oder Widerruf der Bestellung als Wirt-
schaftsprüfer oder vereidigter Buchprüfer 
ergangen ist,
 5. gegen den die öffentliche Klage we-
gen einer Straftat, welche die Unfähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter zur Fol-
ge haben kann, erhoben ist,
 6. wer in den letzten fünf Jahren wegen 
eines Vermögensdelikts verurteilt wurde 
oder gegen den ein solches Verfahren ge-
mäß § 153 a StPO eingestellt worden ist.
 (5) Die Vertreterversammlung wählt 
aus ihrer Mitte den Vorsitzenden und sei-
nen ersten und zweiten Stellvertreter.
 (6) Die Vertreterversammlung tritt spä-
testens zwei Monate nach Vorlage des Jah-
resabschlusses zusammen. Der Vorstand 
sowie ein Drittel der Mitglieder der Ver-
treterversammlung können darüber hin-
aus jederzeit die Einberufung verlangen. 
Die Sitzungen der Vertreterversammlung 
sind nach Maßgabe der Geschäftsordnung 
für Mitglieder öffentlich. Die Mitglieder 
des Vorstandes und der Geschäftsführer 
sind berechtigt, an den Sitzungen mit be-
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lassung oder Zweigniederlassung im 
Land Nordrhein-Westfalen oder in ei-
nem Bundesland haben, das dem WPV 
durch Staatsvertrag beigetreten ist, und

• die Vorstandsmitglieder, Geschäfts-
führer oder persönlich haftenden 
Gesellschafter von Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaften oder Buchprüfungs-
gesellschaften mit Hauptniederlassung 
oder Zweigniederlassung im Land Nord-
rhein-Westfalen oder in einem Bundes-
land, das dem WPV durch Staatsvertrag 
beigetreten ist, die nicht Wirtschafts-
prüfer oder vereidigte Buchprüfer sind.

 (2) Von der Mitgliedschaft ausgenom-
men ist, wer die Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 
• nach Vollendung des 45. Lebensjah-

res erfüllt und Mitglied einer anderen 
öffentlich-rechtlichen Versicherungs- 
oder Versorgungseinrichtung seiner Be-
rufsgruppe ist,

• nach Vollendung des 45. Lebensjahres 
erfüllt und berufsunfähig im Sinne von 
§ 13 Abs. 1 Nr. 1 ist oder

• nach Vollendung des 66. Lebensjahres 
erfüllt.

 (3) Wer bei Errichtung des WPV oder 
bei InKraftTreten eines Staatsvertrages 
über den Beitritt eines Bundeslandes zum 
WPV die Voraussetzungen von Absatz 1 
erfüllt und zu diesem Zeitpunkt das 45., 
nicht aber das 60. Lebensjahr vollendet hat, 
kann seinen Beitritt innerhalb von 6 Mo-
naten nach InKraftTreten der Satzung oder 
des Staatsvertrages schriftlich erklären.

§ 9
Beendigung und Weiterführung

der Mitgliedschaft
(1) Die Mitgliedschaft im WPV endet
 1. mit dem Tode des Mitglieds,
 2. wenn das Mitglied nicht mehr die 
Voraussetzungen von § 8 Abs. 1 erfüllt, es 
sei denn, es liegen die Voraussetzungen 
von § 13 Abs. 1 Nr. 1 oder § 12 Abs. 1 vor 
oder ein Antrag nach § 12 Abs. 2 Satz 1 ist 
gestellt,
 3. wenn das 67. Lebensjahr vollendet 
ist, die Mitgliedschaftsrechte gemäß § 10 
ruhen und die Wartezeit für die Gewäh-
rung einer Altersrente (§ 12 Abs. 4) nicht 
erfüllt ist,
 4. wenn die Voraussetzungen für eine 
Berufsunfähigkeitsrente in den in § 13 
Abs. 2 und 3 genannten Fällen nicht erfüllt 
sind.
 Die Beendigung der Mitgliedschaft ge-
mäß Satz 1 Nr. 2 bis 4 wird durch Bescheid 
festgestellt.
 (2) Wessen Mitgliedschaft nach Absatz 
1 Satz 1 Nr. 2 beendet ist, kann die Mit-
gliedschaft mit allen Rechten und Pflich-
ten fortsetzen, wenn dies innerhalb einer 
Ausschlussfrist von sechs Monaten nach 
dem Ausscheiden beantragt wird. Der An-
trag muss schriftlich gestellt werden (Te-
lefax reicht aus). Der Antrag kann nach 
Eintritt der Voraussetzungen für den Leis-
tungsfall nicht mehr gestellt werden, es sei 

denn, die Voraussetzungen für den Leis-
tungsfall sind bereits vor dem Ausschei-
den des Mitglieds eingetreten. 
 (3) Eine Mitgliedschaft nach Absatz 
2 kann vom Mitglied schriftlich (Telefax 
reicht aus) auf den Schluss des Folgemo-
nats für beendet erklärt werden.
 (4) Eine Mitgliedschaft nach Absatz 2 
kann vom WPV mit einer Frist von drei 
Monaten auf den Schluss eines Kalen-
dervierteljahres für beendet erklärt wer-
den, wenn das Mitglied mit mehr als drei 
Beiträgen im Rückstand ist. Die Mitglied-
schaft endet nicht, wenn alle fälligen Bei-
träge und Nebenforderungen bei Ablauf 
der Frist gemäß Satz 1 gezahlt sind.

§ 10
Ruhen aller Mitgliedschaftsrechte

Bei vollständiger Beitragsbefreiung ruhen 
alle Mitgliedschaftsrechte. Das Ruhen al-
ler Mitgliedschaftsrechte wird durch Be-
scheid festgestellt.

III. Leistungen

§ 11
Leistungsarten

(1) Das WPV erbringt auf Antrag seinen 
Mitgliedern und sonstigen Leistungsbe-
rechtigten nach Erfüllung der Vorausset-
zungen folgende Leistungen:
 1. Altersrente;
 2. Berufsunfähigkeitsrente;
 3. Hinterbliebenenrente;
 4. Erstattung von Beiträgen;
 5. Überleitung von Beiträgen auf einen 
anderen Versorgungsträger;
 6. Kapitalabfindung für Mitglieder, de-
ren Rentenanspruch einen Mindestbetrag 
nicht erreicht.
 Auf die Leistungen besteht ein Rechts-
anspruch.
 (2) Das WPV kann Zuschüsse für Reha-
bilitationsmaßnahmen zur Erhaltung oder 
Wiederherstellung der Berufsfähigkeit ge-
mäß § 15 gewähren.
 (3) Den Mitgliedern stehen für das Leis-
tungsrecht ehemalige Mitglieder gleich, 
die keine Erstattung nach § 20 Abs. 1 er-
halten haben.
 (4) Über Leistungen und Zuschüsse 
wird durch Bescheid entschieden.

§ 12
Altersrente

(1) Jedes Mitglied hat Anspruch auf le-
benslange Altersrente, sobald es das 67. 
Lebensjahr vollendet hat.
 (2) Jedes Mitglied kann die Altersrente 
zwischen der Vollendung des 60. und des 
70. Lebensjahres in Anspruch nehmen. 
Der Anspruch auf lebenslange Altersren-
te entsteht, falls kein abweichender An-
trag gestellt wird, ab dem ersten Tag des 
Kalendermonats, der dem Monat folgt, in 
dem das 67. Lebensjahr vollendet worden 
ist. Die gemäß § 14 bezogen auf das 67. 
Lebensjahr berechnete Altersrente erhöht 
oder vermindert sich abhängig von einem 

Demographiefaktor, der die versicherungs-
mathematischen Zu- und Abschläge nach 
Maßgabe des Geburtsjahrgangs und des in-
dividuellen Renteneintrittsalters abbildet. 
Der Demographiefaktor für die Geburts-
jahrgänge bis 1960 ergibt sich aus der An-
lage 1; ab dem Geburtsjahrgang 1961 ver-
mindert sich der Demographiefaktor um 
0,25 Prozentpunkte je Geburtsjahr. Beginnt 
das Renteneintrittsalter zwischen der Voll-
endung von zwei Lebensjahren, so werden 
die Demographiefaktoren aus den vorste-
henden Demographiefaktoren für vollen-
dete Lebensjahre linear interpoliert.
 (3) Die Beitragspflicht endet mit dem 
Monat, der dem Monat vorangeht, ab dem 
Altersrente bezogen wird, spätestens mit 
dem Monat, in dem das 67. Lebensjahr 
vollendet wird. Bei Rentenbeginn nach 
Vollendung des 67. Lebensjahres erhöht 
sich die bei Rentenbeginn erreichte Rente 
um einen Zuschlag gemäß Anlage 2.
 (4) Die Wartezeit für die Gewährung 
der Altersrente beträgt 1 Versicherungs-
jahr i.S.v. § 14 Abs. 3 Satz 2.
 (5) Die Altersrente wird jeweils zu Be-
ginn des Monats gezahlt. Die Zahlung en-
det mit Ablauf des Monats, in dem der 
Leistungsberechtigte stirbt.

§ 13
Berufsunfähigkeitsrente

(1) Ein Mitglied, das
 1. wegen Krankheit oder eines körper-
lichen Gebrechens oder wegen Schwäche 
seiner körperlichen oder geistigen Kräf-
te oder Sucht nicht mehr in der Lage ist, 
aus den die Mitgliedschaft begründenden 
Berufen mehr als nur unwesentliche Ein-
künfte zu erzielen und
 2. deshalb seine berufliche Tätigkeit in 
den genannten sowie in den mit diesen 
nach dem Berufsrecht der Wirtschaftsprü-
fer und vereidigten Buchprüfer sozietätsfä-
higen freien Berufen einstellt, 
 erhält Berufsunfähigkeitsrente.
 Die Wartezeit für Berufsunfähigkeits-
rente beträgt 3/12 Versicherungsjahre i.S.v. 
§ 14 Abs. 3 Satz 2; wird die Wartezeit nicht 
erfüllt, ruhen alle Mitgliedschaftsrechte.
 (2) Mitglieder, die die Mitgliedschaft 
nach § 8 Abs. 3 erworben haben, müssen 
abweichend von Absatz 1 eine Wartezeit 
von 1 Versicherungsjahr i.S.v. § 14 Abs. 3 
Satz 2 erfüllt haben; wird die Wartezeit 
nicht erfüllt, endet die Mitgliedschaft ge-
mäß § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4.
 (3) Mitglieder, die die Mitgliedschaft 
nach § 8 Abs. 3 erworben haben und zum 
Zeitpunkt der Begründung der Mitglied-
schaft das 55. Lebensjahr vollendet hatten, 
erhalten nur eine Berufsunfähigkeitsrente, 
wenn die Berufsunfähigkeit durch einen 
Unfall verursacht worden ist. Liegen die 
Voraussetzungen für die Gewährung einer 
Berufsunfähigkeitsrente nicht vor, endet 
die Mitgliedschaft gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4.
 (4) Berufsunfähigkeitsrente wird auf 
Zeit oder – soweit die Voraussetzungen 
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von Absatz 1 Nr. 1 voraussichtlich auf 
Dauer vorliegen – auf Dauer gewährt. Der 
Einstellung der beruflichen Tätigkeit steht 
bei Berufsunfähigkeitsrente auf Zeit nicht 
entgegen, dass die Praxis eines selbstän-
dig Tätigen durch einen Vertreter fort-
geführt wird; die Bestellung in den die 
Mitgliedschaft begründenden sowie den 
sozietätsfähigen freien Berufen kann auf-
rechterhalten werden. Bei Gewährung ei-
ner Berufsunfähigkeitsrente auf Dauer ist 
unverzüglich auf die Bestellung in den 
die Mitgliedschaft begründenden sowie 
den sozietätsfähigen freien Berufen zu ver-
zichten. Eine Erlaubnis gemäß § 18 Abs. 4 
Satz 1 WPO, § 47 Abs. 2 StBerG oder § 17 
Abs. 2 BRAO steht der Gewährung von Be-
rufsunfähigkeitsrente nicht entgegen.
 (5) Die Berufsunfähigkeit wird vom 
Vorstand auf der Grundlage von zwei von-
einander unabhängigen ärztlichen Gutach-
ten festgestellt. Mitglied und WPV bestim-
men je einen Gutachter. Das WPV kann 
von der Bestimmung eines Gutachters ab-
sehen. Das WPV trägt die Kosten für das 
von ihm bestellte Gutachten.
 (6) Das WPV kann Nachuntersuchun-
gen anordnen. Es kann den Gutachter 
dafür bestimmen. Die Kosten der Nach-
untersuchung trägt das WPV. Wenn das 
Mitglied sich einer angeordneten Nachun-
tersuchung nicht unterzieht, kann die Ren-
tenzahlung eingestellt werden.
 (7) Bei Überschreiten der Altersgrenze 
(§ 12 Abs. 1) tritt an Stelle einer Berufsun-
fähigkeitsrente die Altersrente in gleicher 
Höhe.
 (8) Der Anspruch auf Berufsunfähig-
keitsrente entsteht mit dem Monat, der dem 
Monat folgt, in dem die berufliche Tätig-
keit eingestellt worden ist, wenn der An-
trag auf Berufsunfähigkeitsrente innerhalb 
von sechs Monaten nach Erfüllung der Vo-
raussetzungen gestellt wurde, andernfalls 
mit Beginn des Monats der Antragstellung, 
jedoch nicht vor dem Ende einer Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall oder der Zahlung 
von Krankengeld aufgrund gesetzlicher 
Vorschriften. Bei Berufsunfähigkeitsren-
te auf Zeit entsteht der Anspruch nicht vor 
dem ersten Tag des 7. Kalendermonats, der 
auf den Eintritt einer der Berufsunfähigkeit 
vorangehenden Arbeitsunfähigkeit folgt. 
Die Berufsunfähigkeitsrente wird jeweils 
zu Beginn eines Monats gezahlt.
 (9) Der Anspruch auf Berufsunfähig-
keitsrente endet
 1. mit dem Ablauf des Monats, in dem 
die Voraussetzungen von Absatz 1 nicht 
mehr erfüllt sind oder
 2. mit dem Tod des Leistungsberechtig-
ten.
 (10) Die Rentenzahlung endet mit dem 
Monat, in dem die Anspruchsvorausset-
zungen entfallen.
 (11) Ein Antrag auf Berufsunfähigkeits-
rente kann nicht mehr berücksichtigt wer-
den, wenn die medizinischen Vorausset-
zungen nach Absatz 1 zwischenzeitlich 
entfallen sind.

 (12) Wer sich vorsätzlich berufsunfähig 
macht, hat keinen Anspruch auf Berufsun-
fähigkeitrente.

§ 14
Höhe der Alters- und  

Berufsunfähigkeitsrente
(1) Der Monatsbetrag der Alters- oder der 
Berufsunfähigkeitsrente ist ein Zwölftel 
des Produkts aus dem Rentensteigerungs-
betrag gemäß Absatz 2 im Jahr des Eintritts 
des Rentenfalles und dem Beitragsfaktor 
gemäß Absatz 3 am letzten Tag des Mo-
nats, der dem Eintritt des Rentenfalles vo-
rausgeht.
 (2) Der Rentensteigerungsbetrag ab Be-
ginn des Folgejahres wird jährlich auf-
grund des Jahresabschlusses und des ver-
sicherungsmathematischen Gutachtens 
des letzten Geschäftsjahres von der Ver-
treterversammlung auf Vorschlag des Vor-
standes festgesetzt. Der Beschluss ist nach 
Genehmigung durch die Versicherungs-
aufsichtsbehörde bekannt zu geben.
 (3) Beitragsfaktor ist die Summe der 
monatlichen Beitragsfaktoren, die wäh-
rend der Zeit der Beitragspflicht oder 
durch Beitragszahlungen nach Vollendung 
des 67. Lebensjahres erworben worden 
sind oder nach Absatz 7 zugerechnet wer-
den. Zeiten, in denen monatliche Beitrags-
faktoren erworben worden sind, gelten als 
Versicherungsjahre.
 (4) Der monatliche Beitragsfaktor wird 
ermittelt als Produkt aus dem persönli-
chen Beitragsquotienten nach Absatz 5 
und der Steigerungszahl nach Absatz 6.
 (5) Der persönliche Beitragsquotient 
wird ermittelt, indem für jeden Monat, in 
dem eine Beitragspflicht bestand, Beiträ-
ge durch Überleitung oder Nachversiche-
rung als gezahlt gelten oder nach Vollen-
dung des 67. Lebensjahres Beiträge gezahlt 
worden sind, der Quotient gebildet wird 
zwischen dem in diesem Monat gezahl-
ten Beitrag und dem monatlichen Regel-
pflichtbeitrag nach § 27, wobei die Berech-
nung bis auf vier Stellen nach dem Komma 
mit kaufmännischer Rundung erfolgt.
 (6) Die Steigerungszahl ergibt sich nach 
Maßgabe der folgenden Tabelle aus dem 
Lebensjahr des Mitgliedes, in dem der Bei-
trag gezahlt worden ist. Als Lebensjahr gilt 
das Kalenderjahr des Zahlungseinganges 
abzüglich des Geburtsjahres.

 (7) Bei Eintritt der Voraussetzungen 
von § 13 Abs. 1 Nr. 1 (Berufsunfähigkeit) 
vor Vollendung des 58. Lebensjahres wer-

Lebensjahr Steigerungszahl

gemäß § 14 Abs. 6 Satz 2

bis 20 2,20

21 2,18

22 2,16

23 2,14

24 2,12

25 2,10

26 2,08

Lebensjahr Steigerungszahl

27 2,06

28 2,04

29 2,02

30 2,00

31 1,97

32 1,94

33 1,91

34 1,88

35 1,85

36 1,81

37 1,77

38 1,73

39 1,69

40 1,65

41 1,61

42 1,57

43 1,53

44 1,49

45 1,45

46 1,41

47 1,37

48 1,33

49 1,29

50 1,25

51 1,21

52 1,17

53 1,13

54 1,09

55 1,05

56 1,01

57 0,97

58 0,93

59 0,89

60 0,85

61 0,83

62 0,81

63 0,79

64 0,77

65 0,75

66 0,73

67 0,71

68 0,69

69 0,67

70 0,65
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den Mitgliedern, die im Kalendermonat 
vor Eintritt der Berufsunfähigkeit beitrags-
pflichtig waren, für jeden Kalendermonat 
bis zur Vollendung des 58. Lebensjahres 
monatliche Beitragsfaktoren zugerechnet 
(Zurechnungsfaktoren). Persönlicher Bei-
tragsquotient im Sinne von Absatz 5 ist der 
persönliche durchschnittliche Beitragsquo-
tient (Absatz 8) bei Eintritt der Berufsunfä-
higkeit. Wird nach Wegfall der Vorausset-
zungen von § 13 Abs. 1 Nr. 1 wieder eine 
Beitragspflicht gemäß § 36 Abs. 3 Satz 3 be-
gründet, werden für die Zeit der Berufsun-
fähigkeit, längstens bis zur Vollendung des 
58. Lebensjahres, Zurechnungsfaktoren be-
rücksichtigt; Satz 2 gilt entsprechend. Bei 
Eintritt der Berufsunfähigkeit nach Vollen-
dung des 58. Lebensjahres werden monatli-
che Beitragsfaktoren nach Vollendung des 
58. Lebensjahres nicht berücksichtigt. Die 
Berufsunfähigkeitsrente wird bei Eintritt 
der Berufsunfähigkeit nach Vollendung des 
60. Lebensjahres mindestens in Höhe der 
auf den Zeitpunkt des Eintritts der Berufs-
unfähigkeit nach § 12 Abs. 2 berechneten 
vorgezogenen Altersrente gewährt.
 (8) Der persönliche durchschnittliche 
Beitragsquotient ist der Quotient aus der 
Summe der persönlichen Beitragsquotien-
ten nach Absatz 5 und der Summe der Mo-
nate, in denen eine Beitragspflicht bestand 
oder für die Beiträge durch Überleitung 
oder Nachversicherung als gezahlt gelten. 
Teile eines Monats gelten als Monat im 
Sinne von Satz 1.
 (9) Führt die Berücksichtigung von Bei-
trägen, die durch Nachversicherung oder 
Überleitung geleistet worden sind, zu ei-
ner geringeren Rente als diejenige, die sich 
ohne Berücksichtigung der Nachversiche-
rung oder Überleitung ergibt, so bleibt die 
Nachversicherung oder Überleitung insge-
samt außer Betracht.
 (10) Führt die Berücksichtigung von 
Beiträgen, die ein Mitglied in der Zeit 
vom ersten Tag des Kalendermonats, in 
dem die gesetzliche Mutterschutzfrist be-
ginnt, bis zum Ende des 36. Kalendermo-
nats nach der Geburt des Kindes geleistet 
hat, zu einer geringeren Rente als diejeni-
ge, die sich ohne Berücksichtigung dieser 
Zeit ergibt, so bleibt diese Kinderbetreu-
ungszeit insgesamt außer Betracht. Abwei-
chend hiervon kann das Mitglied beantra-
gen, dass lediglich die bis zum Ende des 
12. oder 24. Kalendermonats nach der Ge-
burt des Kindes geleisteten Beiträge oder 
die aufeinander folgenden Kalendermona-
te, in denen kein Beitrag gezahlt wurde, 
bei der Rentenberechnung außer Betracht 
bleiben; soweit in einem Monat nur antei-
lig ein Beitrag zu zahlen war, gilt dieser 
Monat insgesamt als Monat der Kinder-
betreuung. Sind für ein Mitglied Kinder-
betreuungszeiten für mehrere Kinder zu 
berücksichtigen, gilt die Summe aller Ka-
lendermonate, die im Rahmen der Kinder-
betreuungszeit bei der Rentenberechnung 
außer Betracht bleiben, als eine Kinder-
betreuungszeit. Der Antrag nach Satz 2 

kann bis zum Ende des 36. Kalendermo-
nats nach der Geburt des Kindes gestellt 
werden; treten innerhalb dieses Zeitraums 
die Voraussetzungen für einen Leistungs-
fall ein, kann der Antrag mit Beantragung 
der Rente durch den Leistungsberechtig-
ten gestellt werden. Die Anerkennung der 
Kinderbetreuungszeit setzt voraus, dass 
das Mitglied die Betreuung seines Kindes 
anzeigt und die Elternschaft nachweist. 
Die Pflicht zur Beitragsleistung besteht 
während der Kinderbetreuungszeit fort; 
§ 28 findet keine Anwendung.

§ 14 a
Rentenberechnung und  

Proratisierung
(1) Ist ein ehemaliges Mitglied des WPV, 
das die Wartezeit für die Altersrente gemäß 
§ 12 Abs. 4 erfüllt hat und das noch keine 
Leistungen vom WPV erhält, bei Eintritt 
des Leistungsfalles (Berufsunfähigkeit oder 
Tod) beitragspflichtiges Mitglied eines an-
deren auf Gesetz beruhenden Versorgungs-
trägers im Geltungsbereich der VO (EWG) 
1408/71 bzw. VO (EWG) 883/2004 (außer 
Deutsche Rentenversicherung), wird statt 
der Rente ohne Gewährung von Zurech-
nungsfaktoren gemäß § 14 Abs. 7 eine Ren-
te gewährt, die sich anteilig aus einer fikti-
ven Rente ergibt.
 (2) Die fiktive Rente wird ermittelt, in-
dem zusätzlich zu den während der Zeit 
der Pflichtmitgliedschaft im WPV erwor-
benen Beitragsfaktoren für die Versiche-
rungszeiten bei anderen Versorgungsträ-
gern im Sinne von Absatz 1 sowie für die 
Zeit bis zur Vollendung des 58. Lebensjah-
res Beitragsfaktoren zugerechnet werden. 
Persönlicher Beitragsquotient im Sinne 
von § 14 Abs. 5 ist für diese Zeiten der per-
sönliche durchschnittliche Beitragsquoti-
ent gemäß § 14 Abs. 8. 
 (3) Der Anteil der fiktiven Rente, der 
vom WPV zu tragen ist, entspricht dem 
Verhältnis der Zeit der Pflichtmitglied-
schaft im WPV zu der gesamten bis zum 
Eintritt des Leistungsfalles zurückgelegten 
Versicherungszeit bei allen Versorgungs-
trägern im Sinne von Absatz 1. Im Fall ei-
ner Überleitung oder Nachversicherung 
beim WPV erhöht sich die Zeit der Pflicht-
mitgliedschaft im WPV um die Zeit der 
Überleitung oder Nachversicherung.
 (4) Hat das Mitglied nach Wegfall der 
Voraussetzungen von § 8 Abs. 1 die Mit-
gliedschaft gemäß § 9 Abs. 2 fortgesetzt, 
sind die während dieser Zeit erworbenen 
Beitragsfaktoren nicht Bestandteil der fikti-
ven Rente gemäß Absatz 2. Aus diesen Bei-
tragsfaktoren wird eine gesonderte Rente 
ermittelt, die zusätzlich zu der gemäß Ab-
satz 1 ermittelten Rente gewährt wird.
 (5) War ein beitragspflichtiges Mitglied 
vor Beginn der Mitgliedschaft im WPV 
Mitglied eines anderen Versorgungsträgers 
im Sinne von Absatz 1, wird statt der Ren-
te mit der vollen Anzahl an Zurechnungs-
faktoren gemäß § 14 Abs. 7 eine Rente ge-
währt, die sich anteilig aus einer fiktiven 

Rente ermittelt. Absätze 1 bis 4 gelten ent-
sprechend.
 (6) Ist ein Mitglied des WPV nach Be-
endigung der Mitgliedschaft gemäß § 9 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Abs. 3 oder Abs. 4 er-
neut Pflichtmitglied des WPV geworden, 
findet die Rentenberechnung nach den Ab-
sätzen 1 bis 5 nur einmal für alle Anwart-
schaften Anwendung.
 (7) Die Ermittlung der Rente nach den 
Absätzen 1 bis 6 findet nur statt, wenn 
auch die anderen beteiligten Versorgungs-
träger im Sinne von Absatz 1 ihre Leistun-
gen nach diesen Regelungen berechnen.

§ 15
Rehabilitationsmaßnahmen

(1) Einem Mitglied des WPV kann auf 
Antrag ein einmaliger oder wiederhol-
ter Zuschuss zu den Kosten notwendiger, 
besonders aufwendiger medizinischer Re-
habilitationsmaßnahmen gewährt werden, 
wenn seine Berufsfähigkeit infolge Krank-
heit oder eines körperlichen Gebrechens 
oder Schwäche seiner körperlichen oder 
geistigen Kräfte oder Sucht gefährdet, ge-
mindert oder ausgeschlossen ist und sie 
durch diese Rehabilitationsmaßnahmen 
voraussichtlich erhalten, wesentlich ge-
bessert oder wiederhergestellt werden 
kann. Der Zuschuss ist rechtzeitig vor Ein-
leitung der Maßnahme schriftlich zu bean-
tragen.
 (2) Die Notwendigkeit der Rehabili-
tationsmaßnahme und ihre Erfolgsaus-
sicht sind vom Mitglied durch ärztliches 
Gutachten nachzuweisen. Das WPV kann 
eine zusätzliche Begutachtung verlangen. 
Es kann die Kostenbeteiligung an Aufla-
gen über Beginn, Dauer, Ort und Art der 
Durchführung der Maßnahmen knüpfen. 
Es kann Nachuntersuchungen anordnen 
und hierfür den Gutachter bestimmen. Die 
Kosten der Untersuchungen und Begut-
achtungen mit Ausnahme der Kosten einer 
vom WPV veranlassten Untersuchung und 
Begutachtung trägt das Mitglied. Der Vor-
stand kann ausnahmsweise, insbesondere 
zur Vermeidung von Härten, beschließen, 
dass auch diese Kosten ganz oder teilweise 
vom WPV übernommen werden.
 (3) Die notwendigen Kosten der Reha-
bilitationsmaßnahmen sind vom Mitglied 
nach Grund und Höhe nachzuweisen oder 
unter Beifügung von Belegen vorauszu-
schätzen. Sie bleiben insoweit außer Be-
tracht, als gesetzliche, satzungsmäßige 
oder vertragliche Erstattungspflicht einer 
anderen Stelle besteht. Über die Höhe der 
Kostenbeteiligung entscheidet das WPV 
nach eigenem Ermessen unter Berücksich-
tigung aller Umstände des Einzelfalles.

§ 16
Hinterbliebenenrente

(1) Hinterbliebenenrenten sind
 1. Witwenrente,
 2. Witwerrente,
 3. Vollwaisenrente,
 4. Halbwaisenrente.
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 (2) Die Wartezeit für Hinterbliebenen-
renten beträgt 3/12 Versicherungsjahre 
i.S.v. § 14 Abs. 3 Satz 2. Mitglieder, die 
die Mitgliedschaft nach § 8 Abs. 3 erwor-
ben haben, müssen abweichend von Satz 1 
eine Wartezeit von 1 Versicherungsjahr 
i.S.v. § 14 Abs. 3 Satz 2 erfüllt haben.
 (3) Hinterbliebene haben keinen An-
spruch auf Rente, wenn sie den Tod des 
Mitglieds vorsätzlich herbeigeführt haben.

§ 17
Witwen- und Witwerrente

(1) Nach dem Tode des Mitglieds erhält 
die Witwe eine Witwenrente und der Wit-
wer eine Witwerrente.
 (2) Wurde die Ehe nach Eintritt der Be-
rufsunfähigkeit oder nach der Vollendung 
des 60. Lebensjahres des Mitglieds ge-
schlossen und bestand sie nicht mindes-
tens drei Jahre, so besteht kein Anspruch 
auf Rente. Ist in einer solchen Ehe das Mit-
glied mehr als zehn Jahre älter, so muss die 
Ehe mindestens vier Jahre, ist es mehr als 
20 Jahre älter, so muss die Ehe mindestens 
fünf Jahre bestanden haben, um einen Ren-
tenanspruch zu begründen.

§ 18
Waisenrente

(1) Waisenrente erhalten nach dem Tod 
des Mitglieds seine Kinder bis zur Voll-
endung des 18. Lebensjahres. Über diesen 
Zeitpunkt hinaus wird die Waisenrente 
längstens bis zur Vollendung des 25. Le-
bensjahres für dasjenige Kind gewährt, das 
sich in Schul- oder Berufsausbildung be-
findet oder das bei Vollendung des 18. Le-
bensjahres infolge körperlicher oder geisti-
ger Gebrechen außerstande ist, sich selbst 
zu unterhalten, solange dieser Zustand an-
dauert.
 (2) Wird die Schul- oder Berufsausbil-
dung durch Ableistung des Pflichtwehr-
dienstes, des zivilen Ersatzdienstes, des 
Pflichtdienstes im zivilen Bevölkerungs-
schutz oder eines gleichstehenden Diens-
tes verzögert, so wird die Waisenrente 
für einen der Zeit dieses Pflichtdienstes 
entsprechenden Zeitraum über das 25. 
Lebensjahr hinaus gewährt, soweit der 
Pflichtdienst vor Vollendung des 25. Le-
bensjahres geleistet worden ist.
 (3) Unterbrechungen der Schul- oder 
Berufsausbildung bis zu drei Monaten las-
sen den Anspruch auf Waisenrente nicht 
entfallen.
 (4) Waisenrente nach Absatz 1 erhalten:
 1. eheliche Kinder,
 2. für ehelich erklärte Kinder,
 3. als Kind angenommene Kinder, so-
weit die Adoption vor Vollendung des 55. 
Lebensjahres des Mitglieds erfolgte,
 4. nichteheliche Kinder, diejenigen ei-
nes männlichen Mitglieds jedoch nur, 
wenn dessen Unterhaltspflicht anerkannt 
und rechtskräftig festgestellt ist.
 (5) Die Waisenrente entfällt, soweit das 
Kind aus einem Ausbildungsverhältnis ein 
durchschnittliches monatliches Arbeits-

entgelt (§ 14 SGB IV) erhält, das über ei-
nen von der Vertreterversammlung festge-
setzten Freibetrag (Anrechnungsfreibetrag 
für die Waisenrente) hinausgeht. 

§ 19
Höhe und Dauer der  
Hinterbliebenenrente

(1) Die Witwen- und Witwerrente beträgt 
60 v.H. des Rentenanspruchs oder der An-
wartschaft auf Berufsunfähigkeitsrente, 
die das Mitglied im Zeitpunkt seines To-
des erreicht hat.
 (2) Die Witwen- und Witwerrenten fal-
len mit dem Ablauf des Monats weg, in 
dem der Leistungsberechtigte wieder hei-
ratet.
 (3) Die Waisenrente beträgt bei Halbwai-
sen 10 v. H., bei Vollwaisen 20 v. H. des Ren-
tenanspruchs oder der Anwartschaft auf Be-
rufsunfähigkeitsrente, die das Mitglied im 
Zeitpunkt seines Todes erreicht hat.
 (4) Die Hinterbliebenenrenten werden 
auch gewährt, wenn das Mitglied des WPV 
für tot erklärt wird.
 (5) Die Hinterbliebenenrenten werden 
erstmalig für den auf den Sterbetag des 
Mitglieds folgenden Kalendermonat ge-
währt. Sie enden mit dem Monat des Fort-
falls der Leistungsberechtigung.
 (6) Die Summe der Hinterbliebenen-
renten darf den Rentenanspruch oder die 
Anwartschaft auf Berufsunfähigkeitsrente, 
die das Mitglied im Zeitpunkt seines To-
des erreicht hatte, nicht übersteigen. Ge-
gebenenfalls sind die einzelnen Renten in 
gleichem Verhältnis zu kürzen. Rentenan-
passungen nach § 39 Abs. 3 Satz 2 bleiben 
unberührt.

§ 20
Erstattung von Beiträgen

(1) Liegen bei Beendigung der Mitglied-
schaft die Voraussetzungen für die Gewäh-
rung einer Altersrente (§ 12 Abs. 4) nicht 
vor und findet keine Überleitung der Bei-
träge auf einen anderen Versorgungsträ-
ger statt, so sind dem bisherigen Mitglied 
60 v. H. der geleisteten Beiträge zu erstat-
ten. Soweit Beitragsrückstände bestehen, 
ist das WPV zur Verrechnung oder Nach-
forderung berechtigt; § 36 Abs. 3 Satz 5 
findet entsprechende Anwendung. Der Er-
stattungsbetrag mindert sich um Leistun-
gen, die an das bisherige Mitglied erbracht 
worden sind. Der Gegenwert von im Rah-
men eines Versorgungsausgleichs gemäß 
§ 22 übertragenen Anwartschaften wird 
in entsprechender Anwendung von § 22 
Abs. 6 Satz 4 ermittelt und von dem Erstat-
tungsbetrag abgezogen. Die Erstattung er-
folgt nicht vor Ablauf von 2 Jahren nach 
Ausscheiden aus dem WPV.
 (2) Endet eine nach § 8 Abs. 3 begrün-
dete Mitgliedschaft gemäß § 9 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 4, sind 60 v.H. der bisher geleisteten 
Beiträge zu erstatten. Den Hinterbliebenen 
(§§ 16 bis 18) von Mitgliedern, die vor Ab-
lauf der Wartezeit nach § 16 Abs. 2 Satz 2 
versterben, werden auf Antrag 60 v.H. der 

bisher entrichteten Beiträge erstattet. Ab-
satz 1 gilt entsprechend.
 (3) Während eines rechtshängigen Ehe-
scheidungsverfahrens ruht abweichend 
von Absatz 1 und 2 die Erstattungsver-
pflichtung bis zur Rechtskraft der Entschei-
dung über den Versorgungsausgleich.
 (4) Die Anwartschaft erlischt mit der 
Zahlung des Erstattungsbetrages.
 (5) Eine Verzinsung der zu erstattenden 
Beiträge findet nicht statt.

§ 21
Überleitung von Beiträgen

zwischen Versorgungsträgern
Im Rahmen eines Überleitungsabkommens 
können ganz oder teilweise Beiträge über-
geleitet werden. Von einem anderen Ver-
sorgungsträger auf das WPV übergeleitete 
Beiträge sind so zu behandeln, als wären 
sie von Anfang an und unmittelbar an das 
WPV geleistet worden. Das Nähere regelt 
das Überleitungsabkommen.

§ 22
Versorgungsausgleich

(1) Ist ein Mitglied oder ein ehemaliges 
Mitglied gemäß § 11 Abs. 3 in einem Ver-
sorgungsausgleichsverfahren ausgleichs-
pflichtig, findet die interne Teilung statt, 
wenn der Versorgungsausgleich nach dem 
Gesetz über den Versorgungsausgleich 
(VersAusglG) durchgeführt wird. Wer-
den Ehepartner geschieden, die beide Mit-
glied oder ehemaliges Mitglied gemäß § 11 
Abs. 3 des WPV sind, wird die Teilung nur 
in Höhe des Wertunterschiedes nach Ver-
rechnung durchgeführt. Ist die ausgleichs-
berechtigte Person nicht bereits Mitglied, 
wird sie allein durch die interne Teilung 
nicht Mitglied des WPV. 
 (2) Zu Lasten der Rentenanwartschaf-
ten oder Rentenansprüche des ausgleichs-
pflichtigen Mitglieds werden durch das 
Familiengericht für die ausgleichsberech-
tigte Person Rentenanwartschaften im 
WPV begründet. Nach Rechtskraft der Ent-
scheidung über den Versorgungsausgleich 
werden die der nach Satz 1 begründeten 
Anwartschaft zugrundeliegenden monatli-
chen Beitragsfaktoren gemäß § 14 Abs. 4 
ermittelt, von dem Beitragsfaktor gemäß 
§ 14 Abs. 3 des ausgleichspflichtigen Mit-
glieds, wie er sich ohne Berücksichtigung 
des Versorgungsausgleichs ergeben wür-
de, abgezogen und der ausgleichsberech-
tigten Person zugeteilt. Ist Bestandteil der 
Anwartschaft nach Satz 1 ein Vertrauens-
schutzfaktor gemäß § 48 Abs. 2, gilt Satz 2 
entsprechend. 
 (3) Ist die ausgleichsberechtigte Person 
weder Mitglied noch ehemaliges Mitglied 
gemäß § 11 Abs. 3, gelten für die Berech-
nung der Altersrente § 12 Abs. 1, 2, 3 Satz 
2 und Abs. 5 entsprechend, wobei für den 
Zeitpunkt der Inanspruchnahme der Rente 
und die Ermittlung des Demographiefak-
tors das Geburtsjahr und das individuelle 
Renteneintrittsalter der ausgleichsberech-
tigten Person maßgeblich sind. Hat das 
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ausgleichspflichtige Mitglied bei Eintritt 
der Rechtskraft der Entscheidung über den 
Versorgungsausgleich Anspruch auf Rente 
und ist die ausgleichberechtigte Person zu 
diesem Zeitpunkt älter als das ausgleichs-
pflichtige Mitglied bei Rentenbeginn, ist 
der Demographiefaktor nach Maßgabe des 
Geburtsjahres der ausgleichsberechtigten 
Person sowie des Renteneintrittsalters des 
ausgleichspflichtigen Mitglieds, erhöht um 
die Jahre vom Zeitpunkt der Rechtskraft 
der Entscheidung über den Versorgungs-
ausgleich bis zum Rentenbeginn der aus-
gleichsberechtigten Person, zu ermitteln. 
Für die Ermittlung einer zu gewährenden 
Vertrauensschutzrente gilt § 48 Abs. 3 
bis 5 entsprechend, wobei die übertrage-
ne Anwartschaft gemäß § 48 Abs. 5 Satz 
3 wie die Anwartschaft eines Mitglieds zu 
behandeln ist, dessen Beitragspflicht vor 
Eintritt des Rentenfalles geendet hat. An-
sprüche auf Leistungen nach § 11 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 bis 5 erwirbt die ausgleichsbe-
rechtigte Person nicht; ausgenommen hier-
von sind Waisenrentenansprüche gemäß 
§ 18 für gemeinschaftliche Kinder des aus-
gleichspflichtigen Mitglieds und der aus-
gleichsberechtigten Person. Der Anspruch 
auf Altersrente erhöht sich um einen Zu-
schlag gemäß Anlage 3; der Demographie-
faktor ist auf die gemäß Anlage 3 erhöhte 
Altersrente anzuwenden.
 (4) Im Übrigen gelten die §§ 32 bis 38 
und §§ 48 bis 52 VersAusglG entsprechend 
mit der Maßgabe, dass Rückzahlungen al-
ler Art unverzinslich erfolgen.
 (5) Ein Mitglied kann durch den Ver-
sorgungsausgleich und die für die Ehezeit 
gezahlten Beiträge keine höheren Renten-
anwartschaften erwerben, als wären für 
die Ehezeit 250 v. H. des jeweiligen Regel-
pflichtbeitrages (§ 27) gezahlt worden.
 (6) Ein Mitglied kann die durch den Ver-
sorgungsausgleich eingetretene Minderung 
seiner Rentenanwartschaften oder Renten-
ansprüche ganz oder teilweise durch Son-
derzahlungen ausgleichen. Diese sind in-
nerhalb einer Ausschlussfrist von fünf 
Kalenderjahren ab Rechtskraft der Ent-
scheidung über den Versorgungsausgleich 
zu leisten, spätestens bis zum Eintritt des 
Versorgungsfalles. Hat das Mitglied bereits 
bei Rechtskraft der Entscheidung über den 
Versorgungsausgleich Rentenleistungen 
bezogen, so können Sonderzahlungen ab-
weichend von Satz 2 nur in dem Fall er-
bracht werden, dass das Mitglied innerhalb 
der vorgenannten Ausschlussfrist wieder 
beitragspflichtig wird. Die Höhe der Son-
derzahlungen errechnet sich, indem das 
Produkt von übertragener Anwartschaft 
und Jahresregelpflichtbeitrag bei Zah-
lungseingang durch das Produkt aus der 
Steigerungszahl bei Zahlungseingang und 
dem Rentensteigerungsbetrag bei Ehezei-
tende, angepasst nach Maßgabe des De-
mographiefaktors, der für die Berechnung 
der übertragenen Anwartschaft verwendet 
wurde, geteilt wird. Sonderzahlungen sind 
als solche zu kennzeichnen; sie dürfen im 

Einzelfall einen Regelpflichtbeitrag (§ 27) 
nicht unterschreiten. Sonderzahlungen 
können nur geleistet werden, sofern keine 
Beitragsrückstände bestehen.
 (7) Findet gemäß § 48 VersAusglG das 
am 31. August 2009 geltende materielle 
Recht und Verfahrensrecht in einem Ver-
sorgungsausgleichsverfahren Anwendung, 
ist § 22 in seiner am 31. August 2009 gülti-
gen Fassung anwendbar.

§ 23
Kapitalabfindung

(1) Witwen oder Witwer, die Anspruch 
auf Hinterbliebenenrente (§ 17) haben und 
wieder heiraten, erhalten auf Antrag fol-
gende Kapitalabfindung:
 1. Bei Wiederverheiratung vor Vollen-
dung des 35. Lebensjahres das 60fache ih-
rer zuletzt bezogenen Monatsrente.
 2. Bei Wiederverheiratung bis zum voll-
endeten 45. Lebensjahr das 48fache ihrer 
zuletzt bezogenen Monatsrente.
 3. Bei Wiederverheiratung nach Vollen-
dung des 45. Lebensjahres das 36fache ih-
rer zuletzt bezogenen Monatsrente.
Mit der Zahlung der Kapitalabfindung er-
lischt der Anspruch auf Hinterbliebenen-
rente.
 (2) Der Antrag auf Kapitalabfindung 
nach Absatz 1 kann nur innerhalb einer 
Ausschlussfrist von sechs Monaten nach 
der Eheschließung gestellt werden und 
wirkt auf den Tag der Eheschließung zu-
rück; die seitdem gezahlte Rente ist auf die 
Abfindung anzurechnen.
 (3) Auf Antrag des Berechtigten werden 
Renten, die bei Antragstellung einen Mo-
natsbetrag in Höhe von 1 v. H. der im Lan-
de Nordrhein–Westfalen geltenden mo-
natlichen Bezugsgröße nach § 18 SGB IV 
unterschreiten, nach versicherungsmathe-
matischen Grundsätzen abgefunden und 
erlöschen mit der Zahlung der Abfindung.

§ 24
(weggefallen)

§ 25
Mitwirkungspflichten und  

Obliegenheiten
(1) Wer Leistungen beantragt oder erhält, 
hat
 1. alle Tatsachen anzugeben, die für die 
Leistung erheblich sind, und auf Verlangen 
des WPV der Erteilung der erforderlichen 
Auskünfte durch Dritte zuzustimmen,
 2. Änderungen in den Verhältnissen, 
die für die Leistung erheblich sind oder 
über die im Zusammenhang mit der Leis-
tung Erklärungen abgegeben worden sind, 
unverzüglich mitzuteilen,
 3. Beweismittel zu bezeichnen und auf 
Verlangen des WPV Beweisurkunden vor-
zulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen.
 (2) Wer Leistungen beantragt oder er-
hält, soll sich auf Verlangen des WPV ärzt-
lichen Untersuchungsmaßnahmen unter-
ziehen, soweit diese für die Entscheidung 
über die Leistung erforderlich sind.

 (3) Wer wegen Krankheit oder Behinde-
rung Leistungen beantragt oder erhält, soll 
sich auf Verlangen des WPV einer Heilbe-
handlung unterziehen, wenn zu erwarten 
ist, dass sie eine Besserung seines Gesund-
heitszustandes herbeiführen oder eine Ver-
schlechterung verhindern wird.
 (4) Die Obliegenheiten nach Absatz 2 
und 3 bestehen nicht, soweit
 1. ihre Erfüllung nicht in einem ange-
messenen Verhältnis zu der in Anspruch 
genommenen Leistung steht oder
 2. ihre Erfüllung dem Betroffenen aus 
einem wichtigen Grund nicht zugemutet 
werden kann oder
 3. das WPV sich durch einen geringeren 
Aufwand als das Mitglied oder der sonsti-
ge Leistungsberechtigte die erforderlichen 
Kenntnisse selbst beschaffen kann.
 (5) Untersuchungen und Behandlun-
gen, bei denen im Einzelfall ein Schaden 
für Leben und Gesundheit nicht mit ho-
her Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen 
werden kann oder die mit erheblichen 
Schmerzen verbunden sind oder die einen 
erheblichen Eingriff in die körperliche Un-
versehrtheit bedeuten, können abgelehnt 
werden.
 (6) Wer einem Verlangen des WPV nach 
Absatz 2 und 3 nachkommt, erhält auf An-
trag Ersatz seiner notwendigen Auslagen 
und seines Verdienstausfalls in angemes-
senem Umfang.
 (7) Kommt derjenige, der eine Leistung 
beantragt oder erhält, seinen Mitwirkungs-
pflichten oder Obliegenheiten nach Absatz 
1 bis 3 nicht nach und wird hierdurch die 
Aufklärung des Sachverhaltes erheblich 
erschwert oder eine Besserung verhindert 
oder unmöglich gemacht oder eine Ver-
schlechterung herbeigeführt, so kann das 
WPV ohne weitere Ermittlungen die Leis-
tung bis zur Nachholung der Mitwirkung 
in dem Umfange versagen oder entziehen, 
in dem die Voraussetzungen nicht nachge-
wiesen oder die Beeinträchtigungen nicht 
verbessert oder verschlechtert werden.
 (8) Die Leistungen dürfen wegen feh-
lender Mitwirkung ganz oder teilweise nur 
versagt oder entzogen werden, nachdem 
der Leistungsberechtigte auf diese Folge 
schriftlich hingewiesen worden ist und er 
seiner Mitwirkungspflicht nicht innerhalb 
einer ihm gesetzten angemessenen Frist 
nachgekommen ist.
 (9) Hat ein Leistungsberechtigter ne-
ben Ansprüchen nach §§ 12, 13, 17 oder 
18 Ansprüche auf Ersatz von Vermögens-
schäden nicht versicherungsrechtlicher 
Art gegen Dritte, so hat er diese Ansprü-
che bis zur Höhe, in der das WPV Leistun-
gen zu gewähren hat, an das WPV abzu-
treten. Gegebenenfalls erstreckt sich die 
Abtretungsverpflichtung nur insoweit, als 
der vom Dritten geschuldete Schadenser-
satz nicht zur vollen Deckung des eigenen 
Schadens des Mitglieds oder eines sons-
tigen Leistungsberechtigten erforderlich 
ist. Die Abtretung kann nicht zum Nach-
teil des Leistungsberechtigten geltend ge-
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macht werden. Gibt der Leistungsberech-
tigte einen solchen Anspruch oder ein der 
Sicherung eines solchen Anspruches die-
nendes Recht ohne Zustimmung des WPV 
auf, so wird das WPV von der Verpflich-
tung zu Leistungen nach §§ 12, 13, 17 und 
18 insoweit frei, als es aus dem Anspruch 
oder dem Recht hätte Ersatz verlangen 
können; Satz 2 gilt entsprechend.

§ 26
Abtretung, Verpfändung, Pfändung

Ansprüche auf Leistungen können we-
der abgetreten noch verpfändet werden. 
Für die Pfändung gilt § 54 SGB I entspre-
chend.

IV. Beiträge

§ 27
Regelpflichtbeitrag

Der monatliche Regelpflichtbeitrag ist 
ein bestimmter Teil (Beitragssatz) der im 
Land Nordrhein-Westfalen geltenden mo-
natlichen Beitragsbemessungsgrenze der 
gesetzlichen Rentenversicherung gemäß 
§§ 159, 160 SGB VI. Der Beitragssatz ent-
spricht dem Beitragssatz der gesetzlichen 
Rentenversicherung, soweit die Vertreter-
versammlung ihn nicht anders festsetzt.

§ 28
Mindestbeitrag

Mitglieder haben, wenn sie nicht ganz von 
der Beitragspflicht befreit sind, mindes-
tens 1/10 des Regelpflichtbeitrages zu ent-
richten.

§ 29
Einkommensabhängiger Beitrag

(1) Für Mitglieder, bei denen die Summe 
von Arbeitseinkommen und Arbeitsentgelt 
die Beitragsbemessungsgrenze gemäß § 27 
Satz 1 nicht erreicht, tritt auf Antrag für 
die Bestimmung des Beitrages an die Stelle 
der Beitragsbemessungsgrenze die Summe 
des jeweils nachgewiesenen Arbeitsein-
kommens und Arbeitsentgeltes. Der An-
trag kann nur bis zum Ende des Geschäfts-
jahres oder innerhalb eines Monats nach 
erstmaliger Beitragsfestsetzung gestellt 
werden. Die Begriffsdefinitionen der §§ 14 
und 15 SGB IV für Arbeitsentgelt und Ar-
beitseinkommen gelten entsprechend. § 28 
bleibt unberührt.
 (2) Der Nachweis von Arbeitseinkom-
men und Arbeitsentgelt wird vorläufig 
durch gewissenhafte Selbsteinschätzung 
des voraussichtlichen Arbeitseinkom-
mens/Arbeitsentgeltes des Beitragszeitrau-
mes und abschließend durch die in Absatz 
3 Satz 2 und 3 genannten Nachweise er-
bracht.
 (3) Einkommensabhängige Beiträge 
werden unter dem Vorbehalt der Nachprü-
fung festgesetzt. Die Mitglieder sind ver-
pflichtet, zum Nachweis des tatsächlichen 
Arbeitseinkommens/Arbeitsentgeltes un-
verzüglich den Einkommensteuerbescheid 
für den Beitragszeitraum vorzulegen. Ein 

Mitglied, das im Verlauf des Beitragszeit-
raums von der Versicherungspflicht in der 
gesetzlichen Rentenversicherung gemäß 
§ 6 Abs. 1 SGB VI befreit war, hat zusätz-
lich die Meldebescheinigung zur Sozial-
versicherung vorzulegen. Sodann wird der 
Beitrag, vorbehaltlich Satz 5, abschließend 
für den Beitragszeitraum festgesetzt. Mit 
Eintritt des Rentenfalles entfällt der Vor-
behalt der Nachprüfung; Beiträge können 
nach Eintritt des Rentenfalles nicht mehr 
geleistet werden.
 (4) Beiträge, die aufgrund einer Beitrags-
festsetzung nach Absatz 3 Satz 4 über den 
Pflichtbeitrag hinaus gezahlt worden sind, 
werden als zusätzliche freiwillige Beiträge 
nach § 34 behandelt oder auf Antrag des 
Mitglieds zinslos erstattet; der Antrag ist 
schriftlich binnen einer Ausschlussfrist 
von sechs Monaten nach Rechtskraft der 
Festsetzung nach Absatz 3 Satz 4 zu stel-
len.
 (5) Auf Antrag tritt für die Bestimmung 
des Beitrages an die Stelle der Beitrags-be-
messungsgrenze gemäß § 27 Satz 1 die Bei-
tragsbemessungsgrenze für das Beitritts-
gebiet (Beitragsbemessungsgrenze Ost) 
gemäß § 228 a SGB VI, wenn die Pflicht-
mitgliedschaft ausschließlich aufgrund ei-
nes Staatsvertrages besteht, in dem die An-
wendung von § 228 a SGB VI vorgesehen 
ist, und die Einnahmen (Arbeitseinkom-
men/Arbeitsentgelt) aus einer Tätigkeit 
oder Beschäftigung im Beitrittsgebiet er-
zielt werden; §§ 28, 35 und 14 Abs. 5 blei-
ben unberührt. Das Mitglied hat die Vor-
aussetzungen von Satz 1 erster Halbsatz 
nachzuweisen; im Übrigen findet Absatz 
2 entsprechende Anwendung. § 29 Abs. 1 
Satz 2 gilt mit der Maßgabe, dass der An-
trag noch im Rahmen der Beitragsfestset-
zung gemäß Absatz 3 Satz 4 gestellt wer-
den kann.

§ 30
Berufsunfähigkeit bei Begründung

der Mitgliedschaft
(1) Die Mitgliedschaft eines Mitglieds, 
das bei Begründung der Mitgliedschaft im 
WPV bereits berufsunfähig ist, ruht, so-
lange die Berufsunfähigkeit andauert. Das 
Mitglied ist zu Beitragszahlungen weder 
berechtigt noch verpflichtet und hat kei-
nen Anspruch auf Leistungen.
 (2) Bei Wegfall der Berufsunfähigkeit 
vor Vollendung des 66. Lebensjahres, der in 
entsprechender Anwendung von § 13 Abs. 
5 festzustellen ist, hat das Mitglied Beiträge 
nach Maßgabe der Satzung zu zahlen. Ein 
Leistungsanspruch auf Berufsunfähigkeits-
rente und Hinterbliebenenrente entsteht ab-
weichend von § 13 Abs. 1 oder § 16 Abs. 2 
Satz 1 nach einer Wartezeit von 2 Versiche-
rungsjahren i.S.v. § 14 Abs. 3 Satz 2 nach 
Wegfall der Berufsunfähigkeit.

§ 31
Beitragsbefreiung bzw. -ermäßigung

(1) Auf Antrag wird ganz oder teilweise 
von der Beitragspflicht befreit, wer

 1. aufgrund einer durch Gesetz ange-
ordneten oder auf Gesetz beruhenden Ver-
pflichtung Mitglied einer am 23. Juli 1993 
bereits bestehenden öffentlich-rechtlichen 
Versicherungs- oder Versorgungseinrich-
tung seiner Berufsgruppe mit Sitz im Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum ist;
 2. aufgrund eines öffentlich-rechtlichen 
ständigen Dienstverhältnisses Anspruch 
auf Ruhegeld und Hinterbliebenenversor-
gung nach beamtenrechtlichen Grundsät-
zen hat.
 Soweit keine vollständige Befreiung er-
folgt, ist mindestens der Beitrag nach § 28 
zu entrichten.
 (2) Die Befreiung nach Absatz 1 wirkt 
vom Vorliegen der Befreiungsvorausset-
zungen an, wenn sie innerhalb von sechs 
Monaten nach Eintritt der Voraussetzun-
gen beantragt wird, sonst ab dem ersten 
Tag des Monats, in dem der Antrag eingeht. 
Die Voraussetzungen sind nachzuweisen. 
Eine vollständige Beitragsbefreiung führt 
zum Ruhen aller Mitgliedschaftsrechte im 
WPV.
 (3) Mitglieder, die nicht von der Versi-
cherungspflicht in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung gemäß § 6 Abs. 1 SGB VI 
befreit sind, werden auf Antrag einkom-
mens-unabhängig im Umfang von 2,5/10 
des Regelpflichtbeitrages von der Bei-
tragspflicht befreit. § 29 Abs. 1 Satz 2 so-
wie § 46 Abs. 5 finden entsprechende An-
wendung. Wurde der Beitrag zunächst 
einkommensabhängig gemäß § 29 Abs. 1 
festgesetzt, kann die Befreiung nach Satz 
1 beantragt werden, bis die abschließende 
Beitrags-festsetzung nach § 29 Abs. 3 Satz 
4 für das jeweilige Kalenderjahr bestands-
kräftig ist.
 (4) Mitglieder, die ihre Mitgliedschaft 
gemäß § 9 Abs. 2 fortsetzen, werden auf 
Antrag teilweise von der Beitragspflicht 
befreit, sofern sie beitragspflichtiges 
Pflichtmitglied einer anderen öffentlich-
rechtlichen Versicherungs- oder Versor-
gungseinrichtung ihrer Berufsgruppe sind. 
§ 28 bleibt unberührt. Absatz 2 findet ent-
sprechende Anwendung.
 (5) Mitglieder, deren Mitgliedschafts-
rechte nach Absatz 2 Satz 3 ruhen, kön-
nen vor Vollendung des 66. Lebensjahres 
durch schriftliche Erklärung auf die Befrei-
ung mit Wirkung von Beginn des nächsten 
Monats an verzichten. Dieser Verzichtser-
klärung kann vom Vorstand nur stattge-
geben werden, wenn eine Untersuchung 
über den Gesundheitszustand durch den 
Vertrauensarzt des WPV auf Kosten des 
Antragstellers zu Bedenken keinen Anlass 
gibt. Liegen bei Mitgliedern, deren Mit-
gliedschaftsrechte ruhen, bei Vollendung 
des 67. Lebensjahres die Wartezeitvoraus-
setzungen für die Gewährung einer Alters-
rente nach § 12 Abs. 4 nicht vor, werden 
60 % der geleisteten Beiträge ohne Antrag 
erstattet; § 20 Abs. 1, 3, 4 und 5 gelten ent-
sprechend. Die Beitragserstattung wird 
durch Bescheid festgestellt.
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§ 32
Beitrag bei  

Rentenversicherungspflicht
(1) Mitglieder, die Pflichtbeiträge zur ge-
setzlichen Rentenversicherung entrichten, 
leisten auf Antrag nur für ihr Arbeitsein-
kommen Pflichtbeiträge zum WPV. So-
weit das Arbeitseinkommen zusammen 
mit dem Arbeitsentgelt die Beitragsbe-
messungsgrenze nach §§ 159, 160 SGB VI 
übersteigt, bleiben die über die Beitragsbe-
messungsgrenze hinausreichenden Beträge 
unberücksichtigt. § 28 bleibt unberührt.
 (2) Absatz 1 findet entsprechende An-
wendung auf in der gesetzlichen Renten-
versicherung pflichtversicherte Mitglieder, 
die eine Befreiung von der Versicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung nicht über die Mitgliedschaft im 
WPV, wohl aber über die Mitgliedschaft in 
einer anderen öffentlich-rechtlichen Ver-
sicherungs- oder Versorgungseinrichtung 
ihrer Berufsgruppe erlangen können.

§ 33
Besondere Beiträge

(1) Mitglieder, die Ansprüche gegen einen 
Träger der sozialen Sicherheit (z. B. Bun-
desagentur für Arbeit, Träger von Rehabi-
litationsmaßnahmen, Pflegekasse) haben, 
leisten während dieser Zeit Beiträge in 
der Höhe, in der Beiträge von diesem Leis-
tungsträger gezahlt werden. § 28 bleibt un-
berührt.
 (2) Mitglieder, die 
 1. gemäß § 6 Abs. 1 SGB VI von der 
gesetzlichen Rentenversicherungspflicht 
befreit sind, leisten während des Wehr-
dienstes einen Beitrag in Höhe des jeweils 
gültigen höchsten Pflichtbeitrages zur ge-
setzlichen Rentenversicherung,
 2. nicht gemäß § 6 Abs. 1 SGB VI von der 
gesetzlichen Rentenversicherungspflicht 
befreit sind, leisten einen Beitrag in Höhe 
von 40 v. H. des jeweiligen gesetzlichen 
Rentenversicherungsbeitrages, höchstens 
jedoch einen Beitrag in der Höhe, in der 
ihnen während der Wehrpflichtzeit Bei-
träge von dritter Seite zu gewähren sind. 
Entsprechendes gilt für den zivilen Ersatz-
dienst, den Pflichtdienst im zivilen Bevöl-
kerungsschutz oder einen gleichgestellten 
Dienst. § 28 bleibt unberührt.

§ 34
Zusätzliche freiwillige Beiträge

(1) Es können zusätzliche freiwillige 
Beiträge entrichtet werden, sofern kei-
ne Pflichtbeiträge rückständig sind; § 36 
Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend.
 (2) Zusätzliche freiwillige Beiträge dür-
fen zusammen mit den Pflichtbeiträgen 
250 v.H. des Regelpflichtbeitrages (§ 27) 
nicht überschreiten; § 21 bleibt unberührt.
 (3) Zusätzliche freiwillige Beiträge blei-
ben bei Eintritt von Leistungsfällen gemäß 
§ 11 Abs. 1 Nr. 2 und 3 innerhalb der ers-
ten 24 Monate der Beitragspflicht bei der 
Rentenberechnung außer Betracht. Zu-
sätzliche freiwillige Beiträge, die gemäß 

Satz 1 außer Betracht geblieben sind, wer-
den dem Mitglied oder den Erben erstat-
tet; Rückzahlungsbeträge werden mit dem 
Rechnungszinssatz verzinst, der bei Ein-
tritt des Leistungsfalles nach Satz 1 im 
technischen Geschäftsplan festgelegt ist.
 (4) Zusätzliche freiwillige Beiträge 
können nur innerhalb des laufenden Ge-
schäftsjahres entrichtet werden. Sie sind 
nach Schluss des Geschäftsjahres, in dem 
sie entrichtet werden, auf später fällige 
Pflichtbeiträge nicht verrechenbar.

§ 35
Beitrag bei Befreiung von der  
Rentenversicherungspflicht

Ein Mitglied, das von der Versicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung gemäß § 6 Abs. 1 SGB VI befreit 
ist, hat abweichend von §§ 27, 29 mindes-
tens den Beitrag zu entrichten, der gemäß 
§§ 157 bis 160 SGB VI in der jeweils gel-
tenden Fassung an die gesetzliche Renten-
versicherung zu entrichten wäre.

§ 36
Beitragsverfahren

(1) Die Beiträge sind Monatsbeiträge. Die 
Pflichtbeiträge sind am 15. Kalendertag 
des Monats fällig. Bei Mitgliedern, die am 
Lastschriftverfahren teilnehmen, erfolgt 
der Beitragseinzug nicht vor dem 25. Ka-
lendertag des Monats. Die Beitragspflicht 
beginnt mit dem Kalendermonat, der dem 
Tag der Erlangung der Mitgliedschaft 
folgt.
 (2) Bei Mitgliedern, die nach § 6 Abs. 1 
SGB VI von der Versicherungspflicht in 
der gesetzlichen Rentenversicherung be-
freit sind, beginnt die Beitragspflicht zum 
WPV spätestens mit dem Tag, an dem die 
Befreiung von der Versicherungspflicht in 
der gesetzlichen Rentenversicherung wirk-
sam wird; § 28 findet keine Anwendung. 
Bei Mitgliedern, die vor Beginn der Mit-
gliedschaft im WPV Mitglied einer ande-
ren öffentlichrechtlichen Versicherungs 
oder Versorgungseinrichtung waren, be-
ginnt die Beitragspflicht an dem auf den 
Tag der Begründung der Mitgliedschaft im 
WPV folgenden Kalendertag; § 28 findet 
keine Anwendung.
 (3) Bei Beendigung der Mitgliedschaft 
durch Tod des Mitglieds (§ 9 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 1) endet die Beitragspflicht mit dem 
letzten Tag des Kalendermonats, der dem 
Tag des Todes vorausgeht; in dem Kalen-
dermonat des Todes gezahlte Beiträge wer-
den den Erben zinslos erstattet. Bei Berufs-
unfähigkeit endet die Beitragspflicht mit 
dem letzten Tag des Kalendermonats, der 
der Erfüllung der Voraussetzungen von 
§ 13 Abs. 1 Nr. 1 vorausgeht; nach diesem 
Zeitpunkt gezahlte Beiträge werden zins-
los erstattet. Bei Wegfall der Voraussetzun-
gen von § 13 Abs. 1 Nr. 1 ist das Mitglied 
verpflichtet, mit Beginn des folgenden Ka-
lendermonats wieder Beiträge zu leisten, 
wenn die Mitgliedschaft fortbesteht. Bei 
Mitgliedern, die nach § 9 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 2, Abs. 3 oder Abs. 4 aus dem WPV 
ausscheiden, endet die Beitragspflicht mit 
dem Tag des Ausscheidens. Nach diesem 
Zeitpunkt können Beiträge nicht mehr ge-
leistet werden; ausgenommen hiervon sind 
rückständige Beiträge von Mitgliedern, die 
von der Versicherungspflicht in der ge-
setzlichen Rentenversicherung gemäß § 6 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI befreit sind; Ab-
satz 5 Satz 2 gilt entsprechend.
 (4) Beitragsrückstände werden gemäß 
§ 366 Abs. 2 BGB getilgt. Das Bestimmungs-
recht des Schuldners entfällt. Besteht am 
Ende des Geschäftsjahres ein Beitragsrück-
stand, so ist ein im Laufe des Geschäftsjah-
res entrichteter freiwilliger Beitrag auf die-
sen Rückstand zu verrechnen.
 (5) Nach Eintritt des Rentenfalles kön-
nen Beiträge nicht mehr geleistet werden. 
Dies gilt nicht für rückständige Pflichtbei-
träge, die nach Befreiung gemäß § 6 Abs. 
1 SGB VI erstattet oder von Dritten gemäß 
§ 33 entrichtet sowie für Beiträge, die auf 
der Grundlage eines Überleitungsabkom-
mens übergeleitet werden oder nach dem 
Tag der Beitragsüberleitung noch an den 
anderen Versorgungsträger entrichtet wur-
den; § 37 Abs. 4 bleibt unberührt.
 (6) Auf Beiträge, die am Ende eines Ka-
lendermonats im Rückstand sind, soll je-
weils ein Säumniszuschlag in Höhe von 
1 v. H. der rückständigen Beiträge erho-
ben werden; der Vorstand beschließt dazu 
Richtlinien. Wird die Festsetzung eines 
Beitrages aufgehoben oder geändert, blei-
ben die bis dahin festgesetzten Säumnis-
zuschläge unberührt. Das Mitglied hat die 
durch die Einziehung der Beiträge entstan-
denen Kosten zu tragen. Säumniszuschlag 
und Kosten werden entsprechend § 367 
Abs. 1 BGB getilgt. Das Bestimmungsrecht 
des Schuldners entfällt. Bis zum Ende der 
Mitgliedschaft nicht gezahlte Nebenforde-
rungen werden nach erfolglosem Ablauf 
einer dem ehemaligen Mitglied gesetzten 
angemessenen Zahlungsfrist mit den zu-
letzt entrichteten Beiträgen zu Lasten der 
Rentenanwartschaften verrechnet.
 (7) Rückständige Beiträge und Neben-
forderungen werden aufgrund eines Bei-
tragsbescheides, der den Rückstand bezif-
fert, beigetrieben, die Beiträge jedoch nur 
bis zum Eintritt des Rentenfalles.
 (8) Das WPV kann zur Tilgung von Bei-
tragsrückständen Absprachen unter Ver-
einbarung von Stundungszinsen treffen 
und in besonderen Härtefällen Beitrags-
rückstände, Beitragsforderungen sowie 
Nebenforderungen niederschlagen; der 
Vorstand beschließt dazu Richtlinien.

V. Nachversicherung

§ 37
Nachversicherung

(1) Wird ein Antrag auf Durchführung der 
Nachversicherung gemäß § 186 SGB VI ge-
stellt, wird die Nachversicherung entspre-
chend den nachfolgenden Bestimmungen 
durchgeführt.
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 (2) Mitglieder, deren Mitgliedschaft im 
WPV spätestens beim Ausscheiden aus 
der für die Nachversicherung maßgeben-
den Beschäftigung kraft Gesetzes begrün-
det war oder innerhalb eines Jahres nach 
dem Ausscheiden aus der für die Nachver-
sicherung maßgebenden Beschäftigung be-
gründet wird, können nachversichert wer-
den.
 (3) Der Antrag auf Durchführung der 
Nachversicherung ist innerhalb eines Jah-
res nach dem Ausscheiden aus der für die 
Nachversicherung maßgebenden Beschäf-
tigung zu stellen.
 (4) Das WPV nimmt die Nachversiche-
rungsbeiträge entgegen und behandelt die-
se, als ob sie als Beiträge rechtzeitig in der 
Zeit entrichtet worden wären, für die die 
Nachversicherung durchgeführt wird. Die 
Zuschläge nach § 181 Abs. 4 SGB VI führen 
nicht zur Erhöhung der persönlichen An-
wartschaft. Die während der Nachversiche-
rungszeit tatsächlich entrichteten Beiträ-
ge gelten als zusätzliche Beiträge im Sinne 
des § 34 oder werden – soweit die Grenzen 
nach § 34 Abs. 2 überschritten wird – auf 
Antrag ohne Zinsen zurückerstattet.
 (5) Der Nachversicherte gilt rückwir-
kend zum Zeitpunkt des Beginns der 
Nachversicherungszeit auch dann als Mit-
glied kraft Gesetzes beim WPV, wenn die 
Mitgliedschaft beim WPV erst innerhalb 
eines Jahres nach dem Ausscheiden aus 
der für die Nachversicherung maßgeben-
den Beschäftigung begründet wird.
(6) Eine Nachversicherung kann nach Ein-
tritt des Versorgungsfalles nicht mehr be-
antragt werden.

VI. Finanzierung, Verwendung der  
Mittel und Rechnungslegung

§ 38
Finanzierung, Verwendung der  

Mittel, Vermögensanlage
(1) Das WPV bildet nach versicherungsma-
thematischen Grundsätzen eine Deckungs-
rückstellung. Diese ist nach dem Offe-
nen Deckungsplanverfahren zu ermitteln 
als Differenz zwischen dem Barwert aller 
künftigen Leistungen und dem Barwert der 
künftigen Einnahmen unter Einbeziehung 
eines dauerhaften künftigen Zuganges.
 (2) Die Mittel des WPV dürfen nur für 
satzungsgemäße Leistungen, notwendige 
Verwaltungskosten und sonstige zur Erfül-
lung der Aufgaben des WPV erforderliche 
Aufwendungen sowie zur Bildung erfor-
derlicher Rücklagen und Rückstellungen 
verwendet werden.
 (3) Das gebundene Vermögen des WPV 
ist gemäß § 3 der Verordnung zu § 3 Abs. 2 
Satz 3 VAG NW anzulegen.

§ 39
Rechnungslegung,  

Leistungsverbesserungen
(1) Der Geschäftsführer hat nach Ablauf 
des Geschäftsjahres einen Jahresabschluss 

nebst Lagebericht entsprechend § 4 der 
Verordnung zu § 3 Abs. 2 Satz 3 VAG NW 
aufzustellen. Die in den Jahresabschluss 
einzustellende Deckungsrückstellung ist 
durch einen versicherungsmathemati-
schen Sachverständigen im Rahmen eines 
Gutachtens zu errechnen.
 (2) Zur Deckung von Fehlbeträgen 
ist eine Verlustrücklage zu bilden. Die-
ser Rücklage sind die sich nach der ver-
sicherungstechnischen Bilanz errech-
nenden Überschüsse zuzuführen, bis sie 
mindestens 5 v. H. und höchstens 10 v. H. 
der Deckungsrückstellung (Sollbetrag der 
Verlustrücklage) erreicht oder nach In-
anspruchnahme wieder erreicht hat; der 
Sollbetrag wird durch die Vertreterver-
sammlung auf Vorschlag des Vorstandes 
festgelegt. Der sich darüber hinaus erge-
bende Überschuss ist der Rückstellung für 
satzungsgemäße Überschussbeteiligung 
zuzuführen, die – soweit sie nicht zur De-
ckung eines Fehlbetrages heranzuziehen 
ist – nur zur Verbesserung der Versor-
gungsleistungen zu verwenden ist.
 (3) Eine Verbesserung der Versorgungs-
leistungen ist durchzuführen, wenn sie zu 
nennenswerten Ergebnissen führt. Über 
die Anpassung der laufenden Renten so-
wie jede andere Leistungsverbesserung 
entscheidet auf Vorschlag des Vorstandes 
die Vertreterversammlung. Die Beschlüs-
se nach Satz 2 bedürfen der Genehmigung 
der Versicherungsaufsichtsbehörde.
 (4) Ein sich ergebender Fehlbetrag ist 
aus der Verlustrücklage und soweit diese 
nicht ausreicht aus der Rückstellung für 
satzungsgemäße Überschussbeteiligung zu 
decken. Ein danach verbleibender Bilanz-
verlust ist durch Herabsetzung der Leis-
tungen oder durch Erhöhung der Beiträge 
oder durch beide Maßnahmen auszuglei-
chen; die Entscheidung trifft die Vertreter-
versammlung auf Vorschlag des Vorstan-
des; Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend.

VII. Verfahren

§ 40
Rechtsweg

(1) Die Bescheide des WPV sind im Ver-
waltungsrechtsweg anfechtbar.
 (2) Vor einer verwaltungsgerichtlichen 
Klage ist gegen den Bescheid des WPV Wi-
derspruch zu erheben.
 (3) Über den Widerspruch entscheidet 
der gemäß § 41 zuständige Widerspruchs-
ausschuss.

§ 41
Widerspruchsausschüsse

(1) Der Widerspruchsausschuss ist besetzt 
mit zwei Mitgliedern der Vertreterver-
sammlung und einem Mitglied des Vor-
standes. Die Tätigkeit als Mitglied des Wi-
derspruchsausschusses ist ehrenamtlich.
 (2) Die Mitglieder des Widerspruchs-
ausschusses werden, soweit sie der Vertre-
terversammlung angehören, von dieser für 

die jeweilige Wahlperiode der Vertreterver-
sammlung berufen. Das Nähere regelt die 
Geschäftsordnung der Vertreterversamm-
lung. Das Mitglied des Vorstandes wird vom 
Vorstand für die Wahlzeit des Vorstandes in 
den Widerspruchsausschuss berufen.
 (3) Der Vorstand kann bis zu zwei Stell-
vertreter, die Vertreterversammlung kann 
bis zu vier Stellvertreter berufen. Ist ein 
Ausschussmitglied verhindert, so werden 
die Stellvertreter in der vom Vorstand fest-
gelegten Reihenfolge tätig.
 (4) Der Widerspruchsausschuss ent-
scheidet mit der Mehrheit der ihm ange-
hörenden Mitglieder und ist mit einfacher 
Mehrheit beschlussfähig. Beschlüsse kön-
nen auch im schriftlichen Verfahren ge-
fasst werden, wenn dem alle Mitglieder 
zustimmen. Der Geschäftsführer gehört 
dem Widerspruchsausschuss mit beraten-
der Stimme an.
 (5) Im Bedarfsfalle können sowohl für 
den Beitrags- als auch für den Leistungs-
bereich mehrere Widerspruchsausschüsse 
gebildet werden.

§ 42
Informationspflicht

Dem WPV obliegt die allgemeine Aufklä-
rung seiner Mitglieder und der sonstigen 
Leistungsberechtigten über deren Rechte 
und Pflichten.

§ 43
Auskunfts- und Mitteilungspflicht

(1) Mitglieder und sonstige Leistungsbe-
rechtigte sind verpflichtet, dem WPV die 
Auskünfte zu erteilen, die für die Feststel-
lung der Mitgliedschaft sowie von Art und 
Umfang der Beitragspflicht oder der Ver-
sorgungsleistungen erforderlich sind.
 (2) Wohnsitzwechsel und sonstige Ver-
änderungen, die für die Feststellungen 
nach Absatz 1 erheblich sind, sind dem 
WPV unaufgefordert mitzuteilen.

§ 44
Bekanntmachung

Bekanntmachungen des WPV erfolgen, so-
weit das WPVG NW, Staatsverträge über 
den Beitritt eines Bundeslandes zum WPV 
oder die Satzung nichts anderes bestim-
men, in dem Mitteilungsblatt der Wirt-
schaftsprüferkammer (WPK Magazin, 
ehemals Wirtschaftsprüferkammer-Mittei-
lungen). Satzung und Satzungsänderun-
gen treten, wenn kein anderer Zeitpunkt 
bestimmt ist, am 1. Tag des Monats in 
Kraft, der auf das Erscheinen des Mittei-
lungsblatts der Wirtschaftsprüferkammer 
(WPK Magazin) folgt.

§ 45
Erfüllungsort, Gerichtsstand

Erfüllungsort und Gerichtsstand ist Düs-
seldorf.
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VIII. Übergangsbestimmungen

§ 46
Befreiung von der Mitgliedschaft und  

Ermäßigung der Beitragspflicht
(1) Wer bei Errichtung des WPV oder bei 
Inkrafttreten eines Staatsvertrages über 
den Beitritt eines Bundeslandes zum WPV 
die Voraussetzungen von § 8 Abs. 1 erfüllt 
und zu diesem Zeitpunkt das 45. Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat, wird auf An-
trag ganz oder teilweise von der Beitrags-
pflicht nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 
befreit. Durch eine volle Beitragsbefreiung 
wird die Mitgliedschaft beendet.
 (2) Ohne Nachweis eines anderweitigen 
Befreiungstatbestandes erfolgt die Befrei-
ung von der Beitragspflicht einkommen-
sunabhängig bis zur Hälfte des Regel-
pflichtbeitrages gemäß § 27.
 (3) Einkommensunabhängig erfolgt eine 
über den Umfang nach Absatz 2 hinausge-
hende Befreiung bis auf 4/10 oder 3/10 des 
Regelpflichtbeitrages gemäß § 27 oder eine 
volle Befreiung, wenn das Bestehen einer 
ausreichenden anderweitigen Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung innerhalb ei-
ner Frist von sechs Monaten nach Inkraft-
treten dieser Satzung nach Grund und 
Höhe nachgewiesen wird.
 (4) Als ausreichende anderweitige Ver-
sorgung im Sinne von Absatz 3 gelten die 
Pflichtversicherung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung, der Anspruch auf Ru-
hegeld und Hinterbliebenenversorgung 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen auf-
grund eines öffentlich-rechtlichen ständi-
gen Dienstverhältnisses, die Mitgliedschaft 
in einer anderen öffentlichrechtlichen Ver-
sicherungs- oder Versorgungseinrichtung 
einer Berufsgruppe oder der Nachweis von 
180 mit Beiträgen belegten Monaten in der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Daneben 
kommen als anderweitige Versorgung ins-
besondere folgende in ihrer Wirkung ku-
mulierbare Tatbestände in Betracht: 
 1. Nettovermögenserträge, ermittelt 
nach steuerlichen Grundsätzen auf den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Satzung, 
mindestens in Höhe der Anwartschaft auf 
Berufsunfähigkeitsrente, wie sie ohne Be-
freiung bestehen würde, wenn der halbe 
Regelpflichtbeitrag (§ 27) entrichtet wor-
den wäre, erfüllen die Voraussetzungen 
für eine volle Befreiung; als Nettovermö-
gensertrag gilt die Summe der Einkünfte 
aus Einkunftsarten, die als Vermögensnut-
zung anzusehen sind.
 2. Eine Kapitalversicherung auf den 
Todes- und Erlebensfall oder eine priva-
te Leibrentenversicherung über eine auf-
geschobene Leibrente, für die der Beginn 
spätestens auf den Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Satzung abgestellt ist und 
für die das Endalter im Erlebensfall frü-
hestens auf das 60. Lebensjahr und höchs-
tens auf das 68. Lebensjahr abgeschlossen 
ist. Für diese Versicherung muss spätes-
tens innerhalb von sechs Monaten nach 
Inkrafttreten dieser Satzung der Antrag auf 

Abschluss gestellt und von der Versiche-
rungsgesellschaft angenommen sein. Im 
Übrigen muss die Versicherung bis zum 
Ablauf der genannten Frist eingelöst oder 
von der Versicherungsgesellschaft unein-
geschränkte Deckungszusage erteilt sein. 
Die Versicherung darf nicht beliehen oder 
verpfändet sein. Die Voraussetzungen für 
eine volle Befreiung sind erfüllt, wenn der 
Beitrag 5/10 des Regelpflichtbeitrages gem. 
§ 27 zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ser Satzung erreicht.
 (5) Mitglieder, deren Pflichtbeitrag nach 
Absatz 1 bis 3 ermäßigt ist, können jederzeit 
auf diese Ermäßigung verzichten und ent-
richten fortan Beiträge gemäß §§ 27 bis 35.
 (6) Ein Befreiungsantrag kann nur be-
rücksichtigt werden, wenn er schriftlich 
spätestens innerhalb einer Ausschluss-
frist von 6 Monaten nach Inkrafttreten die-
ser Satzung beim WPV eingegangen ist. 
Die Befreiung erfolgt mit Wirkung auf den 
Zeitpunkt, in dem die Voraussetzungen er-
füllt werden.

§ 47
Beitragsgestaltung für Mitglieder  

kraft Antrags
Mitglieder des WPV nach § 8 Abs. 3 ent-
richten auf Antrag abweichend von §§ 27 
und 29 einkommensunabhängig nur einen 
verminderten Beitrag, der vom Mitglied 
zwischen 3/10 und 9/10 des Regelpflicht-
beitrages festgelegt werden kann. Der An-
trag muss dem WPV mit der Beitrittserklä-
rung nach § 8 Abs. 3 zugehen.

§ 48
Übergangsregelungen

(1) Für alle Mitglieder, die am 31. De-
zember 2004 beitragspflichtig waren oder 
eine Anwartschaft hatten, wird bezogen 
auf den 1. Januar 2005 eine Vergleichsbe-
rechnung durchgeführt. Hierfür wird un-
ter Verwendung des Rentensteigerungs-
betrages von 78,50 ¤ die Altersrente nach 
§ 12 Abs. 1 i. V. m. § 14 auf der Grundlage 
des am 1. Januar 2005 und des ab 1. Januar 
2006 geltenden Satzungsrechts berechnet. 
§ 14 Abs. 6 der am 1. Januar 2005 gelten-
den Satzung (altes Recht) bzw. § 14 Abs. 9 
der am 1. Januar 2006 geltenden Satzung 
(neues Recht) finden keine Anwendung. 
Bei Mitgliedern, die am 31. Dezember 
2004 beitragspflichtig waren, wird für die 
Hochrechnung ab dem 1. Januar 2005 bis 
zum 65. Lebensjahr der persönliche durch-
schnittliche Beitragsquotient zum 31. De-
zember 2004 oder, wenn dieser höher ist, 
der persönliche durchschnittliche Bei-
tragsquotient für 2004 zugrunde gelegt. 
Der persönliche durchschnittliche Bei-
tragsquotient für 2004 ist der Quotient aus 
der Summe der im Jahr 2004 erworbenen 
persönlichen Beitragsquotienten und der 
Summe der Monate in 2004, in denen eine 
Beitragspflicht im WPV bestand; Überlei-
tungen und Nachversicherungen werden 
nicht, Teile eines Monats werden anteilig 
berücksichtigt.

 (2) Übersteigt die nach altem Recht er-
mittelte Altersrente die Altersrente nach 
neuem Recht, wird der Unterschiedsbetrag 
festgestellt und ein Vertrauensschutzfak-
tor berechnet, indem der Unterschiedsbe-
trag zum Rentensteigerungsbetrag ins Ver-
hältnis gesetzt wird.
 (3) Die Altersrente wird um eine Ver-
trauensschutzrente erhöht. Diese errechnet 
sich als Produkt aus dem Vertrauensschutz-
faktor und dem Rentensteigerungsbetrag 
gemäß § 14 Abs. 2 im Jahre des Eintritts 
des Rentenfalles.
 (4) Bei vorgezogener Altersrente nach 
§ 12 Abs. 2 mindert sich die Vertrauens-
schutzrente. Die Minderung beträgt bei Be-
ginn der Altersrente mit Vollendung des
 65. Lebensjahres 0 %
 64. Lebensjahres 15 %
 63. Lebensjahres 30 %
 62. Lebensjahres 45 %
 61. Lebensjahres 60 %
 60. Lebensjahres 75 %.
 Beginnt die Altersrente zwischen der 
Vollendung von zwei Lebensjahren, so 
werden die Minderungssätze aus den vor-
stehenden Minderungssätzen für vollen-
dete Lebensjahre linear interpoliert. Die 
Demographiefaktoren gemäß § 12 Abs. 2 
und die Zuschläge gemäß § 12 Abs. 3 fin-
den keine Anwendung.
 (5) Unterschreitet bei Altersrentenbe-
ginn der persönliche durchschnittliche 
Beitragsquotient (§ 14 Abs. 8) den im Rah-
men der Hochrechnung bezogen auf das 
65. Lebensjahr gemäß Absatz 1 sich erge-
benden persönlichen durchschnittlichen 
Beitragsquotienten, so reduziert sich die 
Vertrauensschutzrente um 4 % für jeden 
angefangenen Prozentpunkt des Unter-
schreitens, maximal um 100 % der Ver-
trauensschutzrente. Wird die Altersrente 
nach Vollendung des 65. Lebensjahres in 
Anspruch genommen, ist der persönliche 
durchschnittliche Beitragsquotient maß-
geblich, der am Ende des Monats erreicht 
war, in dem das 65. Lebensjahr vollendet 
worden ist. Bei Beendigung der Beitrags-
pflicht vor Eintritt des Rentenfalls werden 
im Übrigen die Kalendermonate bis zum 
Eintritt des Rentenfalls für die Berechnung 
gemäß Satz 1 mit dem Beitragsfaktor 0 be-
rücksichtigt.
 (6) Mitglieder, deren Mitgliedschaft vor 
dem 31. Dezember 2000 begründet worden 
ist, haben Anspruch auf eine Berufsunfä-
higkeitsrente in Höhe mindestens des Be-
trages, der sich ohne Anwendung von § 14 
Abs. 7 Satz 3 nach Maßgabe der am 31. De-
zember 2000 geltenden Satzungsregelun-
gen sowie des für das Jahr 2000 festgesetz-
ten Rentensteigerungsbetrages errechnet.
 (7) Die von der Vertreterversammlung 
am 31. Mai 2005 beschlossenen Änderun-
gen von §§ 34, 46 Abs. 5 und § 47 treten 
rückwirkend zum 1. Januar 2005, alle üb-
rigen am 31. Mai 2005 beschlossenen Än-
derungen treten am 1. Januar 2006 in Kraft. 
Bei Eintritt von Leistungsfällen bis zum 31. 
Dezember 2005 bleiben Beiträge, die nach 
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dem bis zum 31. Dezember 2004 geltenden 
Recht nicht hätten gezahlt werden können, 
bei der Rentenberechnung außer Betracht. 
Zusätzliche freiwillige Beiträge, die gemäß 
Satz 2 außer Betracht geblieben sind, wer-
den dem Mitglied oder den Erben zinslos 
erstattet. Die von der Vertreterversamm-
lung am 12. September 2007 beschlossene 
Änderung von § 39 Abs. 2 tritt am 31. De-
zember 2007, alle übrigen am 12. Septem-
ber 2007 beschlossenen Änderungen tre-
ten am 1. Januar 2008 in Kraft.
 (8) Die von der Vertreterversammlung 
am 16. April 2008 beschlossenen Ände-
rungen treten am 1. Juli 2008 in Kraft. Für 

Personen, die vor dem 1. Juli 2008 das 45. 
Lebensjahr vollendet haben und aufgrund 
von § 8 Abs. 2 in der bisherigen Fassung 
nicht Mitglied im WPV geworden sind, 
bleibt § 8 Abs. 2 in der bisherigen Fassung 
maßgebend. Personen, die eine Befreiung 
von der Mitgliedschaft gemäß § 46 Abs. 1 
erlangt haben und Personen, die von der 
Möglichkeit, gemäß § 8 Abs. 3 Mitglied 
zu werden, keinen Gebrauch gemacht ha-
ben, bleiben von der Mitgliedschaft ausge-
schlossen. 
 (9) Die von der Vertreterversammlung 
am 24. Juni 2009 beschlossenen Änderun-
gen treten am 1. September 2009 in Kraft.

Anlage 2 zu § 12 Abs. 3
Zuschlag zur Altersrente
Zuschlag bei Beginn der Altersrente mit 
Vollendung des
 68. Lebensjahres 6,0 %
 69. Lebensjahres 12,6 %
 70. Lebensjahres 19,8 %
 Beginnt die Altersrente zwischen der 
Vollendung von zwei Lebensjahren, so 
werden die Zuschläge aus den vorstehen-
den Zuschlägen für vollendete Lebensjah-
re linear interpoliert.

Geburts-
jahr

Altersrentenbeginn

ab 67 66 65 64 63 62 61 60

vor 1949 12,00 5,40 0,00 -5,10 -10,20 -14,40 -18,60 -22,80

1949 11,55 4,95 -0,45 -5,55 -10,65 -14,85 -19,05 -23,25

1950 11,10 4,50 -0,90 -6,00 -11,10 -15,30 -19,50 -23,70

1951 10,65 4,05 -1,35 -6,45 -11,55 -15,75 -19,95 -24,15

1952 10,20 3,60 -1,80 -6,90 -12,00 -16,20 -20,40 -24,60

1953 9,75 3,15 -2,25 -7,35 -12,45 -16,65 -20,85 -25,05

1954 9,30 2,70 -2,70 -7,80 -12,90 -17,10 -21,30 -25,50

1955 8,85 2,25 -3,15 -8,25 -13,35 -17,55 -21,75 -25,95

1956 8,40 1,80 -3,60 -8,70 -13,80 -18,00 -22,20 -26,40

1957 7,95 1,35 -4,05 -9,15 -14,25 -18,45 -22,65 -26,85

1958 7,50 0,90 -4,50 -9,60 -14,70 -18,90 -23,10 -27,30

1959 7,05 0,45 -4,95 -10,05 -15,15 -19,35 -23,55 -27,75

1960 6,60 0,00 5,40 -10,50 -15,60 -19,80 -24,00 -28,20

Alter Zuschlag (%)

45 10,1

46 9,9

47 9,7

48 9,5

49 9,3

50 9,0

51 8,7

52 8,4

53 8,1

54 7,7

55 7,3

56 6,8

57 6,4

58 5,9

59 5,3

60 4,8

61 4,3

62 3,8

63 3,4

64 3,0

65 2,7

66 2,4

67 2,2

ab 68 2,0

Anlage 1 zu § 12 Abs. 2
Demographiefaktoren 

Zuschläge und Abschläge (%) zur Altersrente in Abhängigkeit von Altersrentenbeginn 
und Geburtsjahr

Alter Zuschlag (%)

bis 32 11,4

33 11,3

34 11,3

35 11,2

36 11,2

37 11,1

38 11,0

39 10,9

40 10,8

41 10,7

42 10,6

43 10,4

44 10,3

Anlage 3 zu § 22 Abs. 3
Altersabhängiger Zuschlag zur Altersren-
te der ausgleichsberechtigten Person

Genehmigt.
Düsseldorf, den 11. August 2009

Finanzministerium
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag
Stucke

Die vorstehende, am 11. August 2009 ge-
nehmigte Satzungsänderung wird hiermit 
ausgefertigt.

Düsseldorf, den 17. August 2009

Die erste stellvertre-
tende Vorsitzende 
der Vertreter-
versammlung

Claudia Pscherer

Der Präsident

Gerd-Rudolf Volck
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Veranstaltungen

Jour fixe der Wirtschaftsprüferkammer 
„Berufspolitik aktuell“ 2009

Fax-Antwort zur Teilnahme am Jour fixe der WPK  
„Berufspolitik aktuell“ 2009 abrufbar unter k www.wpk.de/jour_fixe/

Auch in diesem Herbst wird die Wirtschaftsprüfer-
kammer für ihre Mitglieder den Jour fixe „Berufspo-
litik aktuell“ durchführen. Angesprochen werden 
sollen insbesondere die Überlegungen zur Neuord-
nung der Berufsaufsicht und der Qualitätskontrolle 
im Rahmen einer Achten WPO-Novelle. Auch die 
Frage des Reformbedarfs für die Beiratswahlen und 
die Wirtschaftsprüferversammlung soll thematisiert 
werden. Alle Veranstaltungen werden Gelegenheit 
zur Aussprache bieten. 

Veranstaltungstermine und -orte

Hamburg
21.9.2009, 15 - 18 Uhr

SIDE Hotel
Drehbahn 49, 20354 Hamburg

Berlin
23.9.2009, 15 - 18 Uhr
(nach der Ankündigung im WPK Magazin 2/2009, 
Seite 49, geänderter Termin!)

Wirtschaftsprüferhaus
Rauchstraße 26
10787 Berlin

Düsseldorf
29.9.2009, 15 - 18 Uhr

CCD Stadthalle Congress
Rotterdamer Straße, 40474 Düsseldorf

Stuttgart
14.10.2009, 15 - 18 Uhr

Steigenberger Graf Zeppelin
Arnulf-Klett-Platz 7, 70173 Stuttgart

München 
20.10.2009, 15 - 18 Uhr

Hotel Bayerischer Hof
Promenadeplatz 2, 80333 München

Frankfurt/Main
4.11.2009, 15 - 18 Uhr

Titus-Forum Nordwestzentrum
Walter-Möller-Platz 2, 60439 Frankfurt/Main

Alle Mitglieder der Wirtschaftsprüferkammer ha-
ben eine schriftliche Einladung mit weiteren Infor-
mationen erhalten. Um Anmeldung mit der der Ein-
ladung beiliegenden Fax-Antwort bei der jeweils 
zuständigen WPK-Landesgeschäftsstelle wird gebe-
ten. Das Antwort-Formular steht auch im Internet 
zur Verfügung.

Vom 17. bis 19.9.2009 findet in den Räumen der Falk 
& Co GmbH WPG/StBG, Heidelberg, der 5. Gesprächs-
kreis der German CPA Society e. V. zur Internationa-
len Rechnungslegung und Prüfung statt. Die Veran-
staltung ist mit der 10. Jahresmitgliederversammlung 
der German CPA Society e. V. verbunden. Das Pro-
gramm umfasst neben Fachvorträgen und anschlie-
ßender Podiumsdiskussion auch ein Rahmenpro-
gramm, GCPAS-Informationsbeitrag, Dinner-Speech 
und Networking.

5. Gesprächskreis der German CPA Society

Nähere Informationen 
und Anmeldung bei: 
GCPAS-Administration
Widenmayerstraße 27
80538 München
Telefon 0 89 / 21 12 12 - 7 05
Telefax 0 89 / 21 12 12 - 7 06
E-Mail kontakt@gcpas.org
Internet www.gcpas.org
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Unter dem Leitgedanken „Neue Spielregeln für Ka-
pitalmärkte und Netzindustrien: Ökonomie der Re-
gulierung“ greift der 63. Deutsche Betriebswirtschaf-
ter-Tag am 12. und 13.10.2009 im Hotel Marriott 
Frankfurt/Main das Spannungsfeld Unternehmen 
– Staat auf. Fachvorträge und Diskussionen in par-
allelen Fachprogrammen werden ergänzt durch öf-
fentliche Sitzungen von Arbeitskreisen der Schma-
lenbach-Gesellschaft.

Auszug aus dem Programm:
• Vorträge
 Prof. Dr. Dres. h.c. Arnold Picot, 
 Universität München
 Martin Blessing, Vorsitzender des Vorstands, 
 Commerzbank AG 
 Jochen Sanio, Präsident, Bundesanstalt für Finanz-

dienstleistungsaufsicht (BaFin) 
 Timotheus Höttges, Mitglied des Vorstands, 
 Deutsche Telekom AG
 Prof. Dr. Justus Haucap, Universität Düsseldorf 

und Monopolkommission 
• Keynote 
 Dr. Josef Ackermann, Vorsitzender des Vorstands, 

Deutsche Bank AG
• Fachprogramm A
 Kapitalmärkte und Banken
• Fachprogramm B
 Netzindustrien
• Fachprogramm der Arbeitskreise

Die Fortbildungsakademie des Deutschen Cari-
tas-Verbandes führt am 17. und 18.11.2009 in Ful-
da ihre Tagungsreihe „Die Caritas im Gespräch mit 
Wirtschaftsprüfer(inne)n fort“. Es werden aktuelle 
gesetzliche, sozialwirtschaftliche und verbandspo-
litische Entwicklungen und ihre Auswirkungen auf 
das wirtschaftliche Handeln der Verbände, Einrich-
tungen und Dienste der Caritas reflektiert und disku-
tiert. Vertreter/innen von Rechtsträgern, Geschäfts-
führer/innen, Mitglieder von Aufsichtsgremien und 
Wirtschaftsprüfer/innen erhalten hier die Gelegen-
heit, miteinander ins Gespräch zu kommen und den 
fachlichen Austausch zu intensivieren. 

63. Deutscher Betriebswirtschafter-Tag

Die Caritas im Gespräch mit Wirtschaftsprüfer(inne)n

Nähere Informationen und Anmeldung bei: 
Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e. V.
Bunzlauer Straße 1
50858 Köln
Telefon 0 22 34 / 48 00 97
Telefax 0 22 34 / 48 00 05
E-Mail sg@schmalenbach.org
Internet www.schmalenbach.org

Schwerpunkte der diesjährigen Tagung werden 
sein:
• die Frage der Umsatzsteuerpflicht für Leistungen 

gemeinnütziger Anbieter,
• das Bilanzmodernisierungsgesetz und seine Kon-

sequenzen,
• die Wirtschaftskrise und ihre Bedeutung für Unter-

nehmen der Caritas.
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Bereits zum achten Mal findet unter Vorsitz von 
Prof. Dr. Carl-Christian Freidank, IWSt Institut für 
Wirtschaftsprüfung und Steuerwesen, Universität 
Hamburg, die Hamburger Revisions-Tagung statt. In 
diesem Jahr stehen am 14. und 15.9.2009 im Hotel 
InterContinental, Hamburg, aktuelle nationale und 
internationale Entwicklungen sowie Reformbestre-
bungen und Bewältigungen der Finanzmarktkrise im 
Mittelpunkt.

Die Schwerpunkte der Tagung werden sein:
• Endgültige Fassung des BilMoG
• Künftige Abkehr vom Fair Value?
• Neuerungen im Corporate Governance- und 
 Management-Reporting
• Haftung und Haftungsmanagement für Vorstand 
 und Aufsichtsrat
• Kapitalmarktorientierter Wirkungsgrad des 
 Enforcement
• Einflüsse der Finanzmarktkrise auf Rechnungsle-
 gung, Abschlussprüfung und Risikomanagement
• Dual- und Boardsystem im Licht der Finanzmarkt-
 krise

8. Hamburger Revisions-Tagung

Folgende Referenten haben für die Vorträge und Dis-
kussionsrunden zugesagt:
• Dirk Driesch, Susat & Partner OHG
• Dr. Christoph Ernst, Bundesministerium der Justiz
• Helge Hentschel, EnBW Energie Baden-Württem-
 berg AG
• Prof. Dr. Reinhard Heyd, Hochschule Nürtingen-
 Geislingen/Universität Ulm
• Prof. Dr. Laurenz Lachnit, Universität Oldenburg
• Dr. Nikolaus Manthey, KPMG Rechtsanwaltsge-
 sellschaft mbH
• Dr. Herbert Meyer, Deutsche Prüfstelle für Rech-
 nungslegung DPR e. V.
• Prof. Dr. Rüdiger von Rosen, Deutsches Aktien-
 institut e. V.
• Henning Scharpenberg, Deloitte & Touche GmbH
• Jörg Schneider, PricewaterhouseCoopers AG
• Prof. Dr. Dr. Manuel René Theisen, Ludwig-
 Maximilians-Universität München
• Dr. Markus Warncke, Villeroy & Boch AG
• Prof. Dr. Axel von Werder, Technische Universität 
 Berlin

Als Referenten werden erwartet:
 Winfried Baur
Abteilungsleiter Finanzen des Diözesancaritasver-
bandes Rottenburg-Stuttgart
 Prof. Martin Beck
Dipl.-Betriebswirt (FH), Unternehmensberater, 
Hochschullehrer und Aufsichtsrat mit deutlichem 
Schwerpunkt in der Sozialwirtschaft, Tübingen
 Agnes Christner
Dezernentin für Jugend, Familie, Soziales und Pflege 
des Städtetags Baden-Württemberg, Stuttgart
 Lucia Gutmann
Referatsleiterin Finanz- und Rechnungswesen, Deut-
scher Caritasverband, Freiburg
 Prof. Dr. Bob Neubert
Wirtschaftsprüfer und Steuerberater; Partner der 
Bansbach Schübel Brösztl & Partner GmbH WPG, 
Stuttgart

Nähere Informationen und Anmeldung bei:
Fortbildungs-Akademie des
Deutschen Caritasverbandes
Postfach 420, 79004 Freiburg
Wintererstr. 17-19, 79104 Freiburg
Telefon 07 61 / 2 00 - 5 38
Telefax 07 61 / 2 00 - 1 99
E-Mail akademie@caritas.de
Internet www.fak.caritas.de
www.caritas-akademien.de

Nähere Informationen und Anmeldung bei: 
EUROFORUM, Informa Deutschland SE
Postfach 11 12 34 · 40512 Düsseldorf
Telefon 02 11 / 96 86 - 30 00 · Telefax 02 11 / 96 86 - 40 40
E-Mail anmeldung@euroforum.com · Internet www.euroforum.de/hamburger-revisionstagung
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BilMoG
Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz – Praxiskommentar für 
Steuerberater

Von WP/StB Dr. Horst Vinken, 
WP/StB Hans-Christoph Seewald, 
WP/StB 
Prof. Dr. Hans-Michael Korth, 
vBP/StB Manfred Dehler

206 S., 39,80 ¤, Erich Schmidt 
Verlag, Berlin 2009

Das BilMoG eröffnet dem Mittelstand eine praxis-
taugliche und dauerhafte Alternative zur internati-
onalen Rechnungslegung. Die BStK und DStV haben 
das gesamte Gesetzgebungsverfahren konstruktiv be-
gleitet. Mit dem gemeinsamen Kommentar bieten sie 
Informationen für die praktische Anwendung der 
neuen Bilanzierungsregeln. Die Kommentierung ori-
entiert sich an der Gliederung der Bilanzposten und 
stellt schwerpunktmäßig auf den Jahresabschluss 
einschließlich Anhang sowie den Lagebericht ab. In 
gesonderten Kapiteln werden die Unterschiede zwi-
schen Handelsbilanz und Steuerbilanz sowie die 
zahlreichen Übergangsvorschriften erläutert.

BilMoG
Gesetze – Materialien – Erläuterungen

Von WP/StB Karl Petersen,  
Dr. Christian Zwirner

647 S., 49 ¤, Verlag C. H. Beck, 
München 2009

Das BilMoG bringt für Einzelkaufleute eine umfas-
sende Deregulierung der handelsrechtlichen Buch-
führungs- und Bilanzpflichten sowie für Kapitalge-
sellschaften eine Anhebung der Schwellenwerte zu 
den Größenmerkmalen. Die Eckpunkte des HGB-Bi-
lanzrechts bleiben erhalten, ohne dass das bisheri-
ge System der GoB aufgegeben wird. Zugleich hat 
das BilMoG insbesondere durch die Abschaffung der 
umgekehrten Maßgeblichkeit Auswirkungen auf den 
steuerbilanziellen Wertansatz. Weitere Themen des 
Werkes sind neben dem BilMoG Materialien wie Be-
gründungen und Stellungnahmen, Erläuterungen so-
wie die Gesetzesentwicklung und die Änderungen 
des HGB/EGHGB, EStG, AktG, PublG und SEAG.

Das neue deutsche Bilanzrecht
Handbuch zur Anwendung des Bilanzrechtsmodernisierungs-
gesetzes (BilMoG)

Von Prof. Dr. Karlheinz Küting, 
WP/StB Prof. Dr. Norbert Pfitzer, 
WP/StB/RA  
Prof. Dr. Claus-Peter Weber

2., aktualisierte Auflage, 824 S., 
49,95 ¤, Schäffer-Poeschel Verlag, 
Stuttgart 2009

Durch das am 28.5.2009 in Kraft getretene BilMoG wird 
das handelsrechtliche Bilanzwesen grundlegend refor-
miert. Ziel der neuen Vorschriften ist die Heranführung 
des deutschen HGB an die internationale Rechnungs-
legung und eine Erhöhung der Transparenz der HGB-
Rechnungslegung. Neu geordnet wurde darüber hin-
aus das Verhältnis von Handels- und Steuerbilanz. Das 
Werk erläutert sämtliche Änderungen getrennt für den 
Einzel- und Konzernabschluss sowie Auswirkungen auf 
angrenzende Fachgebiete wie Bilanzpolitik, Abschluss-
prüfung, Controlling, Corporate Governance und gibt 
erste Einschätzungen zur Auslegung des neuen Rechts.

Aktuelle IFRS-Texte 2009
IFRS – IFRIC – IAS – SIC

Beck’sche Textausgaben

948 S., 29 ¤, Verlag C. H. Beck, 
München 2009

Die Textausgabe mit Rechtsstand 1.1.2009 enthält 
alle von der Europäischen Union bis zum 31.12.2008 
offiziell übernommenen und im EU-Amtsblatt veröf-
fentlichten internationalen Rechnungslegungsstan-
dards (IFRS und IAS) einschließlich ihrer Interpre-
tationen (IFRIC und SIC) und zugehörigen Anhänge 
sowie das Rahmenkonzept (Framework) in deutscher 
Sprache. Basis sind die mit VO (EG) 1126/2008 vom 
3.11.2008 in neuer Übersetzung bekannt gemachten 
internationalen Rechnungslegungsstandards sowie 
die sich daran anschließenden Änderungen.

Literaturhinweise
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Deutsche Wirtschaftsgesetze

Bearbeitet von der 
NWB-Redaktion

Reihe: Textausgabe, 2.746 S., 
39,90 ¤, NWB Verlag, Herne 2009

Diese umfassende Gesetzessammlung enthält eine 
Zusammenstellung aller wichtigen nationalen Wirt-
schaftsgesetze und -verordnungen unter Einschluss 
der zentralen europäischen Rechtstexte. Der Band 
ist systematisch gegliedert und umfasst die Bereiche 
Grundlagen, Handels- und Gesellschaftsrecht, Rech-
nungslegung, Gewerblicher Rechtsschutz, Bank- und 
Kapitalmarktrecht, Verfahrensrecht, Arbeitsrecht so-
wie Gebühren- und Berufsrecht. Berücksichtigt sind 
ebenfalls alle durch das BilMoG und die beiden Kon-
junkturpakete vorgenommenen Gesetzesänderungen. 
Zusätzlich findet sich die komplette Online-Version 
tagesaktuell in der NWB Datenbank.

Marketing für Kanzleien und Wirtschaftsprüfer
Ein Praxishandbuch für Anwalts-, Steuerkanzleien und 
Wirtschaftsprüfungsunternehmen

Hrsg. von Claudia Schieblon

175 S., 49,90 ¤, Gabler Verlag, 
Wiesbaden 2009

Im Markt der Anwalts-, Steuerkanzleien und Wirt-
schaftsprüfungsunternehmen wächst der Wettbewerb. 
Sie agieren mittlerweile wie andere Beratungs- und 
Dienstleistungsunternehmen. Marketingaktivitäten 
sind standesrechtlich möglich und unerlässlich, um 
Umsatz und Wachstum zu gewährleisten. Das Buch 
ist speziell auf die Bedürfnisse deutscher Kanzleien 
und Beratungsgesellschaften ausgerichtet und will so 
wirksam den Aufbau und die Durchführung effektiver 
Marketingmaßnahmen unterstützen. Schwerpunk-
te sind u. a. die Entwicklung des Kanzleimarketings, 
Markenbildung und -führung, interne und externe 
Kommunikation, Online-Marketing, Personalmarke-
ting sowie Sponsoring und Corporate Responsibility.

Bankrechnungslegung
Bilanzierung, Aufsicht und Prüfung der Kreditinstitute – mit 
Fallstudien

Von WP/StB Prof. 
Ulrich Bantleon, 
CPA Mirko Gottmann

314 S., 49,95 ¤, Erich Schmidt 
Verlag, Berlin 2009

Die Rechnungslegung in Kreditinstituten muss eine 
Reihe bankaufsichtsrechtlicher Anforderungen er-
füllen und bei der Bankbilanzierung und -prüfung 
sind zahlreiche komplexe Regelungen zu berück-
sichtigen. Das Buch gibt Einblick in das Bilanzwis-
sen vom einfachen Buchungssatz bis zu komplexen 
Derivatgeschäften, in die Verknüpfung bilanzrecht-
licher Fragen mit steuerlichen Fragen und dem Auf-
sichtsrecht, in die Vielzahl relevanter Gesetze und 
Normen, wie zum Beispiel MaRisk, RechKredV und 
IDW Prüfungsstandards, sowie in aktuelle Bilanzie-
rungsprobleme als Folgen der Finanzmarktkrise. Als 
Arbeitshilfe behandeln 30 Fallstudien zentrale Fra-
gen der Bankrechnungslegung.

Praxisübertragung in wirtschaftsprüfenden und 
steuerberatenden Berufen

Von Dipl.-Kfm./Wirt.-Ing. 
Wolfgang Wehmeier

mit integrierter Online-Nutzung, 
5. Auflage, 573 S., 48,80 ¤, 
Stollfuß Verlag, Bonn 2009

Der Ratgeber behandelt zivilrechtliche und steuerliche 
Fragen der Praxisnachfolge von der Kontaktaufnahme 
bis zur Übertragung. Er zeigt Gestaltungsmöglichkei-
ten auf, behandelt berufs- und gesellschaftsrechtli-
che Themen und informiert zum Gründungsfall wie 
auch zum Eintritt in eine bestehende Steuerberater-
einzelpraxis, eine Sozietät oder die Einbringung eines 
Betriebs oder Mitunternehmeranteils. Gleicherma-
ßen werden der Austritt aus einer Kanzlei sowie Um-
wandlungsgestaltungen dargestellt. Im Mittelpunkt 
steht weiterhin die Praxiswertermittlung unter Dar-
stellung der anerkannten Bewertungsmethoden. 
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Stellenmarkt
Anzeigen auch auf k www.wpk.de/anzeigen/

WP/StB, Dipl.-Kfm., Anfang 40, Partner ei-
ner WP/StB/RA-Kanzlei, langjährige Tätigkeit 
mit Schwerpunkt Prüfung und Beratung von 
KMU, Berufserfahrung auf der Basis leitender 
Tätigkeiten für „Big Four“ sowie mittelständi-
scher WP/StB-Praxen, sucht neuen Wirkungs-
kreis mit partnerschaftlicher Perspektive oder 
Kanzlei zur Übernahme, Großraum Köln/Düs-
seldorf/Ruhrgebiet. WPK 3101

WP/StB, Dipl. Kfm./Bankkfm., 47 J. sucht neue 
berufliche Perspektive in mittelständischer StBG 
und/oder WPG im Großraum Dortmund/Pader-
born/Münster/Bielefeld/Osnabrück. Langjährige 
Erfahrung als Prokurist bei „Big Four“ sowie als 
kfm. Leiter in Industriebetrieb. Schwerpunkte: 
HGB + IFRS Einzel- und Konzernabschluss, Due 
Diligence, Sanierungs- und Umstrukturierungs-
beratung, englisch fließend, sicheres Auftreten, 

Erkens Gerow Schmitz Zeiss
Wirtschaftsprüfer | Steuerberater | Rechtsanwälte

Zur  Verstärkung  und  den  weiteren  Aufbau  unseres  Prüfungsbereiches  su-
chen wir kurzfristig eine(n)

Wirtschaftsprüfer (m/w) 
mit Erfahrung in der umfassenden Beratung und Prüfung mittelständischer 
Mandanten. 

Wir erwarten neben fundierten fachlichen Kenntnissen eine hohe Leistungs-
bereitschaft, Kreativität und insbesondere die Fähigkeit zu eigenverantwort-
licher  Arbeit.  Wir  bieten  neben  einer  leistungsorientierten  Vergütung  ein 
interessantes  Aufgabengebiet  und  eine  gute  Arbeitsatmosphäre  in  einem 
teamorientierten Arbeitsumfeld sowie sämtliche Perspektiven einer expan-
dierenden  interdisziplinär  ausgerichteten  mittelständischen  Sozietät.  Eine 
kurzfristige Aufnahme in die Geschäftsführung unserer Prüfungsgesellschaft 
wird angestrebt.

Wenn Sie interessiert sind, senden Sie bitte Ihre Bewerbungsunterlagen un-
ter Angabe des möglichen Eintrittstermins und Ihres Gehaltswunsches an:

 Erkens Gerow Schmitz Zeiss 
  Herrn StB Ralf Kuhlmann 
  Immermannstraße 45 · 40210 Düsseldorf 
  Telefon: 02 11 . 1 72 57 - 31 
  r.kuhlmann@egsz.de 
  www.egsz.de

Mittelgroße 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

sucht

StB und ggf. WP (m/w)
für leitende Aufgabe in der 
Niederlassung Berlin in den 

Bereichen Jahresabschlussprüfung 
und Steuerberatung.

Selbständiges Arbeiten und 
unternehmerisches Engagement 

werden erwartet mit der Aussicht auf 
Geschäftsführung und ggf. 

partnerschaftliche Einbindung.

WPK 3002

team- und mandantenorientiert. Kontakt unter 
wprevision@freenet.de oder WPK 3102

WPin/StBin, Dipl.-Kffr., 33 J., sucht neue He-
rausforderung im Raum Kassel. Langjährige 
Erfahrung in der Prüfung und Erstellung von 
Jahresabschlüssen nach HGB von Unterneh-
men jeglicher Rechtsform und Größe, der Er-
stellung von Steuererklärungen und der steu-
erlichen Beratung von Gesellschaften, der 
Unternehmensbewertung, der Erstellung von 
Konzernabschlüssen; daneben Prüfungen von 
Einzel- und Konzernabschlüssen nach IFRS so-
wie die Durchführung von Mitarbeiterschulun-
gen. WPK 3103

Dipl.-Betriebswirt, Steuerfachwirt, 28 J., sucht 
anspruchsvolle Tätigkeit als Assistent im Steu-
er-/Prüfungswesen in Leipzig/Umgebung 

(7 Jahre Berufserfahrung). Tätigkeitsschwer-
punkte bisher: Erstellung und Prüfung von 
Jahresabschlüssen, Erstellung von Steuerer-
klärungen, Begleitung von Betriebsprüfungen. 
Berufsexamen werden angestrebt.
 WPK 3104

WP/StB, Dipl.-Kfm., 52 J., w., seit 1980 Berufs-
erfahrung bei Jahresabschlussprüfung von 
Banken, Produktions-, Dienstleistungs- und 
Handelsunternehmen sowie steuerlichen Pro-
blemen sucht neuen Wirkungskreis bei WPG/
WP, StBG/StB, im Finanz- und Rechnungswe-
sen bei Unternehmen aller Branchen auf Basis 
Daueranstellung (Vollzeit oder Teilzeit)/freibe-
ruflicher Tätigkeit. WPK 3105

WP/StB, 40 J., Prokurist bei „Big Four“-Gesell-
schaft, langjährige Berufserfahrung im Bereich 
Abschlussprüfung (Jahres- und Konzernab-
schlüsse nach HGB, IFRS) und prüfungsnaher 
Beratung mit Schwerpunkt bei mittelständi-
schen Industrie- und Handelsunternehmen, 
verantwortungsbewusst, belastbar, teamfä-
hig, unternehmerisch denkend und dienstleis-
tungsorientiert, sucht neue Herausforderung 
mit konkreter Aussicht auf Partnerschaft in 
mittelständischer WPG/StBG im Raum Stutt-
gart. WPK 3106
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Unser Angebot

Gehen Sie eine neue Herausforderung an und führen 

Sie anlassunabhängige Sonderuntersuchungen bei Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaften durch, die kapitalmarkt-

orientierte Unternehmen gemäß § 319 a HGB im Indus-
trie- und Handelsbereich geprüft haben.

Ihnen bieten sich einzigartige Einblicke in die Arbeits-

weisen von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften mit ent-

sprechenden Prüfungsmandaten. Erfahren Sie aus erster 

Hand, wie Wirtschaftsprüfungsgesellschaften auf aktuel-

le Entwicklungen im Prüfungswesen und bei den regu-

latorischen Rahmenbedingungen reagieren und diese in 

der Praxis umsetzen.

Sie erhalten Kenntnis von den aktuellen Rechnungsle-

gungsthemen der börsennotierten Unternehmen. Durch 

Ihre Tätigkeit können Sie Änderungen im Qualitätssiche-

rungssystem und beim Prüfungsansatz der Praxen posi-

tiv beeinflussen und so einen Beitrag zur Verbesserung 

der Prüfungsqualität leisten. Dabei stehen Sie in einem 

professionellen Umfeld in direktem Kontakt mit den ge-

schäftsführenden Gesellschaftern, Inhabern oder Vor-

ständen der Wirtschaftsprüfungsgesellschaften.

Ihr Profil

• Nach dem Wirtschaftsprüfungsexamen mindestens  

 drei Jahre Berufserfahrung

• Verantwortliche Beteiligung an großen Abschluss- 

 prüfungen bei Industrie- und Handelsunternehmen

• Gute IFRS-Kenntnisse

• Erfahrungen aus der Qualitätssicherungs- und  

 Nachschaupraxis einer Wirtschaftsprüferpraxis

• Exzellente Kommunikationsfähigkeiten

Die Bereitschaft zum Umzug nach Berlin wird voraus-

gesetzt. Für Fragen steht Ihnen Leiter der Abteilung 

Anlassunabhängige Berufsaufsicht, Herr WP/StB Ulrich 

Schröder, unter Telefon 030 / 72 61 61-170 gern zur Ver-

fügung.

Wir freuen uns darauf, Sie kennenzulernen. Richten Sie 

Ihre schriftliche Bewerbung mit Lebenslauf, Zeugnissen 

und Gehaltswunsch bitte an die

  Wirtschaftsprüferkammer
  Geschäftsführung
  Rauchstraße 26 
  10787 Berlin

Zu den Aufgaben der Wirtschaftsprüferkammer (WPK) gehört es, die Berufsaufsicht über Wirtschaftsprüfer, ver-
eidigte Buchprüfer, Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und Buchprüfungsgesellschaften zu führen. Die WPK hat 
ihren Sitz in Berlin und ist bundesweit zuständig. Mehr Informationen unter www.wpk.de.

Wir werden uns im Bereich der anlassunabhängigen Sonderuntersuchungen verstärken und suchen daher zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt für unser Team Industrie- und Handel eine/n 

Wirtschaftsprüfer/in
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Mittelgroße WPG im Siegerland sucht eine(n) unternehmerisch denkende(n)  
und handelnde(n), hochqualifizierte(n) 

WP/StB(in) 
in Anstellung mit Dipl.-Finanzwirt-Abschluss, gerne auch CPA, und lgj. Erfahrung in 
der verantwortlichen anspruchsvollen Rundum-Beratung von internat. agierenden 

Konzernen aller Größen und Rechtsformen sowie verschiedener Branchen. 

Tätigkeitsfelder sind neben der Erstellung bzw. Prüfung von Jahres- und Konzern-
abschlüssen damit insbes. auch die Erstellung von Steuererklärungen, steuerliche 
Gestaltungs- und Umstrukturierungsberatungen sowie zahlreiche Sonderthemen. 

Geboten wird eine herausfordernde Position mit sehr guten Perspektiven  
in einem hochengagierten Team. 

WPK 3004

Mittelständische WPG/StBG im westl. Rhein-Main-Gebiet sucht

Steuerberater (m/w)
oder Wirtschaftsprüfer bzw. WP-cand. (m/w)

zur Verstärkung unseres Teams von derzeit acht Mitarbeitern.

Das Tätigkeitsfeld umfasst die Prüfung und Erstellung von Jahresabschlüssen 
sowie allgemeine Steuerberatungsaufgaben.

Wir betreuen neben mittelständischen Unternehmen auch größere  
Konzernmandate mit interessanten Gestaltungen. Sie sollten fundiertes  
Fachwissen, Einsatzfreude und unternehmerisches Denken mitbringen.

Nach Einarbeitung ist eine wesentliche Beteiligung vorgesehen.

WPK 3003

Dipl.-Volkswirtin M.A., 27 J., mit 1,5 Jahren 
Berufserfahrung in einem angrenzenden Tä-
tigkeitsfeld, in ungekündigter Stellung, sucht 
den Berufseinstieg (Praktikum/Festanstellung 
bevorzugt) in das Steuer-/Prüfungswesen im 
Raum Hamburg, gern im mittelständischen 
oder kleinen Unternehmen. Engagement, Ver-
antwortungsbewusstsein, Lernbereitschaft, 
Eigeninitiative, Analytisches Denkvermögen, 
Kollegialität und Flexibilität sind selbstver-
ständlich. WPK 3107

WP/StB, Dipl.-Kffr., 40 J., in leitender Funkti-
on, sucht neue berufliche Perspektive bei ei-
ner WPG und/oder StBG im Raum Frankfurt/
Rhein-Main. Langjährige Erfahrung in der Er-
stellung und Prüfung von Einzel- und Kon-
zernabschlüssen nach HGB von national wie 
international tätigen Unternehmen jeglicher 
Rechtsform und Größe, Unternehmensbewer-
tungen, Erstellung von Steuererklärungen so-
wie in der steuerlichen wie betriebswirtschaft-
lichen Beratung. WPK 3108

Betriebsw., Bilanzbuchhalter, Steuerfachange-
stellter, mit langjähriger Berufserfahrung in Er-
stellung, Prüfung und Beratung auch nach in-
ternationalen Rechnungslegungsvorschriften 
(IAS, US-GAAP) von nationalen und internati-
onalen Konzernen und börsennotierten sowie 
mittelständischen Unternehmen aller Rechts-
formen, bietet freie Mitarbeit im Raum Ham-
burg. EDV-Kenntnisse, Erfahrungen SAP-RT3, 
sämtliche DATEV-Programme einschließlich 
aller AP-Klassik-Programme, diverse betriebs-
eigene EDV-Programme, sucht neue Heraus-
forderung im Raum Hamburg. WPK 3109

WP/StB, Dipl.-Ök., 39 J., langjährige Berufs-
erfahrung in der Prüfung und Erstellung von 
Jahres- und Konzernabschlüssen sowie der 
steuerlichen und betriebswirtschaftlichen Be-
ratung, daneben Ausgestaltung und Umset-
zung der internen Qualitätssicherung, gute 
Englischkenntnisse, sucht aus privaten Grün-
den eine neue berufliche Perspektive mit der 
Aussicht auf Partnerschaft in mittelständi-
scher WPG/StBG in Bayern. WPK 3110

Wir sind eine mittelständische Wirtschaftsprüfungs-, Steuerberatungs- und  
Rechtsanwaltskanzlei mit 90 qualifizierten und erfahrenen Mitarbeitern  

mit Standorten in Iserlohn und Hagen. Wir suchen für unser Büro in Hagen

Wirtschaftprüfer/WP-cand (m/w)
Das Tätigkeitsfeld umfasst die Prüfung und Erstellung von Jahresabschlüssen  

sowie die klassischen Steuerberatungsaufgaben für unser mittelständisch  
geprägtes Klientel. Wir bieten Perspektiven bis hin zur Partnerschaft.

Haben wir Ihr Interesse geweckt? Dann freuen wir uns auf Ihre  
vollständigen Bewerbungsunterlagen mit dem frühsten Eintrittstermin an  
NAUST HUNECKE und Partner, z. Hd. Herrn WP/StB Dominik Spielmann.

NAUST HUNECKE und Partner · info@nausthunecke.de · www.nausthunecke.de 
Elbersufer 1 · D-58095 Hagen 

Telefon +49 (0) 23 31 / 37 60 70 · Telefax +49 (0) 23 31 / 37 60 777
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Unser Angebot

Sie sind an zentraler Stelle in das Qualitätskontrollverfahren 

eingebunden, an dem alle Wirtschaftsprüfer und vereidigten 

Buchprüfer teilnehmen, die gesetzlich vorgeschriebene Ab-

schlussprüfungen durchführen. Sie werten die von den Prü-

fern für Qualitätskontrolle bei der WPK eingereichten Quali-

tätskontrollberichte aus und bereiten die Entscheidungen der 

Kommission für Qualitätskontrolle vor.

Die Tätigkeit eröffnet Ihnen vertiefende Kenntnisse der fach-

lichen Entwicklungen in der Qualitätssicherung und -kontrol-

le. Die Auswertung von Qualitätskontrollberichten vermittelt 

Ihnen eine breite Kenntnis der Ausgestaltung von Qualitäts-

sicherungssystemen in den Praxen. Sie unterstützen darüber 

hinaus Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer in Fragen 

der Qualitätssicherung und -kontrolle. Sie haben nicht nur mit 

Praxen und Prüfern für Qualitätskontrolle Kontakt, Sie beglei-

ten auch die ehrenamtliche Arbeit der Spitzengremien der 

Wirtschaftsprüferkammer. 

Sie erwartet eine kollegiale Zusammenarbeit in einem moti-

vierten Team aus Wirtschaftsprüfern und Juristen an einem 

attraktiven Arbeitsplatz im Herzen der Hauptstadt.

Ihr Profil

• Erfahrung im Bereich der Abschlussprüfung

• Praktische Berührungspunkte mit den Qualitätssicherungs-

systemen in der WP/vBP-Praxis (z. B. Aufbau und Weiter-

entwicklung von Qualitätssicherungssystemen oder bei der 

Durchführung einer Nachschau) und/oder mit der Qualitäts-

kontrolle (z. B. Durchführung von Qualitätskontrollen) sind 

von Vorteil

• Teamfähigkeit

Für Fragen steht Ihnen der Leiter der Abteilung Qualitätskont-

rolle, Herr RA/StB Carsten Clauß, unter 

Telefon 030 / 72 61 61- 300 gern zur Verfügung.

Wir freuen uns darauf, Sie kennenzulernen. Richten Sie Ihre 

schriftliche Bewerbung mit Lebenslauf, Zeugnissen und Ge-

haltswunsch bitte an die

  Wirtschaftsprüferkammer
  Geschäftsführung
  Rauchstraße 26 
  10787 Berlin

Zu den Aufgaben der Wirtschaftsprüferkammer (WPK) gehört es, das Qualitätskontrollverfahren der Wirtschaftsprüfer, ver-

eidigten Buchprüfer, Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und Buchprüfungsgesellschaften zu führen. Die WPK hat ihren Sitz 

in Berlin und ist bundesweit zuständig. Mehr Informationen unter www.wpk.de.

Für die Abteilung Qualitätskontrolle suchen wir zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine/n 

Wirtschaftsprüfer/in
oder eine/n

erfahrene/n Diplom-Kaufmann/-frau
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WP/CPA, 35 J., mit Fokus auf Transaction Ser-
vices (TS)/Restrukturierung sucht aus „Big 
Four“-Manager-Position heraus neuen Wir-
kungskreis mit Partnerperspektive im Mit-
telstand. Mittelständische Berufserfahrung 
(5 Jahre Corporate Finance, Beteiligungsge-
schäft, Abschlussprüfung) sowie gutes Netz-
werk ist vorhanden. WPK 3111

WP/StBin, Dipl.-Kffr., 39 J., 10 Jahre Berufser-
fahrung bei „Big Four“, Erfahrung im Bereich 
Prüfung und betriebswirtschaftliche Beratung 
von mittelständischen Handels-, Dienstleis-
tungs- und Produktionsunternehmen, HGB, 
IFRS und US-GAAP, interne Qualitätskont-
rolle, interne Schulungen; sucht nach 1 Jahr 
„Kinderpause“ eine Beschäftigung auf Teil-
zeitbasis (3 Tage/Woche) in Köln und näherer 
Umgebung. WPK 3112

WP (z. Zt. beurlaubt), StB, Dipl.-Volksw., 40 J., 
mit 10 Jahren Berufserfahrung bei „Big Four“ 
in Prüfung und Steuerberatung sowie 2 Jahren 
Führungserfahrung als kaufmännischer Leiter 
in der Industrie, sucht Beteiligung/Partner-
schaft an WPG/StBG im süddeutschen Raum. 
Schwerpunkte der WP- und StB-Tätigkeit wa-
ren die verantwortliche Leitung von Jahres- 
und Konzernabschlussprüfungen nach HGB 
und IFRS sowie Prüfung und steuerliche Be-

ratung von Personengesellschaften im Mittel-
stand. Industrietätigkeit beinhaltet u. a. die 
Bereiche operative Monats- und Jahresab-
schlusserstellung, Budgetierung und Control-
ling sowie strategische betriebswirtschaftliche 
Planung und Optimierung von Geschäftspro-
zessen. WPK 3113

WP/StB, Dipl.-Kfm., 39 J., Prokurist bei überre-
gionaler WPG/StBG, sucht bei einer mittelstän-
dischen WPG/StBG im Raum München neue 
Herausforderung mit konkreter Aussicht auf 
Partnerschaft/Beteiligung; Schwerpunkt der 
derzeitigen Tätigkeit ist die eigenverantwort-
liche Prüfung und Beratung von nationalen 
und internationalen Unternehmen aus dem 
Bereich Industrie, Handel und Dienstleistung 
jeder Unternehmensgröße nach HGB oder in-
ternationalen Rechnungslegungsstandards; 
darüber hinaus Erfahrung in steuerlicher Be-
ratung, Due Diligence, Unternehmensbewer-
tung, MaBV, Trainer- und Referententätigkeit, 
Qualitätssicherung und internationalen Netz-
werken. Souveränes Auftreten, gute EDV- und 
Englischkenntnisse sowie team- und mandan-
tenorientierter Einsatz runden das Bild ab.
 WPK 3114

Volljurist (RA), mit langjähriger Erfahrung in 
Unternehmen, Kanzleien und in der Berliner 

Finanzverwaltung, sucht Tätigkeit in WP/RA/
StB-Büro oder Unternehmen im Angestellten-
verhältnis, Einarbeitungszuschuss möglich, 
vertiefte Kenntnisse im Steuer- und Gesell-
schaftsrecht sowie im Immobilien- und Ar-
beitsrecht. WPK 3115

WP/StB, Dipl.-Kfm., 37 J., sucht verantwor-
tungsvolle Tätigkeit mit Aussicht auf baldi-
ge Beteiligung in mittelgroßer WPG/StBG im 
Raum München/Südbayern. WPK 3116

Dipl.-Bw. (FH), Notendurchschnitt 1,9, Bilanz-
buchhalterin, 47 J., Berufsexamina werden an-
gestrebt (Steuerlehrgänge Dr. Stitz, Abels Kall-
wass Stitz), StB-Examen 2010, WP-Examen 
2012, nicht ortsgebunden, sucht ab sofort in 
Hamburg/Raum Hamburg anspruchsvolle und 
verantwortungsvolle Aufgabe mit Perspek-
tive bei WPG/StBG/WP/StB. Berufserfahrung 
in Steuern, Bilanzierung, Monats-, Jahresab-
schluss, Jahresplanung (Budget/Forecast), In-
ternes Berichtswesen und Konzernberichtswe-
sen, Kostenrechnung, EDV- und PC-Erfahrung, 
englische Sprachkenntnisse. Engagement, 
Verantwortungs-, Führungs- und Lernbereit-
schaft, Eigeninitiative, Zielstrebigkeit, analy-
tisches Denkvermögen, Darstellungs-, Kom-
munikations- und Teamfähigkeit, Kollegialität, 
Flexibilität, unternehmerisches Denken sowie 
souveränes Auftreten werden mitgebracht.
 WPK 3117

WP/StB, Dipl.-Kffr., 39 J., Prokuristin bei großer 
WPG, langjährige Erfahrung in der Prüfung von 
Einzel- und Konzernabschlüssen von national 
und international tätigen Unternehmen diver-
ser Branchen (auch gemeinnützig), Größen 
und Rechtsformen nach HGB, daneben auch 
Erfahrung im Bereich Einzel- und Konzernab-
schlussprüfung nach IFRS und interner Qua-
litätskontrolle, Englisch fließend, sucht nach 
einjähriger Elternzeit neue berufliche Heraus-
forderung auf Teilzeitbasis (ca. 25 Stunden pro 
Woche) im Angestelltenverhältnis oder frei-
beruflich im Raum Ulm, Augsburg, München. 
Kontakt unter wp_stb@yahoo.de oder
 WPK 3118

WP/StB, Dipl.-Kfm., 43 J., mit 18-jähriger Be-
rufserfahrung in einer mittelständischen WPG/
StBG in der Prüfung und Erstellung von Jah-
res- und Konzernabschlüssen mittelständi-

Wir sind als Partnerschaftsgesellschaft (Sitz Hannover) organisiert und in einem 
Team von 25 Personen tätig. Zu unseren Zielgruppen gehört der unternehmerische 
Mittelstand verschiedenster Branchen und Rechtsformen; ferner betreuen wir u. a. 
gemeinnützige Rechtsträger und Privatklientel.

Wir suchen einen

 WIRTSCHAFTSPRÜFER (m/w) oder 
 STEUERBERATER/cand. WP (m/w)
mit hohem Engagement, der nach einer Anfangsphase als Angestellter die Position 
eines Partners anstrebt. Wir erwarten insbesondere Erfahrungen in der Prüfung und 
Beratung mittelständischer Mandanten einschl. mittelständischer Konzerne, vertief-
te Kenntnisse und Erfahrungen im internationalen Steuerrecht und fundierte EDV-
Kenntnisse (möglichst auch der DATEV-Programme).

Näheres über unsere Partnerschaftsgesellschaft können Sie unserer Homepage 
www.wwp-hannover.de entnehmen.

 WWP Wichmann Waldeck & Partner 
 z. Hd. Herrn Dr. Georg Waldeck 
 Postfach 65 80 
 30065 Hannover
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scher Gesellschaften sowie deren umfassen-
der steuerlicher und betriebswirtschaftlicher 
Beratung von Mandanten mit umfangreichen 
Privatvermögen (Kapital- und Immobilienbe-
sitz), sucht neue verantwortungsvolle Heraus-
forderung in kleiner oder mittelgroßer WPG/
StBG in Norddeutschland mit Aussicht auf Be-
teiligung. WPK 3119

WP/StB, 45 J., langjährige Erfahrung im Be-
reich Jahresabschlussprüfung, prüfungsna-
he betriebswirtschaftliche Beratung (Interne 
Revision, Compliance, Risikomanagement), 
Prozess- und Organisationsberatung, Daten-
analyse (ACL, IDEA), IT-Audit, sucht neuen 
Wirkungskreis im Raum OWL/Münsterland.
Information und Kontakt: wp-owl@arcor.de

Wirtschaftsprüfer/Steuerberater sucht für Kooperation/Partnerschaft 
in Hamburg Zentrum

Wirtschaftsprüfer/in
Sehr gute zentrale Lage, modernes Büro, überwiegend junge Mitarbeiter,  

überdurchschnittlich großer WP-Anteil am Umsatz.  
Suche Kollegen/in mit eigenen Mandanten, der/die mittelfristig allein  

oder mit weiteren Partnern die Praxis fortführt.

WPK 3005

WP/StB, Dipl.-Bw./Bankkfm., 35 J., Prokurist 
bei „Big Four“-Gesellschaft, 10 Jahre Berufs-
erfahrung im Bereich Abschlussprüfung (Jah-
res- und Konzernabschlüsse nach HGB/IFRS) 
bei Gesellschaften sämtlicher Rechtsformen, 
Sonderprüfungen nach § 44 KWG, prüfungs-
naher Beratung mit Branchenschwerpunkt 
Banken, Finanzdienstleister und Dienstleis-
tungsunternehmen, sucht neue Herausforde-
rung im Großraum München oder Stuttgart 
mit Perspektive, gern auch in mittelständi-
scher WPG. 
Kontakt unter: wp2009@web.de

WP/StB, Dipl.-Kfm., 10 Jahre bei „Big Four“ 
und 5 Jahre in Geschäftsführung mittelstän-
discher WPG/StBG sucht neue Herausforde-

rung, bevorzugt im Rhein-Main-Gebiet. Biete 
umfangreiche Erfahrung in Prüfung und Er-
stellung von Einzel- und Konzernabschlüssen 
nach HGB und IFRS einschließlich prüfungs-
naher Beratung von Unternehmen jeglicher 
Rechtsform und Größe, Mittelstandsbera-
tung, steuerliche Gestaltungsberatung, Erstel-
lung von Steuererklärungen, Betriebswirt-
schaftliche Beratung, Interims-Management 
und Mitarbeiterschulung, Verantwortungsbe-
wusstsein, unternehmerisches Denken, Füh-
rungserfahrung und Teamfähigkeit. 
Anfrage bitte an E-Mail: artos100@gmail.com

Engagierter Bilanzbuchhalter sucht neue be-
rufliche Perspektive: Aus zehnjähriger Berufs-
praxis Erfahrungen im buchhalterischen Be-
reich, dabei insbesondere in den Bereichen 
Kreditoren- und Debitorenbuchhaltung, Um-
satzentwicklung, Controlling, Bilanzdatenpfle-
ge und der Gewinn- und Verlustrechnung.
Kontakt unter E-Mail: 
sebastian.haeneli@googlemail.com

Volljurist, Assessor, mit Nachweis theoreti-
scher Kenntnisse im Steuerrecht, sucht Tätig-
keit bei Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater. 
Kontakt: 01 77 - 5 60 07 59 ab 16 Uhr

Kooperationswünsche
Anzeigen auch auf k www.wpk.de/anzeigen/

WP/StB, Dipl.-Volksw., Prüfer für Qualitäts-
kontrolle nach § 57 a Abs. 3 WPO, langjähri-
ge Erfahrungen in vielen Bereichen der Mittel-
standsberatung sowie großer Gesellschaften 
und Verbände nach HGB-Kriterien, bietet Ko-
operation bzw. sucht Beteiligung an Kolle-
gen- oder/und RA-Team. Angeboten wird die 
Beratung für alle Fragen gesetzlicher und frei-
williger Jahresabschlussprüfungen, MaBV-Prü-
fungen, betriebswirtschaftlicher Beratungspro-
jekte, IAS/IFRS- und US-GAAP-Bilanzierung. 
Evtl. spätere Kanzlei-/Gesellschaftsbeteiligung 
in Partnerkanzleien oder -gesellschaften wird 
angestrebt. WPK 3201

WP/CPA offers 
on a free lancer basis services in the 

area of assurance, auditing and 
compilation of annual (group-)ac-

counts of non-financial organizations 
according to HGB, IFRS and US GAAP.

Contact: 01 71 / 450 82 51

Mittelständische wirtschaftsberaten-
de Sozietät von Rechtsanwälten und 
Steuerberatern im Zentrum von Köln 

sucht Kooperation mit

Wirtschaftsprüfer/innen
Berufserfahrung und eigener Kunden-

stamm sind erwünscht.

Wir freuen uns auf Ihre  
schriftliche Bewerbung. 

WPK 3001
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Wirtschaftsprüfung (Jahresabschluss, kommu-
naler Gesamtabschluss, Sonderprüfungen u. a. 
- IDW S4 -, Unternehmensbewertung - IDW 
S1 -, Berichtskritik ect., Mandantenschutz und 
kollegiale Zusammenarbeit werden gewähr-
leistet. WPK 3212

Kooperation in WP-Bereich: WP, in eigener 
Praxis tätig, Berufserfahrung bei „Big Four“ 
und als Finanzvorstand bei namhaften Han-
dels- und Industriekonzernen, bietet Berufs-
kollegen Zusammenarbeit oder freiberufliche 
Mitarbeit im süddeutschen Raum an.
 WPK 3213

Freie Mitarbeit: WP/StB, Erfahrung in Due Dili-
gence, Restrukturierung, Geschäftsprozessop-
timierung und Finanzierung, sucht bundesweit 
Kooperationen mit Kollegen, Rechtsanwälten 
und Insolvenzverwaltern im Bereich Unter-
nehmensrestrukturierungen, Sanierung und 
Insolvenzabwicklung. WPK 3214

Mittelständische WPG mit Sitz in München 
und Karlsruhe übernimmt bundesweit die 
Jahresabschlussprüfung prüfungspflichtiger 
Mandate sowie andere Vorbehaltsaufgaben 
und Projekte (Sanierung, Sonderprüfungen); 
dauerhafter Mandantenschutz ist selbstver-
ständlich und wird garantiert; eine langfris-
tige Zusammenarbeit mit dem betreuenden 
StB wird angestrebt. WPK 3215

WP/RA – erfolgreich am Qualitätskontrollver-
fahren der Wirtschaftsprüferkammer teilge-
nommen – bietet bundesweit in freier Mit-
arbeit die Durchführung von WpHG- und 
Jahresabschlussprüfung von Finanzdienstleis-
tern an. WPK 3216

Kleine WP-Praxis (im Raum nördlich Hamburg) 
mit hohem Prüfungsanteil sucht zur Verstär-
kung des Prüfungsbereiches partnerschaftli-
che Zusammenarbeit mit jungem, selbständi-
gem WP. WPK 3217

Freie Mitarbeit: Erfahrener Prüfer/Prüfungs-
leiter (Handels-, Produktions-, Energiever-
sorgungsunternehmen und Krankenhäuser), 
sucht deutschlandweit Mitarbeit bei Jahresab-
schlussprüfungen und betriebswirtschaftlicher 
Beratung. WPK 3218

Netzwerkfreier WP im PLZ-Raum 7 übernimmt 
(bundesweit) Prüfungsaufträge sowie andere 
Aufträge von Kollegen, bei denen sie aufgrund 
von Ausschlussgründen nicht selbst tätig wer-
den können. Mandatsschutz ist selbstver-
ständlich. WPK 3202

WP/StB, mehr als 15 Jahre Berufserfahrung - 
davon mehrere Jahre in den USA – in der na-
tionalen und internationalen Wirtschaftsprü-
fung, bietet fallbezogen freie Mitarbeit bei 
der Prüfung, Erstellung und Steuerberatung. 
Erfahrung mit international tätigen börsen-
notierten Konzernen (IFRS) ebenso vorhanden 
wie die Betreuung mittelständischer Klientel. 
Langjährige Erfahrung im Bereich Qualitätssi-
cherung (PfQk, Interne Nachschau, auftrags-
begleitende Qualitätssicherung, Berichtskritik, 
etc.) sowie als Aufsichtsrats-/Beiratsmitglied 
vorhanden. Raum Rhein-Neckar-Main bevor-
zugt. WPK 3203

WP, Prüfer für Qualitätskontrolle nach § 57 a 
Abs. 3 WPO, im badischen Raum mit langjäh-
riger Berufserfahrung aus selbstständiger Tä-
tigkeit bietet (bundesweite) Kooperation im 
Bereich Wirtschaftsprüfung (Jahres- und Kon-
zernabschlussprüfungen, Sonderprüfungen, 
Gutachten, etc.) an. Mandatsschutz wird ga-
rantiert. Ziel ist eine langfristige, kollegiale Zu-
sammenarbeit. WPK 3204

WP/StB, 18-jährige Berufserfahrung (nationa-
le und internationale Mandate), insbesondere 
im Bereich „Financial Services“ (z. B. Prüfung 
von Jahres- und Konzernabschlüssen nach 
HGB und IFRS, Beratungsprojekte, Due Dili-
gence), sucht freiberufliche/projektbezogene 
Mitarbeit bei WPG sowie bei Sonderprüfungen 
und -untersuchungen, Forensik- sowie Revisi-
onsprojekten (einschl. Qualitätssicherung und 
Erarbeitung gutachterlicher Stellungnahmen 
zu Bilanzierungsfragen nach HGB/IFRS); ver-
handlungssichere Englisch- und Französisch-
kenntnisse vorhanden. WPK 3205

WPG in Stuttgart mit breiten Branchenerfah-
rungen und durchlaufener externer Qualitäts-
kontrolle bietet Berufskollegen, RAen und In-
solvenzverwaltern zuverlässige Unterstützung 
in Erstellungs-, Prüfungs- und Sonderaufträ-
gen wie Steuerdeklaration an, auch in Bezug 
auf Qualitätsmanagement. Uneingeschränk-

ter Mandantenschutz wird selbstverständlich 
zugesichert. WPK 3206

Mittelständische, überregional tätige WPG 
sucht zur weiteren Verstärkung ihrer Nieder-
lassung in Hamburg WPG als Kooperations-
partner. Schwerpunkt der Tätigkeit ist die 
umfassende betriebswirtschaftliche und steu-
erliche Beratung sowie die Jahresabschluss-
prüfung mittelständischer und auch öffentli-
cher Unternehmen. Es werden eine moderne 
Infrastruktur in repräsentativen Büroräumen 
in der Hamburger Innenstadt und die Perspek-
tiven einer partnerschaftlich strukturierten un-
abhängigen WPG geboten. WPK 3207

Erfahrener WP/StB, mit eigenem Mandanten-
stamm und Schwerpunkt in der Mittelstands-
beratung und Prüfungsmandaten, sucht 
größeren Verbund in München zum Zusam-
menschluss. Die steuerliche Beratung und die 
Prüfungstätigkeit sollten wesentliche Teile der 
gemeinsamen Berufsausübung sein. 
 WPK 3208

Betriebsw., Bilanzbuchhalter, Steuerfachange-
stellter, mit langjähriger Berufserfahrung in Er-
stellung, Prüfung und Beratung auch nach in-
ternationalen Rechnungslegungsvorschriften 
(IAS, US-GAAP) von nationalen und internati-
onalen Konzernen und börsennotierten sowie 
mittelständischen Unternehmen aller Rechts-
formen, bietet freie Mitarbeit im Raum Ham-
burg. EDV-Kenntnisse, Erfahrungen SAP-RT3, 
sämtliche DATEV-Programme einschließlich 
aller AP-Klassik-Programme, diverse betriebs-
eigene EDV-Programme, sucht neue Heraus-
forderung im Raum Hamburg. WPK 3209

WP/StB, 41 J., 7 Jahre „Big Four“, 7 Jahre mit-
telständische WPG, besonders versiert in den 
Bereichen Prüfung Mittelstand, Konzernab-
schluss, Qualitätskontrolle, Berichtskritik, be-
triebswirtschaftliche Beratung und Sondergut-
achten (Überschuldung, Gerichtsgutachten, 
Unternehmensbewertungen etc.), sucht frei-
berufliche Mitarbeit vorzugsweise nördliches 
NRW/südliches Niedersachsen aber auch bun-
desweit, Mandatsschutz selbstverständlich. 
 WPK 3211

Erfahrener WP, Köln, in eigener Praxis, mit 
Lehrauftrag, bietet Kooperation im Bereich 
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Mittelständische WPG (3 Partner) in Frankfur-
ter Innenstadtlage sowie einem zweiten Stand-
ort im MTK sucht jüngeren StB/WP, gerne auch 
mit eigener Praxis oder Teilpraxis, der Kapazitä-
ten und die Motivation hat, die Nachfolge ei-
nes ausscheidenden Partners anzutreten. Die 
umfassende, selbständige steuerliche und be-
triebswirtschaftliche Beratung anspruchsvoller 
Mandanten und die Prüfungstätigkeit sind we-
sentliche Teile der Aufgaben.  WPK 3219

WP/StB, Dipl.-Volksw., 47 J., mit langjähriger Er-
fahrung in der Beratung von mittelständischen 
und international tätigen Unternehmen, bie-
tet in Süddeutschland freiberufliche Mitarbeit 
bei der Prüfung von Jahresabschlüssen sowie 
weiteren Beratungsleistungen an. Mandanten-
schutz ist selbstverständlich. WPK 3220

WP/StB, Dipl.-Kfm., 38 J., mit langjähriger Be-
rufserfahrung aus „Big Four“-Gesellschaft 
und freiberuflicher Tätigkeit, bietet projektbe-
zogene Unterstützung bei der Erstellung und 
Prüfung von Jahres- und Konzernabschlüssen 
sowie der Durchführung von Sonderprüfun-
gen an. WPK 3221

Berlin: WP/StB, Dipl.-Kfm., 38 J., langjährige 
Erfahrung in betriebswirtschaftlicher Bera-
tung (Due Diligence u. a.) bietet Berufskolle-
gen projektbezogene freie Mitarbeit an.
 WPK 3222

StB/WP-GmbH mit Spezialisierung im Bereich 
geschlossener Fondsprodukte bietet Koopera-
tion bzw. die fallweise Übernahme von Pros-
pektbeurteilungen nach IDW S 4, Mittelver-
wendungskontrolle, Registertreuhandschaft, 
laufende Steuerberatung oder Gestaltungsbe-
ratung im Großraum München aber fallweise 
auch bundesweit an. Uneingeschränkter Man-
dantenschutz ist selbstverständlich.
 WPK 3223

Am Standort Hannover wird einem erfahrenen 
Kollegen mit einschlägigem Prüfungs-Know-
how zum KWG die Möglichkeit geboten, uns 
freiberuflich bei einer Erstprüfung zu unter-
stützen.  WPK 3224

WP, Dipl.-Kfm., 50 J., Prüfer für Qualitäts-
kontrolle nach § 57 a Abs. 3 WPO, in eigener 
Praxis, mit langjähriger Erfahrung in Prüfung 

und Beratung vorwiegend mittelständischer 
Unternehmen, sucht freie Mitarbeit bei Ab-
schlussprüfungen bzw. Qualitätssicherung 
(Berichtskritik und weitergehende Qualitäts-
sicherungsmaßnahmen), vorzugsweise im 
Rhein-Main-Gebiet. WPK 3225

WPin/StBin, Raum München, langjährige Be-
rufserfahrung, bietet freiberuflich die Durch-
führung der Berichtskritik an.
Kontakt: uhlmecklinger.wp@web.de 

Immobilienwirtschaft: WP, Prüfer für Qualitäts-
kontrolle nach § 57 a Abs. 3 WPO, bietet freie 
Mitarbeit, 20 Jahre Berufserfahrung in Bewer-
tung und Gutachten, Fonds- und Haus-Verwal-
tung, legal + rent due diligence, Erstellung so-
wie Prüfung nach HGB/IFRS; in Englisch. 
Konatkt: www.wp-kruse-kraft.de
E-Mail : r.kruse-kraft@t-online.de 
Tel. 0 30 / 32 7659 90 

WP/StB, mit eigener Kanzlei im Aufbau und 
daher freien Kapazitäten, bietet Berufskolle-
gen fallbezogen Unterstützung in freier Mit-
arbeit oder Kooperation. Über 15 Jahre Erfah-
rung (davon 8 bei „Big Four“ als Manager) in 
Beratung und Prüfung deutscher Gesellschaf-
ten und Konzerne und von Tochtergesellschaf-
ten ausländischer Konzerne in Deutschland 
(einschl. IFRS, US-GAAP, SOX 404). Erfahrung 
mit international tätigen börsennotierten Kon-
zernen ebenso wie mit der Betreuung mittel-
ständischer Mandate. Breite Erfahrung nach 
Branchen und Rechtsformen. Fließende und 
fachsichere Englisch- und Französischkennt-
nisse zur Kommunikation mit ausländischen 
Muttergesellschaften und Konzernprüfern. 
Raum Baden-Südpfalz bevorzugt. Mandats-
schutz ist selbstverständlich und zugesichert.
Kontakt: teine-wp-freelance@vodafone.de

WPG aus Berlin bietet Kollegen bundesweit 
externe Berichtskritik, auftragsbegleitende 
Qualitätssicherung und Nachschau sowie die 
Verbesserung/Aktualisierung ihres Qualitäts-
sicherungssystems an.
Kontakt: WP/StB Dr. Wolf-Michael Farr
Tel.: 0 30 / 26 34 98 - 30
E-Mail: farr@farr-wp.de, www.farr-wp.de

Erfahrener WP bietet zuverlässige Zusam-
menarbeit bei Abschlussprüfung, bei Grün-

dungsprüfung und Sonderprüfungen – auch 
in Bezug auf Berichtskritik/Nachschau – an. 
Mandantenschutz und kollegiale Zusammen-
arbeit werden selbstverständlich uneinge-
schränkt und dauerhaft zugesichert.
Kontakt: UNION AG WPG
WP/StB Dipl.-Kfm. Hubert E. Grünbaum
Friedrich-Ebert-Straße 21
95448 Bayreuth
Tel.: 09 21 / 8 89 - 0
E-Mail: info@unionag.de

WP (kein ehemaliger Mitarbeiter der „Big 
Four“) übernimmt freiwillige und Pflichtprü-
fungen. Kollegiale Zusammenarbeit und Man-
datsschutz ist selbstverständlich.
WP/StB/RB Hermann Frese
Große Straße 24
28870 Ottersberg
Tel.: 0 42 05 / 39 55 - 0
Fax: 0 42 05 / 39 55 - 55

WPin aus einer mittelständischen WPG in 
Hamburg bietet überregional externe Berichts-
kritik (§ 24 d Abs. 1 Satz 4 BS WP/vBP) sowie 
auftragsbegleitende Qualitätssicherung an.
Ansprechpartner: Viola Beecken
Tel.: 0 40 / 32 31 04 40 oder 
E-Mail: vb@atos-beratung.de

WP/StB, mit erfolgreich abgeschlossener Qua-
litätskontrolle, bietet Berufskollegen, die sich 
der externen Qualitätskontrolle nicht mehr un-
terziehen wollen, die Übernahme von Pflicht-
prüfungen an. Mandantenschutz und kollegi-
ale Zusammenarbeit sind selbstverständlich. 
Eine Mandatsübernahme zu berufsüblichen 
Bedingungen ist möglich.
Kontakt: 01 71/324 46 33

RA, WP/StB, Dipl.-Kfm., in spezialisierter und 
mittelstandsorientierter WP-/StB-/RA-Praxis 
vertritt bundesweit WP-/StB-Kollegen/-innen 
gerichtlich und außergerichtlich in Regressfäl-
len in Abstimmung mit ihren Versicherern.
Kontakt: WP/StB/RA Dipl.-Kfm. Ralf Bauerhaus
Osthofstraße 54 D
48163 Münster
Tel.: 0 25 36 / 33 53 77
Fax: 0 25 36 / 33 53 78
E-Mail: bauerhaus@datevnet.de
Internet: www.bauerhaus-kroeger.de
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Fidunion GmbH WPG mit 25 selbststän-
dig tätigen Kanzleien in Deutschland 
(www.fidunion.de), zusammengeschlossen 
unter der Fidunion International G.I.E, mit 
mehr als 300 Büros weltweit, sucht für fol-
gende Standorte engagierte und international 
ausgerichtete WP-Kanzleien: Bonn, Bielefeld, 
Dortmund, Düsseldorf, Essen, Hamburg, Han-
nover, Karlsruhe, Leipzig, Magdeburg, Mainz, 
Münster/Westf., Rostock, Saarbrücken, Wup-
pertal.
Kontakt: 
WP/StB Dipl.-Kfm. Siegfried Heinzelmann
Tel.: 0 60 74 / 82 73 - 0
E-Mail: contact@cdh-treutax.de

RA/WP/StB, häufig als gerichtlich bestellte 
Sachverständige in Haftungsfällen tätig, über-
nimmt die Vertretung bei Schadensersatzan-
sprüchen gegen StB/WP. 
Kontakt: RA/StB/WP Annerose Warttinger
Richard-Wagner-Straße 19
65193 Wiesbaden
Tel.: 06 11 / 9 51 42 - 0
E-Mail: warttinger@assig.de
Internet: www.assig.de

Mittelständische WPG mit Standorten in Göt-
tingen und Hamburg: Geschäftsführer und 
Mitarbeiter haben unterschiedliche Berufs-
qualifikationen und Ausbildungswege und 
sind damit in der Lage, zeitnah komplexe Fra-
gestellungen zu bearbeiten. Unterstützung bei 
anspruchsvollen Mandanten und in schwieri-
gen Fragen der Umstrukturierung nach dem 
Umwandlungsgesetz, dem Umwandlungs-
steuergesetz, bei der Umsetzung von Sanie-
rungskonzepten sowie in Fragen der Unter-
nehmensnachfolge. Mandatsschutz ist für uns 
selbstverständlich. 
Kontakt über: Advisus GmbH WPG
Herrn WP/StB Harnald Henze
Tel. 05 51 - 7 07 07 - 0
www.advisus.de 

Spezialisierte und mittelstandsorientierte WP-/
StB-/RA-Praxis bietet Berufskollegen bundes-
weit in Kooperation die Durchführung freiwil-
liger und gesetzlich geregelter Prüfungen (JA-/
LB-/KA-/KLB-/IT-System/Sonstige Prüfungen 
nach HGB, IAS/IFRS, IDW PS 330, PublG, HGrG, 
KAGG, LHO, GO, KHG, StiftG, MaBV, WpHG, 
DSD) an. Die Praxis führt zudem weitere Ein-

zelaufträge in kollegialer und unkomplizier-
ter Zusammenarbeit mit Berufsangehörigen 
auf den Gebieten Sanierung, Unternehmens-
veräußerung, Due Diligence, Wirtschaftsrecht, 
WP-/StB-Regressabwehr durch. Mandats-
schutz wird uneingeschränkt und dauerhaft 
zugesichert.
Kontakt: WP/StB/RA Dipl.-Kfm. Ralf Bauerhaus
Osthofstraße 54 D
48163 Münster
Tel.: 0 25 36 / 33 53 77
Fax: 0 25 36 / 33 53 - 78
E-Mail: bauerhaus@datevnet.de
Internet: www.bauerhaus-kroeger.de

Für eine gemeinschaftliche Nutzung einer Gesamt-Bürofläche von 
ca. 860 m2 suchen wir für Teilflächen von ca. 500 m2 ab 1.1.2010 bevorzugt Mitmie-
ter oder ggf. Untermieter (RA/StB/WP-Kanzleien). Unsere Anwalts- und Steuerbe-
ratungssozietät belegt im 3. OG eines Bürogebäudes ca. 300 m2 der Gesamtfläche 
von ca. 860 m2. Die freie Fläche lässt sich in beliebige Raumgrößen aufteilen. 

Das Objekt befindet sich im Münchner Osten in unmittelbarer (Fuß-)Nähe zur Kult-
fabrik und zum Ostbahnhof.

Kontaktaufnahme unter Tel. 089 / 41 86 96 - 44 (RA/FAfStR Josef Feuchtinger)

Praxisbörse
Anzeigen auch auf k www.wpk.de/anzeigen/

WP/StB, Dipl.-Kfm., Anfang 40, Partner ei-
ner WP/StB/RA-Kanzlei, langjährige Tätigkeit 
mit Schwerpunkt Prüfung und Beratung von 
KMU, Berufserfahrung auf der Basis leitender 
Tätigkeiten für „Big Four“ sowie mittelständi-
scher WP/StB-Praxen, sucht neuen Wirkungs-

kreis mit partnerschaftlicher Perspektive oder 
Kanzlei zur Übernahme, Großraum Köln/Düs-
seldorf/Ruhrgebiet. WPK 3301

WP/StB, 39 J., sucht existenzsichernde Kanzlei 
im Großraum München zum Kauf (bevorzugt 

ohne Vermittler). Langjährige Erfahrung in der 
Prüfung und Beratung mittelständischer Man-
date vorhanden. WPK 3302

WP/StB, Dipl.-Kfm., 52 J., w., langjährige Be-
rufserfahrung in der Wirtschaftsprüfung und 
Steuerberatung, sucht Beteiligung an einer 
WPG/StBG oder Bürogemeinschaft mit Kolle-
gen und RAen bzw. Übernahme einer WP/StB-
Praxis in NRW. WPK 3303

StBin und StB/WP suchen im Großraum 
Bamberg oder im Großraum Dresden bzw. 
Ostsachsen StB- oder WP-Kanzlei mit 
250.000 - 500.000 ¤ Jahresumsatz zur Über-
nahme. Überleitende Tätigkeit wird ge-
wünscht. WPK 3304
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Maßgeblicher Anteil an WPG/StBG in attrak-
tiver Lage in Hamburg zu veräußern. Die Ge-
sellschaft wird von weiteren Gesellschaftern/
Geschäftsführern geleitet. Neben der Prü-
fungstätigkeit macht die steuerliche Beratung 
einen wesentlichen Teil der Tätigkeit aus.
 WPK 3305

Im Rahmen der Nachfolgeplanung wird einem 
Berufskollegen mit eigener Praxis oder Teil-
praxis eine Beteiligungsmöglichkeit an WPG/
StBG in Kassel in attraktiver Lage angeboten. 
Die Leitung obliegt derzeit vier Berufsträgern, 
die technische Ausstattung der Praxis ist auf 
dem neuesten Stand. Neben der Prüfungstä-
tigkeit macht die steuerliche Beratung einen 
wesentlichen Teil der Tätigkeit aus. Auch eine 
regionale oder überregionale Beteiligung und 
Zusammenarbeit mit einer mittelständischen 
StBG/WPG kann von Interesse sein.
 WPK 3306

Im Rahmen der Nachfolgeregelung wird eine 
konkrete Beteiligung an einer ertragstarken 
WP/StB-Kanzlei im Raum Düsseldorf ange-
boten, Schwerpunkt StB-Mandate (ca. 90 %); 
qualifiziertes Personal, moderne Praxisräume 
und EDV-Technik vorhanden. WPK 3307

Mittelständische WPG sucht im Raum Frei-
burg/Karlsruhe/Schwarzwald Prüfungsman-
date oder WP-Praxis zur Übernahme. Eine Ko-
operation im Bereich Wirtschaftsprüfung mit 
WP-/vBP-/StB- Praxen zur Mandatsabsiche-
rung, der Erweiterung des Angebotsspekt-
rums oder bei Vorliegen von Ausschlussgrün-
den gem. § 319 HGB ist ebenfalls möglich.
 WPK 3308

Junge, dynamische, sozial kompetente, sehr 
unternehmerisch denkende StB und StB/WP 
(35 und 37 J. jung) suchen die Kanzlei in 
München mit einem Umsatz ab 500.000 ¤ 
zum Kauf (bevorzugt ohne Vermittler). Wün-
schenswert wäre eine überleitende Tätigkeit 
des bisherigen Kanzleiinhabers.
 WPK 3309

Unternehmerisch geprägte WP/StB und StB, 
mit langjähriger Erfahrung in der Prüfung und 
Erstellung von Jahresabschlüssen sowie in der 
steuerlichen und betriebswirtschaftlichen Be-
ratung mittelständischer Unternehmen su-

chen StB- oder WP-Kanzlei in München mit 
200 - 300 T ¤ Jahresumsatz zur Übernahme. 
Überleitende Tätigkeit gerne, aber nicht zwin-
gend. WPK 3310

Mittelständische WPG/StBG mit Sitz in Frei-
burg sucht im Raum Freiburg/Lörrach/Karlsru-
he/Schwarzwald Prüfungsmandate oder WP/
StB-Praxis zur Übernahme. Angeboten wird 
auch eine Kooperation im Bereich Wirtschafts-
prüfung oder Gestaltungsberatung mit WP-/
StB-Praxen bei Mandantenschutz zur Erweite-
rung des Beratungsangebots. WPK 3311

Raum Osnabrück-Münster: Mittelständisch 
orientierte WPG sucht Mandate oder Kanzlei 
zur Übernahme/zum Kauf. WPK 3312

Im Rahmen der Nachfolgeplanung wird einem 
Berufskollegen mit eigener Praxis oder Teilpra-
xis eine Beteiligungsmöglichkeit an einer Praxis 
in Hamburg-Nähe, in attraktiver Lage angebo-
ten. Die technische Ausstattung der Praxis ist 
auf dem neuesten Stand. Die drei Mitarbeite-
rinnen sind engagiert. Die Praxis und die an-
geschlossene WPG verfügen über die Teilnah-
mebescheinigung nach § 57 Abs. 3 WPO. Den 
Schwerpunkt bildet jedoch die steuerliche Tä-
tigkeit mit Buchhaltung, Lohn usw. Auch eine 
regionale oder überregionale Beteiligung und 
Zusammenarbeit mit einer mittelständischen 
WPG kann von Interesse sein. WPK 3313

Bürogemeinschaft – München – Brienner 
Straße: Helle, freundliche Räume an WP/StB in 
wirtschafts- und familienrechtlicher Anwalts-
kanzlei zu vermieten. Schwerpunkt der Kanz-
lei ist die außergerichtliche Konfliktbeilegung, 
Mediation. WPK 3314

Hamburg: Kleine Sozietät (ein WP, zwei StB) 
sucht jüngeren WP im Rahmen einer Nachfol-
geplanung. Vorzugsweise – aber nicht zwin-
gend – sollte bereits ein eigener Mandanten-
stamm vorhanden sein. Eine Partnerschaft 
wird angestrebt. WPK 3315

WP/StB, seit mehreren Jahren in leitender Po-
sition bei einer großen WPG, sucht Kanzlei 
zur Übernahme oder partnerschaftlichen Be-
teiligung in Hamburg und Umgebung. Um-
fangreiche Erfahrung in der Betreuung ka-
pitalmarktorientierter und mittelständischer 

Unternehmen in den Bereichen Prüfung, Bera-
tung und Steuern. WPK 3316

Rhein-Neckar-Raum/Pfalz/Südhessen: Enga-
gierter WP, Dipl.-Kfm., mit über 12-jähriger 
umfassender Tätigkeit in Prüfung und Bera-
tung überwiegend mittelständischer Man-
date, sucht WP- und/oder StB-Praxis mit 
400.000 - 600.000 ¤ Umsatz zur Übernahme 
zu den berufsüblichen Konditionen. Überlei-
tende Tätigkeit im Sinne einer seriösen Über-
gabe ist erwünscht. WPK 3317

Mittelständische WPG sucht zum Ausbau ih-
rer Präsenz in Hamburg StB/WP-Einzelpraxen 
zur Übernahme. Überleitende Tätigkeiten oder 
Kooperation im Rahmen einer Nachfolgerege-
lung sind willkommen. WPK 3318

Mittelständische, überregional tätige WPG 
sucht zur Verstärkung ihrer Niederlassung in 
Frankfurt StB/WP-Praxen als Kooperations-
partner oder mittelfristig zur Übernahme im 
Rahmen einer Nachfolgeregelung. Schwer-
punkt der Tätigkeit ist die umfassende be-
triebswirtschaftliche und steuerliche Beratung 
sowie die Jahresabschlussprüfung mittelstän-
discher Unternehmen und Finanzdienstleister.
 WPK 3319

Raum Münster (Westf.): WP/StB, promoviert, 
seit mehreren Jahren Partner einer mittelgro-
ßen WPG/StBG, sucht Kanzlei zur Übernahme. 
Langjährige Erfahrung im Mittelstand, viele 
Sonderprojekte; keine „Big Four“. Überleiten-
de Tätigkeit gerne, aber nicht zwingend.
 WPK 3320

WP-GmbH, Firma mit prägendem Regionalbe-
zug, ohne Mandantenstamm, gegen Vergü-
tung des in voller Höhe vorhandenen Stamm-
kapitals sowie eines Namenszuschlags zu 
verkaufen. Die Geschäftsführung kann vor-
übergehend übernommen werden.
Kontakt: WP/RA Dr. jur. Werner Wenzel
Bruckenfischerstraße 22
81547 München
Tel.: 0 89 / 64 27 90 - 0
Fax: 0 89 / 64 27 90 - 19
E-Mail: lawcor.wenzel@t-online.de
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WP, Prüfer für Qualitätskontrolle nach § 57 a 
Abs. 3 WPO, im badischen Raum besitzt um-
fangreiche Erfahrungen in der Vorbereitung 
auf und der Durchführung von externen Qua-
litätskontrollen speziell für kleine und mittel-
ständische Praxen. WPK 3401

Langjährig selbstständiger WP, Prüfer für Qua-
litätskontrolle nach § 57 a Abs. 3 WPO, bietet 
(bundesweit) neben externen Qualitätskon-
trollen auch Vorbereitungen auf die externe 
Qualitätskontrolle, interne Nachschauen, Be-
richtskritiken, auftragsbegleitende Qualitäts-
sicherungen, etc. an. WPK 3402

Erfahrener WP/StB, 42 J., zahlreiche Fachpu-
blikationen, bietet die Übernahme mat. Be-
richtskritiken an. Kontaktaufnahme unter 
Berichtskritiker@t-online.de oder 
 WPK 3403

WPG in Baden-Württemberg (2 Berufsträ-
ger), Prüfer für Qualitätskontrolle nach § 57 a 
Abs. 3 WPO, führt bei kleinen und mittleren 
Berufspraxen bundesweit Qualitätskontroll-
prüfungen nach § 57 a WPO durch. Ferner 
bieten wir auch die Übernahme von Aufträ-
gen in den Bereichen, Berichtskritik, Nach-
schau oder auftragsbegleitender Qualitäts-
kontrolle an.
Anfragen bitte unter 
reinald.huber@bpgo.de oder 
Tel. 0 78 04 97 73 0

Erfahrener Prüfer für Qualitätskontrolle bietet 
deutschlandweit die Durchführung der Quali-
tätskontrolle an. Mit rd. 125 durchgeführten 
Prüfungen vor allem kleiner und mittelgro-
ßer WP/vBP-Praxen wird über umfangreiches 
Know-how verfügt, Qualitätskontrollen zü-
gig und zu attraktiven Konditionen abzuwi-
ckeln. Umfassende praktische Erfahrungen 
und aktuelle fachliche Kenntnisse vorhanden, 
die auch in speziellen Fortbildungen für PfQK 
vermittelt werden. Kleinpraxen wird Unter-
stützung bei der externen Berichtskritik oder 
Nachschau angeboten.

System der Qualitätskontrolle
Anzeigen auch auf k www.wpk.de/anzeigen/

Nähere Informationen: 
WP/StB Dipl.-Kfm. Andreas Köhl
Tel.: 08 71 / 9 24 24 0
E-Mail: ak@koniarski-stb.de
Internet: www.koniarski-stb.de

Prüfer für Qualitätskontrolle nach § 57 a Abs. 3 
WPO, mit eigener Teilnahmebescheinigung 
und den Anforderungen an die Organisation 
kleiner und mittlerer Praxen sowie den Erwar-
tungen der Berufskollegen bestens vertraut, 
bietet die bundesweite Durchführung der ex-
ternen Qualitätskontrolle nach § 57 a WPO 
oder die Beratung zur Einrichtung eines prü-
fungsfähigen Qualitätssicherungssystems an.
Kontakt: Tel.: 0 69 / 68 09 19 55

WP mit Berufspraxis in Hagen/Westfalen führt 
Qualitätskontrollen nach § 57 a WPO für klei-
ne und mittlere Berufspraxen durch. Prakti-
sche Erfahrungen vorhanden. Bescheinigung 
nach § 57 a WPO liegt vor.
Kontakt: Dr. Reiner Deussen
Körnerstraße 84
58095 Hagen
Tel.: 0 23 31 / 9 22 15 - 0
E-Mail: dr.deussen@deussen.de

WP/StB mit erteilter Teilnahmebescheinigung 
bietet die Durchführung von Qualitätskon-
trollprüfungen nach § 57 a WPO, Berichtskritik 
sowie Nachschau an. Umfangreiche Erfahrun-
gen in der Durchführung von Qualitätskontrol-
len insbesondere bei kleinen und mittelgroßen 
Berufskollegen. Mandantenschutz wird zuge-
sichert.
Kontakt: UNION AG WPG
WP/StB Dipl.-Kfm. Hubert E. Grünbaum
Friedrich-Ebert-Straße 21
95448 Bayreuth
Tel.: 09 21 / 8 89 - 0
E-Mail: info@unionag.de 

WP/StB, Prüfer für Qualitätskontrolle nach 
§ 57 a Abs. 3 WPO, mit Berufspraxis in Leip-
zig bietet die Durchführung von Qualitätskon-
trollprüfungen nach § 57 a WPO, Berichtskri-

tik, auftragsbegleitende Qualitätssicherung 
sowie Nachschau bei kleinen und mittelgro-
ßen Berufspraxen an.
Kontakt für ein erstes Gespräch: 
Dr. Helmut Bury
Lindenpark 7
04178 Leipzig
Tel.: 03 41 / 4 51 13 46
E-Mail: dr.bury@t-online.de

WPG in Berlin hat bundesweit bereits über 
140 externe Qualitätskontrollen durchgeführt. 
Spezialisierung auf kurzfristige und effizien-
te Durchführung von Qualitätskontrollen bei 
kleinen und mittelgroßen WP-/vBP-Praxen. 
Aufgrund der großen Erfahrung wird Berufs-
kollegen auch gerne Unterstützung bei der 
Verbesserung/Aktualisierung ihres Qualitäts-
sicherungssystems oder bei der Vorbereitung 
auf die Qualitätskontrolle angeboten. Ferner 
wird für Kleinpraxen Unterstützung bei der 
externen Berichtskritik oder Nachschau ange-
boten.
Kontakt: WP/StB Dr. Michael Farr
Tel.: 0 30 / 26 34 98 - 30
E-Mail: farr@farr-wp.de
Internet: www.farr-wp.de

Mittelständische WPG, Prüfer für Qualitäts-
kontrolle nach § 57 a Abs. 3 WPO, mit bundes-
weit mehr als 30 durchgeführten Qualitäts-
kontrollen bei Größe von 1 - 4 WP/vBP (1 - 50 
Mitarbeiter). Fachauditor für Zertifizierungen 
nach DIN EN ISO 9001:2008. Einrichtung von 
Qualitätssicherungssystemen. Auch Koopera-
tion für Siegelmandate unter vollem Mandats-
schutz. 
Kontakt: 
WP/StB Dipl.-Vw. Michael Weidenfeller
Tel.:0 26 89/98 50-0
Internet: www.marx-jansen.de
www.michael.weidenfeller.de

Mittelständische WPG in Hamburg führt bun-
desweit externe Qualitätskontrollen gem. 
§ 57 a WPO durch. Erfahrungen aus mehr als 
150 bei kleinen und mittelständischen Praxen 
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durchgeführten externen Qualitätskontrollen 
sind vorhanden. 
Ansprechpartner für ein erstes einführendes 
Gespräch mit den Prüfern für Qualitätskon-
trolle (nach § 57 a Abs. 3 WPO): 
Viola Beecken und Gisela Scholdei
Tel.: 0 40 / 32 31 04 40 oder 
E-Mail: info@atos-beratung.de

WP-Starter, Erst- und Folgeprüfungen sind un-
ser Qualitätskontroll-Geschäftsfeld. Als Prüfer 
für Qualitätskontrolle nach § 57 a Abs. 3 WPO 
registrierte und bundesweit tätige WPG, Stand-
ort Großraum Nürnberg, bietet die Durchfüh-
rung von Qualitätskontrollen nach § 57 a bzw. 
57 g WPO bei kleinen und mittelgroßen WP-, 
vBP-Praxen und WPG/BPG an. Wir haben be-
reits mehrfach, und für die Kollegen erfolg-
reich, Qualitätskontrollprüfungen bundesweit 
durchgeführt und aktualisieren laufend PfQK-
Spezialfortbildungen einschl. Schwerpunkte 
PS 261, IKS- und IT-Bereich. Alternativ wird 
Unterstützung bei der Einrichtung des QSS so-
wie als Externe für Berichtskritik und Nach-
schau angeboten.
Nähere Informationen: 
WP Dipl.-Volksw. Heinz-Jürgen Wagner
alpha-audit GmbH WPG
Tel.: 01 71 / 4 95 38 00
E-Mail: 
alpha.wagner@wirtschaftspruefer-neumarkt.de

WP, Prüfer für Qualitätskontrolle nach § 57 a 
Abs. 3 WPO, in eigener WPG tätig, hat seit 
2002 mehr als 40 Qualitätskontrollen bundes-
weit durchgeführt. Die geprüften Kanzleien 
hatten 1 - 15 Berufsträger und bis zu 160 Mit-

arbeiter. Die eigene Kanzlei ist seit 1999 nach 
ISO 9001 zertifiziert, daher auch als Fachaudi-
tor für ISO-Zertifizierungen aktiv. 
Kontakt: WP/StB W. Winkelmann
Tel.: 0 52 05 - 7 51 50
E-Mail: info@kanzlei-winkelmann.de
Internet: www.kanzlei-winkelmann.de

WP/StB, Prüfer für Qualitätskontrolle nach 
§ 57 a Abs. 3 WPO, spezialisiert auf kleine/mit-
telständische Praxen, mit Prüfungserfahrung 
und Referenzen (ca. 20 durchgeführte Prü-
fungen, auch Praxen mit § 319 a-Mandaten), 
bietet die Durchführung von Qualitätskon-
trollprüfungen im norddeutschen und im Ber-
liner Raum. 
Kontakt für ein erstes Gespräch: 
WP/StB Christian Maracke
c/o Take Maracke Steuerberater Rechtsanwäl-
te Wirtschaftsprüfer
24105 Kiel
Tel.: 04 31 / 99 08 13 00
E-Mail: c.maracke@take-maracke.de

WP/StB, FBInt.StR, erfahrener Prüfer für Quali-
tätskontrolle nach § 57 a Abs. 3 WPO, mit Sitz 
im Rhein-Main-Gebiet bietet bundesweit ex-
terne Qualitätskontrollprüfungen kleiner und 
mittelständischer WP-Kanzleien an oder Durch-
führung eines Reviews zur Vorbereitung auf die 
Qualitätskontrollprüfung oder Durchführung 
der Berichtskritik oder auftragsbegleitenden 
Qualitätssicherung oder Unterstützung bei der 
Nachschau, effiziente Unterstützung bei der 
Einführung eines geeigneten internen Quali-
tätskontrollsystems; Schulung von Berufskolle-
gen auf Basis von anerkannten Fortbildungs-

veranstaltungen nach § 57 a Abs. 3 Satz 2 Nr. 
4 WPO sowie Kooperation und Übernahme von 
Aufträgen nach § 57 a WPO bei vollem Man-
datsschutz für Siegelmandate aller Art.
Kontakt: Tel.: 0 60 74 / 82 73 - 0
E-Mail: contact@WP-STB-Heinzelmann.de
Internet: www.WP-STB-Heinzelmann.de

WP und Prüfer für Qualitätskontrolle nach 
§ 57 a Abs. 3 WPO, mit erteilter Teilnahmebe-
scheinigung für eigene Praxis, führt effizient 
und zügig Qualitätskontrollen bei kleinen und 
mittleren WP/vBP-Praxen zu fairen Konditio-
nen durch. Vertraut mit den Qualitätsanfor-
derungen für solche Praxen und umfassende 
Erfahrungen aus mehreren bereits durchge-
führten Qualitätskontrollen. Ferner wird bei 
Einzel- und Kleinpraxen die auftragsbezoge-
ne Qualitätssicherung gem. § 24 d BS WP/vBP 
(Berichtskritik und ggf. auftragsbegleitende 
Qualitätssicherung) sowie Unterstützung bei 
der Nachschau angeboten.
Kontakt: WP/StB Dipl.-Kfm. Frank Ehlig
Kirchhörder Straße 29
44229 Dortmund
Tel.: 02 31 / 57 45 86
E-Mail: frank-ehlig@t-online.de
Internet: www.frank-ehlig.de

WP, Prüfer für Qualitätskontrolle nach § 57 a 
Abs. 3 WPO, Sitz im Rhein-Main-Gebiet, führt 
Qualitätskontrollen für kleinere und mittlere 
Berufspraxen durch. Alternativ zur externen 
Qualitätskontrolle werden Berichtskritik und 
weitergehende Qualitätssicherungsmaßnah-
men angeboten.
E-Mail: info@wp-dammel.de

Praktikumsbörse
Anzeigen auch auf k www.wpk.de/anzeigen/

Dipl.-Bw. (FH), Notendurchschnitt 1,9, Bilanz-
buchhalterin, 47 J., Berufsexamina werden 
angestrebt (Steuerlehrgänge Dr. Stitz, Abels 
Kallwass Stitz), StB-Examen 2010, WP-Exa-
men 2012, nicht ortsgebunden, sucht ab so-
fort in Hamburg/Raum Hamburg anspruchs- 
und verantwortungsvolle Aufgabe (Praktikum/

Festanstellung bevorzugt) mit Perspektive bei 
WPG/StBG/WP/StB. Berufserfahrung in Steu-
ern, Bilanzierung, Monats-, Jahresabschluss, 
Jahresplanung (Budget, Forecast), Internes 
Berichtswesen und Konzernberichtswesen, 
Kostenrechnung, EDV- und PC-Erfahrung, 
englische Sprachkenntnisse. Engagement, 

Verantwortungs-, Führungs- und Lernbereit-
schaft, Eigeninitiative, Zielstrebigkeit, analyti-
sches Denkvermögen, Darstellungs-, Kommu-
nikations- und Teamfähigkeit, Kollegialität, 
Flexibilität, unternehmerisches Denken sowie 
souveränes Auftreten werden mitgebracht.
 WPK 3501
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Textsammlung zur 
Wirtschaftsprüferordnung

– Nationale und europäische Regelungen
10. Auflage 2009

Wirtschaftsprüferordnung und Durchführungsverordnungen, 
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Die Macht des Faktischen
Sammlung der von 1989 bis 2004 im 
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von WP Helmut Fischer alias H. F. Flachsl
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Rückgaberecht
Sie haben das Recht, die Ware innerhalb von zwei Wochen nach Erhalt ohne Begründung an die Wirtschaftsprüferkammer, Rauchstraße 26, 10787 Berlin, zurückzuschicken. 
Rechtzeitige Absendung genügt. Die Kosten und Gefahr der Sendung übernimmt die Wirtschaftsprüferkammer.

N E U !

Mit den WPO-Änderungen 

durch das BilMoG und mit 

den EU-Empfehlungen zur 

Qualitätssicherung und 

Haftung



Sichern Sie den

Anschluss Ihrer 

Kanzlei an die   ZUKUNFT hat, wer auf ein wegweisendes 

Konzept setzt: Mit dem DATEV-

Rechenzentrum erleben Sie 

Komfort und Datensicherheit

in einer neuen Dimension. 
Flexible IT-Services unterstützen Sie bei Ihren 
Kanzleiaufgaben: Softwarebereitstellung, Siche -
rung und Archivierung von Daten werden an
das DATEV-Rechenzentrum ausgelagert. Auch 
individuelle Druck- und Versanddienste und 
vielseitige Services bei der Verteilung an Insti-
tutionen übernehmen wir. Das ist sehr kom-
fortabel und gleichzeitig besonders sicher – 
auch bei der Internetnutzung. Ihre Kanzlei 
wird von vielen Routine aufgaben entlastet 
und Ihre sensiblen Daten sind durch die hohen 
Sicherheitsstandards rund um die Uhr bes-
tens geschützt. Informieren Sie sich unter der 
Telefonnummer 0800 3283823.
www.datev.de/rechenzentrum


